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(lesetz-Saminlnng  für  die  Königlichen  ])reussischen  Staaten 
1820/'189:i 

Strntz,  Das  (lesetz  wegen  Aufhebung  direkter  Staatssteuern  vom 
14.  Juli  1893  nebst  den  zur  Ausführnng  desselben  ergangenen 
Bestimmungen,  erläutert. 

Städte-Ordnung  für  die  sechs  östlichen  l’jovinzeu  der  preussischen 
IMoiiarchie  vom  30.  Mai  1853. 

Khebery,  Finanzwissenschaft.  Sechste  Auflaye  1901. 

Fheberg,  (xemeindefinanzen.  Abdruck  aus  dem  Handwörterbuch 
der  Staatswissenschaften. 

Xeefe,  Jahrbuch  deutscher  Städte.  VIH.  1900. 


I |ie  Koinmunalsteiiern  bilden  heutzutage  den  Hauptteil  der  öffent- 
lich rechtlichen  Einnahmen  einer  Gemeinde;  sie  werden  nach 
einem  generellen  Massstabe  in  Form  von  Zwangsbeiträgen  von  den 
Gemeindemitgliedern  erhoben  und  zur  Deckung  der  Gemeindeausgabeu 
verwendet.  Ihnen  gegenüber  treten  die  Gemeindegebühren  und  Bei- 
träge, deren  Erträgnis  nirgends  mehr  ausreicht,  um  die  früher  nur  als 
Notbehelf  betrachteten  Gemeindesteuern  entbehrlich  zu  machen,  an 
Bedeutung  weit  zurück.  Auch  die  zweite  HaupteinnahmequeUe  der 
Gemeinden,  die  aus  Erwerbseinkünften,  vermag  nur  einen  geringen 
Teil  des  Gemeindebedarfes  zu  decken.  Diese  Erscheinung  ei’klärt 
sich  aus  den  wachsenden  Aufgaben,  welche  der  Gemeinde  durch  den 
modernen  Staat  seit  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts  zugewiesen  worden 
sind;  zu  ihrer  Erfüllung  bedurfte  die  Gemeinde  sehr  bedeutendei* 
Mittel,  welche  nur  auf  dem  Wege  einer  rationellen  Besteuerung  zu 
erlangen  waren.  Das  Verhältnis  zwischen  Staats-  und  Gemeinde- 
abgaben ist  zwar  in  allen  deutschen  Ländern  gesetzlich  geregelt  worden, 
weist  aber  im  einzelnen  grosse  Verschiedenheiten  auf.  Besonders 
hat  man  zwischen  selbständigen  Gemeindesteuern  und  Zuschlägen 
zu  Staatssteuern  zu  unterscheiden;  beide  Arten  kommen  in  den 
deutschen  Ländern  vor,  doch  überwiegt  je  nach  der  Gesetzgebung* 
und  dem  herrschenden  Staatssteuersvstem  die  eine  oder  die  andere 

t/ 

Art.  In  Preussen  sind  die  Verhältnisse  durch  das  Kommunal- 
abgabengesetz vom  14.  Juli  1893  bis  auf  weiteres  geregelt  worden. 

Aber  bis  dahin  war  ein  weiter  Weg,  dem  wir  in  der  vorliegen- 
den Arbeit  an  einem  konkreten  Beispiele  nachgehen  wollen.  Es  soll 
unsere  Aufgabe  sein,  dem  kommunalen  Steuerwesen  in  der  Stadt 
Halle  von  seinem  Ursprünge  an  bis  auf  die  Gegenwart  in  seiner 
Entwicklung  zu  folgen.  Wenn  die  letztere  bei  anderen  preussischen 
und  noch  mehr  bei  den  übrigen  deutschen  Städten  im  einzelnen 
mannigfach  von  der  unseres  Beispieles  abweichen  mag,  so  sind  doch 
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he  allen  Städten  so  wesentlich  ühereinstimnnmde  Merkmale  vor- 
ha  iden.  dass  sich  in  vieler  ßeziehnno-  ein  Schluss  von  dem  konkreten 
Falle  auf  die  Allgemeinheit  wohl  rechtfertigen  lässt.  Weitaus  die 
Ulf  isten  Städte  haben  im  ^littelalter  ein  freies  Besteuerungsrecht  aus- 
ge  ibt,  sahen  sich  dann  aber,  die  einen  früher,  die  anderen  spättu', 
durch  ihre  Landesherren  wie  in  anderen,  so  auch  in  diesem  Rechte 
stark  geschmälert  und  erhielten  erst  nach  ihrer  Xeuorganisation  iin 
mc  dernen  Staate  wieder  ein  umfangreicheres  Besteuerungsrecht,  abei' 
au  anderer  Basis  und  unter  der  Oberaufsicht  des  Staates.  Dies(* 
lei  Ue  Periode  der  Entwicklung  zeigt  bei  allen  Städten  dessell)en 
Sti  atsgebietes  naturgemäss  die  grössten  Aehnlichkeiten,  und  der  Be- 
trachtung  dieser  Periode  ist  auch  der  wesentlichste  Teil  der  vor- 
liegenden Arbeit  gewidmet,  während  die  vorangehende  Zeit  nur  in 
eirem  historischen  Ueberblick  behandelt  wird.  Die  Geschichte  des 
ko  nmunalen  Abgabenwesens  der  Stadt  Halle  soll  uns  den  We«:  zeigen, 
de'  ZU  durchwandeln  war,  ehe  das  Gemeindesteuerwesen  den  hohen 
St;  ndpunkt  erreichen  konnte,  welcher  heute  im  Königreiche 
Pr  ‘ussen  vorhanden  ist,  der  zwar  noch  nicht  das  Ziel  selbst,  wohl 
;ibi'r  eine  bedeutsame  Etappe  auf  dem  Wege  zu  demselben  darstellt. 


V 


Oie  Geschiöhte  des  kommunalen  Steuerwesens  in  Halle  bis  zur 
Einführung  der  Städte- Ordnung  vom  30.  Mai  1853. 

^ on  Halle  ist  es  urkundlich  nicht  zu  erweisen,  dass  sie  jemals 
eine  freie  Reichsstadt  gewesen  ist,  doch  hat  sie  J;dirhunderte  hin- 
durch Rechte  und  J reiheiten  besessen  und  in  Anspruch  genommen, 
wie  solche  nur  reichsunmiltelbaren  Städten  zukamen.  Je  mehr  die 
Stadt  aufblühte,  um  so  energischer  wurden  ihre  Versuche,  sich  von 
den  iMagdeburger  Erzbischöfen,  zu  deren  Erzstift  Halle  seit  Otto  des 
Grossen  Zeiten  gehörte,  thatsächlich  und  rechtlich  unabhängig  zu 
machen.  Seit  dem  Jahre  1258  ist  ein  Rat  in  Halle  sicher  naehzu- 
weisen.  V ir  sehen  ihn  in  der  Folgezeit  in  die  verschiedensten 
l^ehden  mit  den  Magdeburger  Erzbischöfen  verwickelt,  welche  ihm 
ein  wichtiges  Privileg  nach  dem  anderen  einbrachten.  Auch  wusste 
der  Rat  sich  die  fast  ständigen  Geldverlegenheiten  seiner  Landes- 
herren zu  nutze  zu  machen,  indem  er  sich  für  vorgestreckte  Summen 
Rechte  erkaufte.  Bald  führte  der  nur  aus  Mitgliedern  der  edelsten 
Stadtgeschlechter,  den  s.  g.  Pfännern,  bestehende  Rat  ein  unum- 
schränktes Regiment  und  schrieb  nach  Belieben  Schoss  und  andere 
Abgaben  aus.  Diese  Willkür  rief  allmählich  einen  scharfen  Gegen- 
satz zwischen  Rat  und  Bürgergemeinde  hervor,  der  schliesslich  in 
einer  Empörung  der  letzteren  im  Jahre  1427  seinen  Ausdruck  fand, 
eine  Erscheinung,  wie  wir  sie  ähnlich  in  fast  allen  grösseren  Städten 
Deutschlands  in  jener  Zeit  finden.  Veranlassung’  zu  dem  Aufstande 
der  Bürgerschaft  gegen  das  adelige  Stadtregiment  gab  eine  ausser- 
ordentliche Vermögenssteuer,  welche  der  Rat  ausschrieb,  um  die  vom 
l.,andesherren  verhängte  Strafsumme  für  die  Hinrichtung  des  Salz- 
grafen Hans  von  Hedersleben  aufzubringen;  der  Erfolg  war,  dass 
die  Alleinherrschaft  der  Geschlechter  beseitigt  wurde  und  die  Ver- 
treter der  Zünfte  und  Bürgergemeinde,  sowie  die  Oberbornmeister 
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Sit.:  und  Stimme  im  Rat  erhielten.  Der  so  hergestelltc  Frieden 
\vä  u’te  nicht  lange;  es  kam  noch  wiederholt  zu  Aufständen,  die  erst 
ihr  Ende  fanden,  als  die  demokratische  Partei  im  Jahre  1478  die 
Stadt  dem  Erzbischof  Günther  in  die  Hände  spielte,  um  die  ver- 
hassten Pfänner  völlig  zu  demütigen. 

Der  Erzbischof  machte  nun  seine  landesherrlichen  Rechte  geltend 
und  erteilte  der  Stadt  eine  Regimentsordnung  vom  18.  März  1479, 
we  che  der  Selbständigkeit  der  Kommune  für  immer  ein  Emle  be- 
reiiete.  Hierin  wurde  die  Anzahl  und  Zusammensetzuno'  der  Rats- 
milglieder  vorgeschrieben,  ihre  Bestätigung  vom  Erzbischof  vor- 
bei alten.  Ferner  wurde  dem  Rate  die  Gerichtsbarkeit  und  das  Recht, 
Bü  idnisse  zu  schliessen,  entzogen  und  ihm  die  Zustimmung  zu  einem 
Bu'gbau  in  oder  bei  Halle  abgenötigt,  der  die  noch  vorhandene 
Mcritzburg  ihr  Entstehen  verdankt;  die  Pfännerschaft  musste  ausser- 
dei  1 zur  Strafe  den  vierten  Teil  ihrer  Thalgütei*  an  den  Erzbischof 
abt  reten. 

Ein  wichtiges  Recht  aber  blieb  dem  Rate,  das  der  Besteuerung; 
um  wurde  in  der  Regimentsordnung  bestimmt,  dass  „sollicher  Ge- 
schos,  lüs  etliche  Zeit  und  bisher  gegeben  ist  worden,  von  dem 
Ra  he  nicht  gehoeht  werden  soll,  es  geschehe  dan  umb  merglicher 
Sache,  und  sunderlich  mit  der  Buiger  geineyn  zu  Halle  wille  und 
ful)orth.“  — Dieser  Schoss,  die  älteste  Abgabe  in  Halle,  war  eine 
dirikte  Vermögenssteuer.  „Jeder  Bürger  und  Einwohner  hat  alle 
Jal  r sein  Vermögen  und  Gewinst  seines  Gewerbes  eydhch  angeben 
und  würden!  und  nach  solcher  Würderung  von  jedem  Hundert  des 
W(  rths  ein  Gewisses  zum  Schosse  erlegen  müssen.“  Der  zu  ent- 
ric  itende  Steuersatz  dürfte  für  alle  Censiten  der  gleiche  gewesen 
sein;  doch  liegt  in  der  Einteilung  der  Vermögenssumme  nach  Hunderten 
des  Wertes  eine  gewisse  Berücksichtigung  der  Leistungsfähigkeit  der 
Eiizelnen.  Im  Jahre  1503  wurde  an  Stelle  dieses  Eidschosses,  den 
mal  abschaffte,  ein  ständiger  Schoss  eingeführt,  den  man  „Unpflicht“ 
uai  nte,  weil  die  Abgabe  ohne  eidliche  Verpflichtung  erfolgte,  und 
zwiir  nach  einem  bestimmten  Satze  und  einer  neu  aufgestellten  Taxe 
dei  Grundstücke.  Die  hiernach  in  dem  Jahre  1503  erhobenen  Ab- 
gaben wurden  als  Norm  angenommen,  als  Reallast  auf  die  Grund- 
stü  3ke  hypothekarisch  eingetragen  imd  als  Grundzins  entrichtet.  Ein 
jeder  Bürger  hatte  ohne  Unterschied  zum  Voraus  10  Groschen,  den 
s.  g.  Vorschoss,  zu  erlegen,  zu  wachen  und  einen  Mann  im  Stadt- 
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graben  zu  halten,  ausserdem  von  seinen  Häusern  nach  der  auf- 
I gestellten  Taxe  jährlich  von  jeden  100  Gulden  1 Gulden  zum 

Hausschoss,  von  den  Kothen  pro  Herd  3 Gr.  2 Pfg.  Herdschoss 
und  von  jeder  Pfanne  der  Thalgüter  so  viel,  als  dem  Landesherren 
davon  zur  Lehnwahre  entrichtet  werden  musste,  zum  Thalschoss 
^ zu  erlegen.  Die  Bürger  ohne  Haus  mussten  ausser  dem  Vorschoss, 

Wächter-  und  Grabengeld  eine  Handels-  bezw.  Handwerkssteuer 
von  26  Groschen  jährlich  aufbringen.  Den  vierten  Teil  des  erzielten 
I Thal-  und  Herdschosses  hatte  die  Stadt,  der  Regimentsordnung  von 

1479  gemäss,  an  den  Landesherren,  den  Magdeburger  Erzbischof, 
abzuführen.  Bei  dieser  Veranlagungsart  hat  man  der  Verschieden- 
heit der  Erw’erbsquellen  mehr  Rechnung  getragen,  als  dies  beim 
Eidschoss  der  Fall  war,  namentlich  ist  das  aus  Grundbesitz  stammende 
Vermögen  stärker  belastet  worden,  aber  ein  Hauptmangel  wurde 
auch  bei  dieser  Art  der  Veranlagung  nicht  beseitigt,  nämlich  der, 
^ I dass  der  Besitz  und  nicht  das  thatsächlich  aus  ihm  fliessende  Ein- 

! kommen  der  Steuerpflichtigen  das  Steuerobjekt  bildete. 

Zu  einer  festen  Abgabe,  die  bis  in  den  Anfang  des  XIX.  Jahr- 
hunderts bestanden  hat,  entwickelte  sich  im  XVI.  Jahrhundert  der 
sogenannte  Kaufschoss.  Diese  Steuer,  welche  ursprünglich  von  der 
I Bürgei-schaft  nur  auf  gewisse  Jahre  zum  Zwecke  der  Schuldentilgung 

bewilligt  wurde,  war  eine  Vermögensverkehrs-Steuer  und  bestand 
darin,  dass  von  jedem  Käufer  eines  Hauses,  Salzkoths,  Thalguts 
I oder  anderen  Grundstückes  im  Weichbild  der  Stadt  Halle  von  je 

100  Thalern  des  Wertes  3 Tlialer  8 Groschen,  und  wenn  „auf  Tage- 
zeiten gehandelt  wurde“,  die  Hälfte,  also  1 Thaler  16  Groschen 
bezahlt  werden  musste.  Zu  dem  Zwecke  wurde  die  ganze  Kauf- 
summe  in  sechs  Teile  geteilt,  von  denen  bei  Abschluss  des  Kauf- 
geschäftes ein  Teil  und  in  jedem  darauffolgenden  Jahre  ein  weiterer 
Teil  entrichtet  werden  musste,  so  dass  nach  sechs  Jahren  der  ganze 
Steuerbetrag  bezahlt  war. 

. Eine  Vermögensverkehrs-Steuer  anderer  Art  war  der  sogenannte 

: Abschoss,  dessen  Erhebung  eigentlich  den  obersten  Gerichtsbehörden 

' I ' des  Herzogtums  zustand,  in  Halle  jedoch  dem  Rate  überlassen  war. 

Der  Abschoss  berechtigte  die  Behörde,  von  allen  Gütern,  die  aus 
^ ihrer  Gerichtsbarkeit  in  eine  fremde  Jurisdiktion  übergingen,  einen 

Teil  abzuziehen,  sei  es,  dass  ein  Fremder  in  ihrer  Gerichtsbarkeit 
etwas  ererbte,  sei  es,  dass  ein  Einheimischer  sich  mit  seinen  Gütern 
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imd  dem  sonstig-en  Vermögen  in  fremde  Jurisdiktion  begab.  Im 
Herzogtum  Magdeburg  und  also  auch  in  der  Stadt  Halle  betrug 
di 'S  Abzugsgeld  den  zehnten  Teil  des  Vermögens.  Für  den  Fall 
je  loch,  dass  an  den  Orten,  wohin  das  Vermögen  gebracht  wurde, 
eil  höheres  Abzugsgeld  zu  entrichten  war,  erhob  man  auch  im 
M agdeburgischen  die  gleiche  Summe.  Befreiungen  von  dieser  Al>- 
gsbe  fanden  verschiedentlich  statt;  so  wurde  dieselbe  nicht  erhoben, 
wmii  ein  Verzug  aus  einer  Jurisdiktion  in  eine  andere  innerhalb 
d(  s Herzogtums  Magdeburg  stattfand,  ferner  von  Adeligen,  Geistlichen, 
l liversitätsbeamten  des  Herzogtums  etc.  Ausserdem  wurden  mit 
ai  swiirtigen  Städten  und  Ländern  Verträge  abgeschlossen,  denen 
ZI  tolge  von  allen  dorthin  übergehenden  Erbschaften  und  anderem 
\ irmögen  entweder  gar  nichts  oder  doch  nur  sehr  wenig  an  Abschoss 
ei  hoben  wurde.  Ein  am  10.  Oktober  1685  mit  den  Berggerichten 
erdchteter  ßecess  bestätigte  dem  Halleschen  Rate  die  Befugnis 
di=‘ser  Erhebung. 

Gleichtalls  in  das  X\  I.  Jahrhundert  fällt  die  Einführung  einer 
V'-rzehrungssteuer,  welche  Erzbischof  Johann  Albreclit  dem  Rate 
ZI  erheben  gestattete,  weil  die  Stadt  unter  seinem  Vorgänger,  dem 
v€  rschwenderisehen  Kardinal  Albreclit,  ungeheure  Summen  an  Ab- 
gx  ben  hatte  aufbringen  müssen,  welche  durch  die  vorhandenen 
E:  nnahmequellcn  nicht  zu  erzielen  waren.  Es  wurde  auf  jedes 
Werk  Salz  ein  Groschen  Steuer  gelegt,  welche  alle  xMonate  eut- 
ri<  htet  werden  musste  und  deshalb  die  Monat-  oder  Vierwochen- 
stnuer  genannt  wurde.  Im  Jahre  1554  erlaubte  Erzbischof  Sigismund 
de  m Kate  diese  Salzsteuer  noch  sieben  Jahre  lang  zn  erheben, 
beanspruchte  aber  von  dem  Ertrage  für  sich  jährlich  2000  Gulden. 
Aus  diesem  Grunde  wurde  die  Steuer  verdoppelt  und  hat  sich  in  dieser 
F(  rm.  trotz  der  energischen  Bekämpfung  seitens  der  Pfännerschaft,  bis 
zu  n Anlang  des  XVHI.  Jahrhunderts  erhalten,  wo  sie  zur  könig- 
lichen Salz -Impost- Einnahme  geschlagen  worden  ist.  Bei  ihrer 
kopfsteuerartigen  Wirkung  bedeutete  diese  Steuer  eine  starke 
Mrhrbelastung  der  gesamten  Bürgerschaft,  insonderheit  der  ärmeren 
K.  assen. 

Noch  eine  andere  direkte  Aufwandsteuer  wurde  in  Form  von 
Ei  1-  und  Ausfnhrzöllen  auf  bestimmte  Waren,  wie  Heringe,  Thran, 
Ode,  Syrup,  Honig  u.  s.  w.,  sowie  auf  Schweine  und  Rinder  schon 
im  XV.  Jahrhundert  erhoben.  Diese  Abgabe  führte  den  Namen 
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Zeise  und  betrug  bei  der  Einfuhr  erstgenannter  Waren  16,  bei  der 
I Ausfnhr  8 Pfg.  pro  Tonne,  für  das  die  Thore  der  Stadt  passierende 
Vieh  waren  3 Pfg.  pro  Haupt  zu  entrichten. 

Ausser  diesen  wirklichen  Steuern  erhob  der  Rat  auch  Gebühren. 
So  war  von  allen  in  die  Stadt  kommenden  Wagen  ein  sog’enanntci’ 

, W'egepfennig  in  einer  Höhe  von  3 Pfg.  und  für  die  Erteilung  des 

Bürgerrechtes  eine  Gebühr  in  verschiedener  Höhe  bis  zu  drei,  seit 
1519  bis  zu  fünf  Goldgulden,  je  nach  dem  Stande  mul  Gewerbe 
des  Nachsuchenden  zn  bezahlen. 

Das  ganze  kommunale  Abgabenwesen  der  Stadt  Halle  im  Mittel- 
alter  weist  eine  Organisation  auf,  wie  wir  sie  gleich  oder  ähnlich 
in  last  allen  deutschen  Städten  gleicher  Grösse  in  dieser  Zeit  vor- 
I linden.  Zwar  ist  die  Ausdehnung  des  Besteuerungsrechtes  der 

I Stadt  Halle  seit  Einnahme  derselben  durch  ihren  Landesherren,  den 

! Magdeburger  Erzbischof,  etwas  mehr  beschränkt  als  in  den  freien 

' I Reichsstädten,  aber  die  Steuerarten  sind  einander  doch  sehr  ähnlicli. 

Jene  haben  das  System  der  ergiebigen  Aufwandsteuern  viel  mehr 
ausgebildet,  als  dies  in  Halle  der  Fall  gewesen  ist,  dafür  zeigt 
letztere  Anlänge  einer  Besteuerung  des  Vermögensverkehrs,  wie 
wir  sie  in  jener  Zeit  noch  selten  finden, 
i Aber  nicht  nur  für  kommunale  Zwecke  wurden  Abgaben  in 

Halle  erhoben;  auch  die  Pflichten  gegen  Reich  und  Landesherren 
erforderten  Summen,  welche  nicht  immer  aus  der  Stadtkasse  gedeckt 
I werden  konnten.  Es  handelte  sich  hier  meist  um  Beiträge,  welche 

ZU  Kriegszeiten  tür  das  Reich  oder  aber  zu  den  auf  den  Randtaoren 
von  den  Ständen  bewilligten  Unterstützungen  der  Landes- Verwaltung 
aufgebracht  werden  mussten.  Wenn  der  Rat  dazu  imstande  war, 
bezahlte  er  diese  Beiträge  aus  der  Kämmerei-Kasse,  sonst  wurden 
dieselben  durch  eine  nach  Proportion  des  Vermögens  ausgeschriebene 
Kollekte  von  der  Bürgerschaft  erhoben.  Legte  der  Landesherr  eine 
Steuer  auf,  so  verglich  sich  der  Rat  statt  der  beizutragenden  Quote 
aut  eine  gewisse  Summe  im  ganzen  und  hat  auf  diese  Weise  in  der 
Zeit  von  1535  bis  1583  incl.  356  592  Gulden  17  Groschen  10  Pfg. 
entrichtet,  was  zu  einer  starken  Verschuldung  der  Stadt  Anlass 
gab.  Durch  den  im  Jahre  1594  im  Kloster  Berga  vor  Mao-deburo- 
I erfolgten  Vergleich  mit  den  übrigen  Mitständen  wurde  das  Kontingent 

der  Stadt  Halle  zu  den  Reichsstenern  von  jeden  zn  kontribuierenden 
tausend  Thalern  auf  101  Rthlr.  3 Pfg.  und  zu  den  Landesprästationen 


I 
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f H)T  Kthlr..  zu  den  Kreissteueru  aut'  70  Rthlr.  Id  (rr.  11  t'est- 
:;etzt.  Nach  dem  westfälischen  Frieden  vci'anschlau'te  man  das 
Diitingent  Halles  zu  einem  einfaclien  Hömei'imtnat  auf  121  Guldtm 
(4r.  4 Pfo-,  — 

Ausser  den  Abgaben  der  Bürger  flössen  der  Stadtkasse  auch 

Cr  o 

s städtischem  Grundeigentum  und  aus  Erwerbsgeschäften  Ein- 

o C' 

infte  zu.  Von  letzteren  wäre  das  Ifier-  und  Weinschank-Privileg 
nennen,  welches  die  Bürgerschaft  dem  Kate  im  Jahre  1464  zu- 
standen hatte.  Besonders  bemerkenswert  sind  aber  die  Ein- 
hmen  aus  den  IMünzei-Gefällen.  — 

Die  Münzei-  oder  Münz-Revenue  war  in  514  Marken  eiu- 
teilt,  mach  welchen  jährlich  unter  Abzug  der  Kosten  der  Eeber- 
huss  und  Gewinn  von  dem  Salzgrafen  als  Münzmeister  an  die 
iteressenten  ausgeteilt  wurde.  Unter  diesen  Marken  gab  es  t)4 
hwere.  von  denen  der  Rat  seit  1392  dreissig  besass,  welche 
lirlich  ihren  unveränderlichen  Zins  trugen,  und  zwar  von  jeder 
ark  3^2  Mittel-Schock  (=  3 silberne,  d.  h.  alte  Schock).  Die 
>i’igen  4.50  Marken  in  der  Münzei  waren  s.  g.  kleine  oder  geringe 
arken,  welche  kein  festes  Einkommen  ergaben,  bei  denen  sich 
isselbe  vielmehr  nach  dem  jährlichen  Ertrage  riehtete.  \"on 
esen  kleinen  Marken  hatte  der  Rat  von  Halle  bis  zum  Beginn 
?s  XV.  Jahrhunderts  allein  180  käuflich  er\\orben.  — ■ Alle  diese 
arken,  kleine  sowohl  wie  schwere,  mussten  der  Stadt- Verwaltung 
u üblichen  Schoss  entrichten,  und  zwar  jede  Mark  20  alte 
röschen,  so  dass  die  Münzei-Gefälle  im  ganzen  jährlich 
1 Schock  20  Gr.,  nach  heutiger  Rechnung  142 7;i  Thh'..  an  Sclioss 
ibrachten,  welche  vor  der  Verteilung  der  ganzen  Summe  der 
irlichen  Einnahmen  samt  dem  Abzug  von  67  Schock  55'’/,;  Thlr. 
r Unkosten  abgezogen  wurden.  — Waren  in  früheren  Zeiten  die 
ünzei-Gefälle  dem  Rate  nur  verpfändet  gewesen,  so  gelangten  sie 
it  1487  in  den  dauernden  Besitz  der  Stadt  und  blieben  daselbst 
s zu  der  Zeit,  wo  das  Erzstift  Magdeburg  an  das  Kurhan- 
■andeuburg  liel,  welches  die  Münzei  ..als  uralte  Kammer-Kevenue" 
izog  und  deren  Erträge  durch  einen  besonders  zu  dem  Zwecke 
nannten  Beamten  an  die  Magdeburgisehe  .,Domänen-Renthei" 
füliren  liess. 

Auf  die  \'ermehrung  des  städtischen  Grundbesitzes  war  der 
it  ständig  bedacht,  selbst  in  den  Zeiten  der  gr<'issten  Finanz- 
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kalamität.  Sclmn  aus  dem  Beginn  des  .XI II.  Jahrhunderts  wird  in 
<ler  Dreyhaupt’schen  Chronik  i'iber  den  Kauf  der  s.  g.  Pulvcrweiden 
berichtet.  Im  XI V.  und  XV.  Jahrhundert  folgten  dann  verschiedeiu’ 
Ankäufe  von  Klüstern,  Kauf-  und  anderen  Häusern  namentlich  von 
den  stets  geldbedürftigen  Bischöfen.  Die  meisten  und  wichtigsten 
Erw('rbungen  stammen  aber  aus  dem  X\’l.  Jahrhundert.  Sie  alle 
aufzuzählen,  würde  zu  weit  führen;  besonders  erwähnt  seien  nur 
die  Rittergüter  Beesen  und  Ammendorf,  der  Flecken  Ringleben, 
das  Stoyenliolz,  das  Vorwerk  und  die  Mühle  von  Gimritz  und  da> 
Vorwerk  Domnitz. 

Ueber  die  Bev(5lkerungsverhältnisse  der  Stadt  Halle  während 
des  Mittelalters  felden  jegliche  Angaben. 


Audi  nach  vollzogener  Einigung  des  Rates  und  der  Bürger- 
Schaft  und  dem  Ih’ginn  einer  friedlichen,  gemeinsamen  Stadt- 
Verwaltung.  gelang  es  der  Stadt  nicht,  der  schweren  Finanz- 
kalamitäten  Herr  zu  werden.  Die  zalilreichen  Xenbauten  in  der 
Stadt,  die  hirwerbung  neuen  Grundbesitzes,  die  nach  A'ollendung 
des  Baues  der  Moritzburg  erfolgte  PXhebung  Halle  s zur  erzbisehöf- 
liehen Residenzstadt  und  vor  allem  die  schweren  pekuniären 
( >pfei'.  welche  der  schmalkaldische  und  später  der  dreissig- 
jährige  Krieg  der  Stadt  auferlegten,  Hessen  die  Schuldenlast  zu 
enormer  Höhe  anwachsen,  woran  auch  die  Xeuorganisation  der 
städtischen  Verwaltung  durch  Markgraf  Christian  Willielm  im 
Jahre  1625  und  später  durch  den  Administrator  Herzog  August 
nichts  zu  ändern  vermochten.  Erst  al>  nach  dem  westfälischen 
Friedensschlüsse  das  Erzstift  Magdeburg  als  Herzogtum  an  Kur- 
brandenburu’  kam,  sollten  die  Verhältnisse  in  Halle  andere  und 
bessere  werden. 

Freilich  maclite  der  Kat  vergebliche  Anstrengungen,  sieh  auch 
unti  r der  neuen  Herrschaft  die  alten  Hoheitsreehte  zu  wahren,  die 
zahlreichen  Petitionen  an  den  Grossen  Kurfürsten  und  die  langen 
Verhandlungen  mit  dessen  Räten  liatten  doch  nur  den  Pürfolg.  da>> 
die  ^tadt  im  tlahre  1GS7  eine  neue  liegimentsordnung  erhielt,  durch 
welche  die  lUdugnisse  der  städtischen  Behörde  um  ein  gut  Teil 
reduziert  wurden.  Besemders  unangenehm  emjdand  man  dit^  Durch- 
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runu'  der  iiemMi  General-Steuorordminc,  welche  die  Accise  in 
le  einführte  nnd  den  Rat  unter  eim*  ire^\•isse  Kontrolle  der 
fürstlichen  Stener-Konimissarc  stellte. 

Die  Accise  war  ein  System  von  Steuern,  zusammengesetzt 
Personal-,  Ertrags-  und  Aufwandsteuern.  Durch  ihre  Ein- 
rung in  den  Städten  des  ehemaligen  Herzogtums  Magdeburg 
12.  Dezember  168.1  wurden  alle  bis  dahin  bestehenden  Steuern 
liehen  t’harakters,  soweit  sie  in  den  Regimentsordnungen  nicht 
ärücklich  ausgenommen  waren,  ausser  Hebung  gesetzt.  Von 
in  Halle  beseitigten  Steuern  hatten  im  Jahre  1685 '86  die 
ebiijsten  folgende  Erträge  geliefert; 

die  Vierwochensteuer  ....  5090  Thlr. 

die  Salzsteuer 9129  „ 

der  Thalschoss 811  „ 

die  Münzei 784  ., 

Restehen  blieben  in  derselben  Eorin,  wie  bisher,  der  Vor-, 
is-  und  Herdeschoss  nebst  Wächter-  und  Grabengeld  als  Ver- 
i'enssteuer,  desgleichen  die  Vermügensverkehrs-Stcuern,  \velche 
Xamen  Ab-  und  Ivaufschoss  führten.  Ausserdem  wurde  ein 
‘derlagezins  von  Wein  und  Bier  entrichtet,  und  zwar  von 
‘in  Eimer  Landwein  6 Gr.,  wenn  er  öffentlich,  und  J Gr.,  wenn 
tür  die  Haushaltung  gebraucht  wurde,  von  joder  Tonne  fremden 
r<‘s  ohne  Unterschied  7 Gr. 

\ on  den  Gebühren  kam  der  Wegepfennig  in  Fortfall;  da- 
en  wurde  ein  Stättegeld  bei  Jahrmärkten  neu  eingeführt  und 
Gewälirung  des  Marktrechtes  eine  Gebühr  erhoben.  Die  Er- 
ung  des  Bürgerrechtsgeldes  war  gemäss  der  Verfassung  vom 
re  162-)  der  Art  geregelt  worden,  dass  im  allgemeinen  für  Bc- 
ung  mit  dem  Bürgerrecht  10  Goldgulden,  für  Nichtangesessene 
nach  ihrem  Erwerlie  2,  '■>  und  mehr  Reichsthaler  zu  bezahlen 
en;  an  dessen  Stelle  musste  von  fivmden,  im  Stadtgebiete 
lenden  Personen  bei  länger  als  zweitägigem  Aufenthalte  ein 
■liches  Schutzgeld  von  10,  12  bis  18  g.  Gr.  entrichtet  werden, 
de-  neuen  General-Steuer-(  )rdnung  wurde  das  Bürgerrechtsgeld 
ereil  nach  Unterschied  der  Stände  und  Personen,  unter  gänz- 
ler  Befreiung  der  Xeuanbauenden,  auf  den  Betrag  von  1 bi.-^ 
lilr.,  hriclistons  (j  Thlr.  lestgosetzt;  zur  Krlangung  des  Meister- 
it(‘s  nuis>teu  10  Thlr.  gezahlt  werden. 
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Eine  neue  Einnahmecjuelle  wurde  dem  Rate  daduich  eröffnet, 
dass  man  ihm  gestattete,  Strafgelder  zu  erheben.  Auch  unter  den 
Erwerbseinkünften  zeigen  sich  in  dieser  Zeit  manche  neue  Alten. 
So  wurde  z.  B.  ein  Wasserzins  von  den  städtischen  Röhrwasser- 
Berechtigten  erhoben. 

Die  flaupteinnahmen  diesei'  Art  aber  gewährten  die  zahlreichen 
Pacht-  und  Mietsgelder  von  Mühlen,  Brau-  und  anderen  Häusern. 
Plätzen  u.  s.  w. 

Der  Grundbesitz  der  Stadt  verringerte  sich  im  Laufe  des 
XVH.  Jahrhunderts  infolge  der  starken  Verschuldung  sehr  beträcht- 
lich; selbst  die  beiden  Rittergüter  Ammendorf  und  Beesen  musste 
der  Rat  im  Jahre  1655  dem  Domkapitel  zu  Magdeburg  wieder- 
käufiieh  überlassen. 

Die  Gesamt-Einnahmen  der  Stadt  wurden  in  der  Regiments- 
Akte  vom  Jahre  H)87  auf  15  461  Thlr.,  12  Gr.,  9 Plg.,  veranschlagt, 
der  eine  Ausgabe  von  13  136  Thlr.,  9 Gr.,  4 Pfg.  gegenüber  gestellt 
wurde.  Wenn  der  thatsächliche  Ueberschuss  auch  ein  höherer 
gewesen  sein  sollte,  als  hier  angenommen  worden  ist,  >o  konnte  er 
doch  nimmermehr  genügen,  um  eine  wirkliche  Besserung  in  den 
städtischen  Finanzverhältnissen  herbeizuführen.  Schon  im  Jahre  1625 
war  die  Scluddenlast  der  Stadt  so  gross,  dass  die  Zinsen  nicht 
mehr  bezahlt  werden  konnten,  und  im  Jahre  1717  erreichte  dieselbe 
die  für  damalige  Zeiten  ganz  enorme  Sumnn'  von  4 692  817  Thlr. 
4 Gr.  Bei  solchem  Stand  der  Dinge  konnte  nur  ein  Gewaltmittel 
Abhilfe  schalfen,  und  dieses  wurde  dem  Magistrate  durch  ein  könig- 
liches Reglement  vom  2().  Juli  1717  an  die  Hand  gegeben.  Diesem 
Reglement  zufolge  wurde  das  Schuldkapital  um  10  pCt.  herabgesetzt, 
wobei  die  bis  zu  jenem  Jahre  rückständigen  Zinseti  unberücksichtigt 
bleiben  und  diejenigen  Creditores,  welche  sich  mit  weniger  als 
10  pCt.  genügen  lassen  wollten,  zuerst  bezahlt  werden  sollten.  Es 
war  dies  eine  der  vielen  energischen  Massregeln,  durch  weicht' 
König  Friedrich  Wilhelm  I in  die  verlotterte  Wirtschaft  der  Städte 
seines  Reiches  < )rdnung  brachte.  Um  auch  für  .die  Zukunft  di»' 
Rückkehr  solcher  Verhältnisse  unmöglich  zu  machen,  erliess  er  zwei 
Jahre  später  „ein  rathäusliches  Reglement  für  die  Stadt  Halle“,  in 
dem  ein  Kämmerei-Etat  über  Einnahmen  und  Ausgaben  aufgestellt, 
ein  Kämmerei',  sowie  ein  Kämmerei-Kontrolleur  mit  der  linanziellen 

•> 
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\oivvaltung  der  .Stadt  betraut  luu]  für  diese  verantwortlich  gemacht 
will  de.  Die  segensreichen  Folgen  aller  dieser  Massregein  zeigten 
sicf  bald,  und  bis  zum  Jahre  1806  waren  die  Schulden  der  Stadt 
trotz  der  schweren  Kriegszeiten  unter  Friedrich  des  Grossen 
Regierung  auf  20  070  Thlr.  herabgesunken:  über  die  Art  dieser 
schnellen  Tilgung  liegen  leider  keine  Berichte  vor. 

In  dem  kommunalen  Abgabenwesen  traten  im  XVIII,  Jahr- 
hun  lert  keine  Aenderungen  ein.  nur  wurde  für  das  Bürgerrechtsgeld 
ein  genauer  Tarif  aufgestellt.  Darnach  zahlten: 


a)  Fremde,  und  zwar  Honoratioren  bi>  8 'Hilr 

In  uunosmeister  . . a 

“ „ 

Handwerksleute  und  wer  ein  auiehn- 
liches  Haus  erwarb  . 8 

solche  ohne  Profession  o 

bl  Bürgerssöhne  und  arme  Leute  in  der 
Stadt 1 

V 

auf  dem  Strohhofe,  vor  dem  Klaus- 
thore.  Peteisberge  und  Wein- 


gärten 


12  g.  Gr 


1^  ..  ., 


Die  Fremden  hatten  ausserdem  ein  sog.  Feuereimergeld  v n 
18  i.  Gr.  zur  Kämmerei,  und  jeder  ohne  Fnterschied  16  g.  Gr.  bis 

1 1 ilr.  zur  Laternenkasse.  4 iiis  ,s  g.  (4,.,  Almosenkasse 

zu  zahlen. 

In  den  Lesitzverhältnissen  der  Stadt  traten  im  Laufe  des 
18.  ahrh lindert s einige  wesentliche  Veränderungen  ein.  1788  wurde 
nämach  das  Vorwerk  Domnitz  für  22  105  TliK  Gold  verkauft  und 

diesfr  Betrag  zur  V iedereinlösung  der  Rittergüter  Ammendorf  und 
Bee  sen  verwandt. 

bm  ein  Bild  von  der  Höhe  der  Krträgnisse  der  Abgaben 
und  Erwerbseinkünfte  in  der  Stadt  Halle  zu  Beginn  des  XIX.  Jahr- 
hunoerts  zu  geben,  lassen  wir  hier  einige  Angalien  aus  dem 
Kam  nerei-Abschluss  des  Ifechoungsjahres  1805/06  folgen,  in  welchem 

JahiN'  noch  .1er  alte  BesteuerungsmodiH  Geltung  hatte.  Darnach 
kamt  n ein: 
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an 

Thal  und  Herdscho.ss  . 

644  Rthlr. 

22 

( Ir.  1 

ünjiflichtigen  von  Häusern  *)  . 

2214 

5« 

22 

V ■> 

Schoss  von  Bürgern  ohne  Haus 

541 

55 

02 

..  6 

Schutzgeld  von  Einwohnern 

ohne  Bürgerrecht  . . . 

46 

55 

0 

55 

51 

Bürgerrechts-  und  Feuer- 

eimer-Geld von  neuen 

Bürgern 

227 

55 

12 

55 

55 

Abzugsgeld 

538 

“) 

7 

55 

Kaufschoss 

1819 

55 

21 

..  6 

55 

Niederlage-  und  Spundgeld 

von  eingebracht.  Getränken 

705 

55 

23 

h 

aus 

dem  Markt-,  Wage-  und 

Pülizeiamte 

3940 

55 

13 

••  1 

vom  Stadtbrauwesen  .... 

467 

^5 

4 

« 4 

an  Pacht-,  Mietsgeldern  und  Erli- 

16754  „ 8 „11  ,.  u.s.w. 

Im  ganzen  betrugen  die  Einnahmen  42  798  Rthlr.  19  Gr.  2 Pth., 
denen  Ausgaben  im  Betrage  von  31  045  Rthlr.  16  Gr.  1 Pfg.  gegen- 
über standen,  so  dass  sich  ein  Ueberschuss  von  11  753  Rthlr.  3 Gr. 
1 Pfg.  ergab. 

Bei  den  Ausgaben  ist  es  interessant,  zu  sehen,  wie  wenig  da- 
zumal noch  für  gemeinnützige  Zwecke,  wie  Beleuchtung,  Schul-  und 
Armenwesen  u.  s.  w.  ausgegeben  wurde,  während  die  Besoldungen 

der  städtischen  Beamten  fast  22«  o aller  Ausgaben  in  Ansitruch 
nahmen. 

A Oll  einer  P^ut\\'ickluiii>‘  des  koinniunaleii  Abgabenweseus  in 
Halle  seit  dem  XIV.  Jahrhundert  kann  man  noch  zu  Anfano-  de> 
XIX.  Jahrhunderts  kaum  sprecheu.  Wir  finden  fast  noch  dieselben 
Abgaben  nach  den  gleichen  Grundsätzen  erholien,  nur  sind  es  weniger 
geworden,  weil  der  Staat  das  Recht  der  Aufwandbesteueruug  der 
Stadt\  ei  \\  altung  entzogen  und  lür  sich  in  Anspruch  genommen  hat 
Auch  spielen,  wie  der  Kämmerei-Abschluss  von  1805/06  zeigt,  dio 
wirklichen  Steuern  noch  zu  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts  keines- 

) iSo  wurden  das  \V  achter-  und  Grabengeld,  ferner  verschiedene  Zin^- 
verpflichtungen  von  Häusern  vor  dem  Galg-  und  Klausthore,  auf  dem  Stroh- 
hote,  dem  Petersberge  und  in  Ringleben  zusammen  bezeichnet. 
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c‘g^  eint“  allzu  bedeutende  Rolle  in  dem  Eiunahiueweseu  der  Stadt, 
enii  während  durch  Pacht-  und  Mietsgelder  allein  09,14%  aller 
inküulte  aufgebracht  wurden,  haben  die  Einnahmen  aus  wirklichen 
euern  nur  den  beseneideneu  Prozentsatz  von  8,28  aufzuweisen,  die 
IS  Gebühren  von  nur  0,76.  Nehmen  wir  die  für  das  Jalir  1806 
igegebene  Bevölkerungsziffer  von  rund  26O00  Köpfen  als  richtig 
I,  so  kamen  in  dem  Rechnungsjahre  1805''06  auf  die  Person  4 Gr. 
Pfg.  an  Kommimalabgaben. 

Die  Angaben  über  den  Bevölkeruiigsstand  der  Stadt  Halb'  vor 
■m  XIX.  Jahrhundert  sind  recht  dürftig  und  auch  wold  unzuver- 
ssig,  da  sie  auf  Sclüitzungen  beruhen.  Die  älteste  Nachricht  in 
eser  Beziehung  stammt  aus  dem  Jahi'e  ITöl.  wo  die  Bevölkerungs- 
ffer  auf  nur  13  460  Köpfe  geschätzt  wird  trotz  des  Zuwachses 
irch  die  Refugies,  der  Gründung  der  Universität  und  des  Waisen- 
luses.  Fünf  Jahre  später  linden  wir  schon  16  040  angegeben, 
ihrend  das  Jahr  1772  wieder  nur  noch  13  438  Einwohner  aufzu- 
eisen hat.  An  dem  Rückgang  trugen  ausser  dem  siebenjiiiuigen 
riege  zahlreiche  Seuchen  die  Schuld.  Von  da  an  zeigt  sich  ein 
indiges  V achstum,  so  dass  wir  schon  im  Jahre  1782  bei  einer 
iuserzahl  von  2184  eine  Bevölkerung  von  20  149  angegeben 
ideii,  tlie  sich  auf  Halle  und  ihre  Vorstädte  folgendermassen 
■rteilte: 


Halle 
Glaucha  2 888 
Neumarkt  1759 


15  502  Einwohner  incl.  800  Studenten 

..  1 68 


„ luul  5*J8  Schül(M‘ 
11.  Lehrern,  d.  Waisonliause 


Bis  zum  dahiv  180()  sind  daun  weitere  AiiDaben  nicht  vor- 


i:  nden. 


Der  Zusammenbruch  der  preussischen  Monarchie  in  den 
Ji  hren  1806  und  1807  brachte  für  d ie  Stadt  Halle  Lmwülzuniten 
ei  isehneidendster  .Vrt.  Nachdem  die  Stadt  von  den  Franzosen  besetzt 
w >rden  war,  musste  der  schwer  bedrängte  Magistrat  nach  An- 
!ii  rung  des  Gutachtens  einer  zu  dem  Zwecke  eingesetzt<m  ausser- 
oi  lentlichen  Kommission  mit  Genehmigung  des  französischen 
Ir  tendanten  am  18.  Dezember  1807  uine  Zwan^sanleihc  aus- 
sc  ireiben,  welche  bei  Einzahlung  von  vollen  25  Thlrn.  zu  5 pCt. 
vt  rzinst  und  derartig  aufgebracht  werden  sollte,  „dass  von  einer 
jeden  Hufe  Stadtacker  zu  15  Acker  25  Thlr,  (Fenso  viel  von 


— 21  — 


jedem  Kothe,  und  von  jedem  Kapitalisten  eine  seinen  Wrmiigens- 
verhältnissen  angemessene,  von  der  Kommission  festgesetzte  Summe 
eingefordert  wurde.“ 

Halle  wurde  später  in  dem  neu  gegründeten  Königreich  West- 
falen dem  Departement  der  Saale  zugeteilt  und  erhielt  eine  völlig 
neue  Verwaltungsbehörde,  bestehend  aus  einem  Maire,  mehreren 
Adjunkten  und  einem  Munizipalrat,  deren  Elrnennuug  dem  Könige 
zustand.  Im  Januar  1809  begann  diese  neue  Behörde  ilire  Thätig- 
keit,  welche  sich  namentlich  auf  die  Verteilung  der  von  der  neuen 
Regierung  auferlegten  Abgaben  erstreckte.  Eine  Reihe  wiehtiger 
Steuergesetze  kamen  zur  Durchführung,  welche  in  kurzer  Zeit  die 
Staatskasse  zu  füllen  vermochten,  die  Kommunal-Einnahmen  in- 
dessen stark  verringerten.  Der  Kaufschoss,  die  ergiebigste  der 
bisherigen  Steuern,  wurde  aufgehoben  und  obendrein  noch  die 
Ausgaben  der  städtischen  Verwaltung  durch  die  Fordeiauig,  die 
Kosten  der  öffentlichen  Strassenbeleiichtung  allein  zu  tragen,  ohne 
die  Bürger  zu  Beiträgen  herauzuziehen  wie  bisher,  sowie  zur 
Armenversorgung  jährlicli  12*  Hl  Thlr.  zuzuschiessen.  beträchtlich 
gesteigert.  Nach  langen  Verhandlungen  gestattete  die  Regierung 
durch  kgl.  Dekret  vom  4.  Juli  1811  dem  Maire  die  Einriclitung 
eines  städtischen  Octrois.  d.  li.  die  Ivrliebung  gewisser  Eingangs- 
und  Ausgangssteuern,  um  hiei'durch  die  Mittel  zur  Bildung  eines 
Fonds  zu  gewinnen,  mit  dessen  Hilfe  die  Abtragung  der  Kriegs- 
schulden und  eine  [irompte  Zahlung  der  Zinsen  von  den  Stadt- 
obligationen ermöglicht  wm’den  sollte.  Auf  welche  (Gegenstände 
des  Gt'brauchs  und  Verbrauclis  diese  Steuer  ausgedehnt  wav,  ist 
mir  nicht  bekannt.  Mit  dem  1.  Dezember  is]  1 trat  der  ( )ctroi 
und  gleichzeitig  mit  ihm  ein  Wegegeld  oder  Pliastergeleit  ins  Leben, 
dagegen  wurden  alle  bisherigen  Abgaben  mit  Ausnahme  des  Bürgt-r- 
schosses.  Schutz-  und  Stättegeldes  aufgehoben.  Das  städtische 
Budget  aus  dem  Jahre  1812  zeigt  die  Ergiebigkeit  der  neuen 
Steuer,  indem  dort  der  Ertrag  des  Octrois  auf  14  874  Rthlr.,  2:’,  Gr.. 
4 Ptg.  angegeben  ist.  Im  ganzen  betrug  in  diesem  Jahre  die  Ein- 
nahme aus  Kommunalabgabtm  17  293  Rthlr,.  2 Gr.,  5 Pfg.  oder 
27,49  pCt.  aller  Einkünfte  der  Stadt.  Trotz  dieses  Mehrertivu>e- 
vermochte  die  Stadt  nicht  einmal  ein  Drittel  der  auf  den  Etat  e-e- 
setzten  Zinsen  der  btadtschulden,  von  denen  ein  Retragf  von 
6585  Thalern  auf  tlie  seit  1806  kuntrahierten  iiel,  die  ii1>riu'en  von 
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(‘leisteten  Kautionen  In'rriilii'ten.  zu  bezahh'ii.  Di'shalh  übernahm 
le  Avesttalische  Kegiernng  die  dureli  den  letztem  Krieg  veranlasste 
•iuild  der  Stadt  Elalle  in  die  Staatsschuld;  nacli  der  Rückkehr 
alles  an  Preussen  wurde  dieselbe  übi'rhaujit  annulliert. 

-Vueh  nachdcni  du*  kranzosen  ini  »Jahre  1S13  IIalh‘  g’eriiuint 
itten  und  dt'r  jVIagistrat  in  seint'r  irühern  (b’stalt  wiech'r  eiiiyesetzt 
ar,  musste  die  Stadt  noch  schwere  pekuniiire  Opfer,  namentlich 
Gestalt  von  Jvriegssteueni,  liringen.  Dann  aber  begann  nach 
M'  Wieden'inverleilmng  des  ehemaligen  Herzogtums  Mairdeburg 
den  pieussischen  Staat  auch  für  Halle  eine  Zeit  friedlicher  und 
'deihlichei  Entwicklung.  Nicht  nur  wurdi*  für  \ erbesseriim’’  des 
g in  \(‘rlall  gerateni’n  Schul-  und  Arnumwesens  vi(*l  gethan,  auch 
IS  städtisclu'  Abgaben-  und  Schukh'titilgungsw  esen  wurdi*  in  zweck- 
ässiger  Weise  organisiert  und  das  Stadtgebiet  durch  die  k]in- 
•rleibung  der  Städte  Glaucha  und  Xeumarkt  im  Jahre  1817  be- 
ichtlich  erweitert;  erstere  zählte  ;130  Feuerstellen  mit  rund 
MIO  Einwohnern.  Neuniarkt  27»')  Feuerstelh‘n  mit  20ü0  Einwohnern, 
ne  hölieren  Orts  genehmigte  Schuldentiigungs-Kommissinn  begann 
re  1 hätigkeit  damit,  die  Einwohru'r  aufzufordern.  ihre  Forderungim 
die  btädte  Halh'.  (rlaucha  und  Neumarkt  zu  li(|uidiert‘ii  und 
für  auf  100,  50,  25  und  10  Tlilr.  lautende  5 proz.  Stadtobli- 
tionen  in  Eniptang  zu  nehmen.  Die  Schuldfiitilgungskasse  wurde 
n der  Kommission,  unabhängig  von  der  Jväiiimerei,  verwaltet, 
loch  mit  der  Beschränkung',  dass  Ausfälle  der  Kämmerei  aus 
-en  Beständen  gedeckt  werden  sollten.  Als  Eiiinahmeiiuellc 
lieh  die  Kommissionskasse  die  Berechtigung  auf  folgende  Er- 
bungen : 


e Einnahmen  aus  dem  „Bierpfennige“,  welcher  1818:  20221/.,  Th  Ir. 

dem  ( )ctroi  und  Wegegelde,  welche  ..  17110 

dem  Kaufschoss  ....  welcher  „ IJOO','.,  „ 

emgebracht  hatten,  ferner  den  Erlüs  von  zu  verkaufenden  Grund- 
st 

'V< 


icken;  vom  1.  Januar  1819  an  kam  noch  eine  Art  Zoll  dazu, 
Icher  für  die  ihre  Ladung  einnehmenden  oder  ausladenden  Kähne 

Wispel  Körnerfrucht 
Klafter  Holz, 

Zentner  Gut, 

Ruthe  f'tein  festgesetzt  wurde. 


auf 

1 

g.  Gr.  pro 

6 

Ih'o'. 
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1 

g.  Gr.  „ 

Die  Wiedereinführung  der  durch  die  westfälische  Ib'gierung 
aufgehobenen  Kommunaiabgal.en  ge.schah  mit  Genehmigung  der 
kgl.  Regierung  im  Oktober  lsi7  auf  Ansuchen  der  Gemeinde 
lediglich  im  Interesse  des  städtischen  Schuldentilgungsfonds.  Der 
Kaufsdioss  \\  Ul  de  jetzt  aui  ..  pC  t.  des  Kaufwert(‘S  von  Häusern 
und  rhalgütein  normiert,  wovun  1 * •>  pCt.  bei  der  Erwerbung’  eines 
Grundstückes,  1 pCt.  nach  Ablauf  des  erst(‘n  und  der  Rest  nach 
.\blauf  des  zweiten  . Jahres  bezahlt  werden  sollte. 

J)er  (iesamt-8chuldenstand  d<*r  vereinigten  Städte  betrii»' 
206  250  Ihlr.  Obwohl  sich  die  Hoffnung,  dass  der  Staat  die  ihm 
für  nicht  bezahlte  Leistungen  in  den  Jahren  1800  bis  1813  seitens 
dt‘r  Stadt  liquidierten  Beträge  in  einer  Gesamthöhe  von  30  07  1 Thlr. 
bezahlen  würde,  nicht  erfüllte,  sondern  die  Hauptverwaltung  des 
Staatsschukh*nwesens  den  diesbezüglichen  städtischen  Antrag  wegen 
Nichtinneiialtung  des  festgesetzten  rerniincs  der  Einreichung  zurück- 
wies. brachte  .-s  die  Kommission  doch  dahin,  dass  die  Schuld  im 
Jahre  l.':'2J  auf  74  SOI  Thlr.  reduziert  war  und  vom  1.  Juli  des 
folgenden  »lahrt's  ab  die  Zinsen  sämtlicher  ^tadtschulden  auf  4 jiCt. 
herabgesetzt  und  die  infijlge  dieser  Ivonv(‘rtierung  gekündigten 
Kapitali(*n  im  lotalbetrage  v<m  00  535  Thlr.  zurückbezahlt  werden 
kennten.  Die  nicht  gekündigten  Beträge  beschloss  man  durch 
jähriiclie  \ erlosung  zu  amortisi(‘reii  umi  der  Kasse  zur  Durch- 
lührung dieser  Tilgung  den  Ertrag  des  Zuschlages  zu  der  inzwischen 
durch  .las  Abgabengesetz  vom  30.  Mai  1820  eingeführten  und  vom 
1.  September  d.  •],  in  Halle  zur  Erhebung  gekommenen  Mahl-  und 
f>chlachtsteuer  von  ^ ..  zu  ersterer  und  zu  letzterer  an  »Stelle 
der  mit  ihrer  Einführung  fortgefalleneii  Octrois  und  Biergefälle  zu 
uberweisen,  ln  der  Zeit  ihrer  Wirksamkeit,  welche  mit  der  Ver- 
einigung dieser  Kasse  mit  der  der  Kämmerei  endigte,  verringerte 
sich  dii-  städtische  Schuldenlast  um  147  618  Thlr.  26  Sgr.  3 Pfg. 
und  die  Last  der  Zinsen  von  jährlich  13  200  auf  4745  Thlr.,  welch 
günstiges  Resultat  allerdings  zum  grossen  Teile  dem  Verkaufe  oder 
der  \ erpachtung  von  wertvollem  städtischen  Grundbesitze  zu  ver- 
danken war.  Auch  nach  Auflösung  der  Kommission  wurde  das 
Schuldentilgungswesen  kräftig  weiter  gefordert,  wobei  (^in  königliches 
Gnadengeschenk  von  30  000  Thlrn.  im  Jahre  1834  wesentlich  half. 
1841  waren  nur  n.jch  Stadtobligationen  im  Betrage  von  64  800  Thlrn. 
»aiihamlen.  welche  drei  »fahre  später  planmässig  amortisiert  wurden. 
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em  ausser  den  zu  zaldeiiden  d Y2  pCt.  Zinsen  jährlich  Y;  pCt. 

ilgt  und  so  die  Schuld  nach  48  Jahren  ahe'etrairen 

1 sollte. 


Au 


aiK 


Ini  stadtisclieu  Ahixabenweson  vollzogen  sich  in  Halle  zu 
fang-  und  iu  der  Mitte  des  XIX.  Jahrlumdei  ts  weseutliclie  Ver- 
erungen,  meist  infolge  oder  im  Anschlüsse  an  die  staatliche 
iiergesetzgebung.  Die  Einführung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
st  des  städtischen  Zuschlages  haben  wir  bereits  erwähnt.  Letzteren 
lässigte  man  vom  1.  Juni  1822  ab  von  Vg  i‘uf  Vo  während  der 
Schlachtsteuer  vt)u  V<;  ^^uf  ^ j erhöht  wurde,  bis  man  ihn  im 
re  183b  von  beiden  gleichmassig  auf  ^ oder  33  Y-,  pCt.  normierte.  — 
I den  durch  Fortfall  des  Octrois  entstandenen  Ausfall  von  circa 
•OO  Thlrn.  zu  ersetzen,  führte  der  Magistrat  am  1.  Juli  1821 
" Kommuual-Eiukommensteuer  ein,  welche  nur  pi’ovisorisch  sein 
deren  Ertrag  in  jedem  Jahre  nach  Massgabe  des  Bedürthisses 
rilguug  und  ^ erzinsung’  dm'  städtischen  Schuld  und  der  Sorge 
das  Ai'menwesen  festgestellt  und  erhoben  werden  sollte.  Für 
Jahr  1821  wurde  tür  das  städtische  Schuldenwesen  ein  Steuer- 
von  12  770  Thlrn..  für  ilas  Armenwesen  von  11  800  Thlrn.  aut 
Etat  gesetzt.  Die  Erhebung  erfolgte  nachfolgenden  (irimdsätzen; 

\ om  Einkommen  der  Hausbesitzer,  Kapitalisten, 

Handels-  und  Gewerbetreibenden  wurden  , 
von  dem  der  Ackerbesitzer  und  Pächter 
von  dem  Einkommen  der  Beamten  und 

Pensionäre  bis  2.70  Thlr 1 

500  exl. 

von  500  Thlr.  und  darüber  . 
vom  Gesellen-  und  Tagelohn  bis  herab  zu  dem 
Betrage  von  50  Thlr 2 resp. 

Zur  Entscheidung  der  eingehenden  Keklamationen  wurde  eine  aus 
i ^lag’istratsmitgliedern  und  10  von  der  Gemeinde- Vertretung' 
ählteu  Bürgern  zusammeng(‘setzte  Kommission  gebildet.  Gegen 
Entscheidung  dieser  ersten  Instanz  stand  dem  Abgabepflichtigen 
Appellation  an  die  kgl.  Regierung  zu. 

t>bwohl  sich  in  der  Abstufung  dieser  Steuer  nach  den  Arten 
Einkommens  das  Bestreben,  dieselbe  gei'echt  auf  die  einzelnen 
siten  zu  verteilen,  nicht  verkennen  lässt,  so  weist  diese  Ein- 
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kominensteuor  (ioch  f?ehr  sclnven*  Mängel  auf.  Ini  allgoiHriiu*n  sind 
die  Prozeut.sätzr,  \v(‘lche  von  dnin  Hinkomnitni  als  Steuer  zu  ent- 
richten  waren,  viel  zu  lioch.  Sodann  muss  man  es  o;era<lezu  aK 
Ungerechtigkeit  l>ezeichuen,  dass  die  Handels-  und  Gewerbe- 
treibenden ohne  Unterschied  in  die  gleiche  Kategorie  mit  den  Haus- 
besitzern und  Kapitalisten  gebracht  worden  sind,  wodurch  die  kleinen 
Handwerker  und  Kaut'leute  ganz  imverhältiiismässig  hocii  belastet 
werden  mussten.  Dass  die  Steuerfähiukeit  beeinflussende  V(*rhältnisse 
l)ei  der  \eranlagung  nicht  Berücksichtigung  erfulu’en,  kann  in  der 
damaligen  Zeit,  wo  auch  bei  den  Staatssteuern  aut’  solche  Umstände 
keim»  Rücksicht  genommen  wurde,  nicht  wunderl)ar  erscheinen. 
Immerhin  bedeutet  diese  Einkommensteuer  wegen  ihi'er  allgemeinen 
Ausdehnung  und  der  Art  <ier  Bemessune’Si»’rundhu>v  einen  wesent- 
lichen Fortschritt  nvgimülHa’  dem  früheren  Besteueruna'ssystem  in 
Halle  nicht  nur,  sondern  auch  in  (h*n  meisten  ühriizvii  deutschen 
Städten  der  damaligen  Zeit. 

Mit  Einführimu'  dieser  Einkommeiisttuier  tielen  die  Hier- 
piennig-Gtdälle  fort,  (‘ine  Aufwandsteuer,  welche  j(ah‘  v<m  den 
städtischen  Brauern  gtdiraute  Kanne  Bi-aun-  und  \V(‘isshier  mit 
1 Pfg,  belastete  imd  vnm  11.  Xovemher  1^17  ab  in  Hehunn  war 

Das  städtische  Budgt‘t  vom  Jalm‘  1 8. ‘>2  weist  i'olgende  Ein- 
nahmen aus  Kommunahihgaben  auf: 

An  Komniunalzuschlae'  auf  die  staatliche 

Mahl-  mul  Schlaciitsteuer  ....  b7b2U,  Thlr. 
Einkommt‘iisteU(M‘ 21  457'. 

..  Schoss  von  Bürgvi'u  ohne  liau>  . 750' 

Kaufsclioss 2 330 


31  330  Thli'.  l.öGr. 


\ Oll  Jen  erzielten  Einnahmen  der  .'"'tadt  überliaujit  im  Betrage  vrm 
02  197  Thlr.  5 Sgr.  10  Pfg.  (‘uthelen  auf  die  Kommunalabgaben 
50,2)7  pCt.  Vergleichen  wir  dieses  Erg(‘hiiis  mit  dem  der 

Jalm‘  1805  00  und  1812,  so  zeigt  sieh,  wie  sehr  das  kommunale 
Abgabenwesen  für  dit'  Deckung  des  städtischen  Bedarfes  im  Laufe 
der  Zeit  an  Bed(‘utung  gewonnen  liat. 

Auf  Grund  der  B(‘Stimmung  des  ^ 35  dtu-  r(*vi.li(‘rteii  Stiidte- 
Ordnung  des  Jahres  1831.  wonach  alle  L(‘istungeii,  zu  deium  da> 
Käinmer(‘i-Vermr»gen  nicht  au>ndchte.  von  allen  Mitgliedern  dei- 
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]:oinmime  gleichinässig  getragen  werden  sollten,  wurde  unter 
cem  27.  Juli  1836  vom  Magistrate  die  Aufhebung  aller  hiermit  in 
^Uderstreit  stehenden  Abgaben  früherer  Zeit  publiziert.  Dadurch 
fam  unter  anderem  der  Hürgerschoss  in  \V<>gfall;  das  hierdurch 
\ erursachte  Minus  in  den  bhnnahmen  sollte  durch  die  bereits  er- 
V ahnte  Erhöhung  des  Zuschlages  zur  Mahl-  und  Schlachtsteuer  von 
2j  ant  33y,j  pCt.  ausgeglichen  werden.  Weitere  Einnahmen  brachte' 
u der  Folgezeit  die  durch  das  Reglement  vom  16.  April  1835  in 
I alle  eingeführte  Hundesteuer,  der  zufolge  füi'  jeden  nicht  mehr  an 
d *r  Mutter  saugenden  Hund  halbjährlich  1 3'hlr.  15  Sgr.  zu  ent- 
richten war.  Befreit  von  dieser  Steuer  waren  nur  Wacht-  und 
<1  cschättshunde.  Auch  die  \erleihung  des  Bürgerrechtes  war  mit 
Einkünften  verbunden.  Es  waren  alle  diejenigen,  weicht'  ein  be- 
siimmtes  jährliches  Einkommen  aus  einem  stehenden  Gewerbe 
(i  iindestens  von  3ÜU  Thlr.)  oder  ein  Grundstück  in  einem  Wt'rte 
v.in  mindestens  800  Thlrn.  besassen,  zur  Elrwerbung  dt's  Bürger- 
rt  chts  verpflichtet,  diejenigen  aber,  welche  aus  anderen  Quellen  ein 
nkommen  von  mindestens  400  Thlrn.  bezogtm,  hierzu  berechtigt, 
und  wurde  das  Bürgerrecht  vom  Magistrate  gt'gen  eine  Gebühr  von 
1.  dhlrn.  erteilt  und  der  nt'ue  Bürger  eidlieh  als  solcher  ver- 
pl  ächtet.  Alle  übrigen  Einwohner  ohne  Fnterschied  wurden  als 
8(  hutz's ei w andte  bezeichnet  und  hatten  ('in  Schutzgeld  zu  entrichtt'ii 
w -Icht's  jedoch  durch  die  oben  erwähnte  Bestimmung  dt'r  Städte- 
( ) 'dnuug  im  Jahre  18.36  aufgi'hoben  wurdt'. 

^ Mit  dem  12.  April  1840  trat  ein  nein's  Einkommensteiu'r- 
Iv  'gulativ  in  Kraft.  Ihm  zufolge  unterlagen  der  Steuer  alle  Personen. 
V''lche.  im  (renuss  eines  selbständigen  Einkommens  von  mindestens 
8(  Thlrn.,  in  Halb'  ihren  Wohnsitz  hatten.  Objekt  der  Besteuerung 
Wir  das  ganze  Einkommen,  gleichviel,  ob  dem  Pflichtigendasselbe 
m lerhalb  des  Gemeindebezirkes  oder  von  anden.'ii  Orten  zufloss.  Da 
das  auf  Grund  des  § 53  der  Städte-Ordnung  vom  30.  Mai  185.3 
ungearbf'itete  Regulativ  dieser  Einkommensteuer  bis  auf  die  Be- 
gr*nzung  d('r  Steuerpflicht  ganz  auf  den  Bestimmungen  des  alten 
fu?st  und  wir  uns  mit  dem  verbesserten  Regulativ  später  eingehend 
zu  beschäftigen  haben,  so  wollen  wir  hier  auf  die  näheren  B('- 
stinmungen  des  Ehnkommensteuer-Regulativs  nicht  eingehen. 

Die  liberalen  Ideen,  ivelche  das  Sturmjahr  1848  zeitigte, 
fü  irten  in  der  Stadt  Halle  zu  ('im'in  bemerkenswerten  Reform- 


veisuch  des  kommunah'n  Abgabenwesens.  Angeregt  durch  ein 
interimistisches  Gesetz  vom  4.  April  1848,  durch  welches  der  vor- 
läufige Erlass  von  > 3 der  Mahlsteut'r.  wi'lche  in  Halle  im  Dui'ch- 
schnitt  der  .fahre  1844/46  jährlich  34  244  Tldr.  ('inbrachte,  an- 
gf'ordnet  worden  war,  wurde  die  viel  umstrittene  Frage,  ob  es  nicht 
das  Bi'sfe  sei,  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  aufzuln'ben  und  durch 
i'ine  direkte  Steuer  zu  ('rs(‘tz('n.  auch  in  der  Stadt  Halle  zum 
Geg('iistand  In'ftigster  Erörterungen.  Die  Gi'gner  dii'si'r  Steuern 
unterlagen  indessen  trotz  der  energischsten  Versuche,  ihri'r  nuten 
Sache  zum  Siege  zu  verhi'lfen,  gi'genüber  (h'iii  Anträge  d('r  ver- 
mitt('lnd('n  Partei,  welchi'r  dahin  ging,  ,.dass  man  bei  der  Ri'gierung 
beantragf'ii  wollti'.  dass  in  Halb'  die  Mahlsteuer  von  Roggi'u.  Gerst(', 
Hirse,  Hafä'r,  Ilülsenfrüchten  und  d('u  daraus  gefertigten  Produkti'u 
gänzlich  be.seitigt  werden  möchti'  und  statt  der  3 der  Mahlsteuer, 
welciu'  der  Staat  bisher  eingenommen  liabe,  die  Summe  durch  ('ine 
direkte  Steuer  aufzubringvn,  bei  der  jedoch  die  Einwolumr  mit 
einem  Einkommen  von  nur  SO-lOO  Thlr.  freizulassen  seien;  da- 
gegen .sollte  die  .Steuer  von  Weizen  vorläufig  beibehalten  und  der 
Stadt  das  ihr  davon  gebührende  Dritti'l  des  Ertrages  bar  vergütet 
werden."  Dii's.'r  Antrag  erhii'lt  in  der  That  d,V  Genehmigung 
seitens  der  Regierung,  und  wurdi'  vom  1.  Mai  des  Jahres  1848  ab 
die  Mahlsti'iier  in  der  beantragti'n  Wt'ise  aufgi'hoben.  „Dea  durch 
Freilassung  von  nicht  weniger  als  2095  mit  ('inem  Einkommen  bis 
zu  100  Thlrn.  veranlagten  1 laushaltungen  entstehenden  Ansläll  be- 
schloss man  aus  dem  städtischen  Anteil  der  Weizensteuer  zu 
decken,  die  dann  noch  zur  Ersetzung  di'r  Roggensteui'r  aufzu- 
bringende Staats-  und  Kommunalsteui'r.  veranschlagt  zu  einem 
runden  Iii'trage  von  16  300  Thlrn.,  von  den  übrigen  2890  llau.s- 
lialtungen  durch  entsprech(*nde  ATrmehruiig  der  Simpla  der 

Romiiiunalsteuer  um  6 und  deren  Erlu'bung  in  monatlichen  Raten 
aufzubringeu." 


Aber  diesi'  EirsatzsteiU'r  fristete  nur  i'in  kurzes  Dasein;  am 
1.  Juli  1851  musste  sie  der  Roggi'ii-Mahlsteuer  wieder  weichen. 

I ('her  die  Eu'trägnisse  der  kommunalen  Abgaben  in  Halle  um 
die  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  giebt  ein  Rechnum>s- Abschluss 
der  Stadtkasse  aus  dem  .fahre  1852  Aufschluss,  dem  wir  folgendes 
entm'hiiK'n: 
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An  Kommunalstenern  und  ähnliclieu  Erhebungen  kamen  ein 
942  Kthlr.,  2 Sgr.,  10  Pfg.;  davon  entfielen  auf 
len  Komnnmalzuscldag  auf  die 
Mahl-  und  Schlaclitsteuer  nebst 

Mahlstener-Drittel  ....  8 1496  Kthlr.,  12  Sgr.,  10  Pfg. 

lie  städtische  Einkommensteuer  28  902  „ 26  „ — „ 

lie  llundesteurer 416  ,,  4 „ 10 

88815  Rthh'.,  18  Sgr.,  8 Pi g. 

Durch  was  für  Kommunalabgaben  der  noch  fehlende  Kest 
L 1126  Kthlr.,  19  Sgr.,  2 Pfg.  gedeckt  worden  ist,  ist  nicht  an- 
eben. Der  im  Jahre  1882  noch  zur  Erhebung  gelangte  Kauf- 
oss  hätte,  nach  dem  Betrage  von  1832  zu  schliessen,  eine 
ssere  Summe  als  die  in  Frage  stehende  ergeben  müssen  und  ist 
enfalls  in  dieser  Zeit  schon  aufgehoben  gewesen,  obwohl  ich 
über  keine  Angaben  gefunden  habe.  Das  in  diesem  Jahre  eiu- 
ommene  Geld  für  Verleihung  des  Bürgeirechts  ist  in  dem 
dinungs-Abschluss  unter  der  Rubrik  „Berechtigungen''  in  einem 
rage  von  948  Kthlr.,  7 Sgr.,  6 Pfg.  zur  Verrechnung  gekommen, 
‘hnen  wir  diese  Summe  zu  der  Einnahme  aus  Kommunalsteuern 
zu,  so  erhalten  wir  im  ganzen  57  887  Kthb'.,  10  Sgr.,  4 Pfg.. 
sind  65,97  pCt.  aller  städtischen  Einnahmen.  Gegenüber  dem 
re  1882  hat  sich  der  durch  Kommunalstenern  gedeckte  Betrag 
städtischen  Bedarfes  um  15,60  pCt.  vermehrt. 

ln  den  folgenden  Jahren  sind  keine  Aenderungen  im  konnnu- 
m Steueuerwesen  eingetreten,  und  werden  sich  die  Erträgnisse 
selben  nicht  allzu  sehr  von  dem  des  Jahres  1882  unterschieden 
eu.  Erst  das  Inkrafttreten  der  neuen  Srädte-Urdnung  vom 
Mai  1858  verursachte  mancherlei  Xeuerungiai. 

Die  Entwicklung  des  kommunalen  Abgabenwesens  in  Halle 
dieser  Zeit  an  soll  den  Gegenstand  eimw  b(‘Sonderen,  ein- 
enden Untei’suchung  bilden,  welcher  der  Hauptteil  dieser  Arl)eit 
.’idmet  ist. 
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Die  Entwicklung  der  Kommunal-Besteuerung  in  Halle  während  der 

letzten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts. 

In  dem  von  uns  zu  betrachtenden  Zeitraum  unter.scheiden  wir 
folgende  tlrei  8teueri)erioden: 

I.  1857  1874 

II.  1875—1891  92 

III.  1892/98  — 1899  1900. 

Die  Gründe  für  eine  solche  Einteilung  liegen  darin,  dass 
innerhalb  dieser  Perioden  die  zur  Erhebung  gelangenden  Haupt- 
Steuerai'ten,  bezw.  das  ganze  Steuersvstem  gewechselt  haben. 
Allg('mein  lassen  sich  die  Arten  der  Komnnmalsteuern  in  zwei 
Hauptgruppen  scheiden,  erstens  in  selbstämlige  Gemeindesteuern 
und  zweitens  in  Zuschläge  zu  Staatssteuern.  Innerhalb  beider 
(li'ui)pen  ei'giebt  sich  dann  ein  weiterer  Unterschied  zwischen 
Ertrags-,  Eiid<ommens-,  Aufwand-  und  Verbrauchssteuern. 

Wir  müssten  unsere  erste  Steuer])eriode  eigentlich  mit  dem 
Jahre  1885  beginnen,  weil  zu  dieser  Zeit  in  Halle  bereits  die 
Urinzipien  und  Arten  der  Besteuerung  in  Geltung  waren,  wie  wir 
sie  im  Jahre  1857  vorfimhni;  doch  fehlt  uns  das  Zahlenmaterial 
für  die  Jahre  1855/56. 

Durch  das  Inkrafttreten  der  neuen  Städteonlming  vom 
80.  Mai  188.‘5  waren  die  Befugnisse  der  Magistrate  in  Preussen  hin- 
sichtlich des  kommunalen  Steuerwesens  erweitert  worden.  Bisher 
war  die  Ausschreibung  aller  neuen  Steuern  von  der  Prüfung  und 
Bestätigung  der  Regierung  abhängig  gewesen  und  musste  der  jährliche 
Haushalts-Etat  gemäss  einer  von  der  Kegierung  erteilten  Instruktion 
festgestellt  werden.  Nach  den  neuen  Bestimmungen  bedurfte  die 
l^tadtverwaltung  bei  der  Ausschreibung  von  Steuern  zur  Deckung' 
der  kommunalen  Bedürfnisse  der  Genehmigung  seitens  der  Regierung 
nur  für  die  Erhebung  von  Zuschlägen  zu  direkten  Staatssteuern, 
welche  mehr  als  50  pCt.  betragen  würden,  sowie  für  „besondere 
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dir  -kte  oder  indirekte  Gemeindesteuern,  welche  neu  eingeführt, 
erh  )ht  oder  grundsätzlich  verändert  wenlen  sollten“,  ferner  für  die 
Erf  ebung  eines  Einzugs-  oder  Einkaufsgeldes.  Der  jährlich  von 
den  Magistraten  zu  entwerfende  Haushalts-Etat  brauchte  der  Regierung 
nui  eingereicht  zu  werden,  doch  behielt  sich  ilieselbe  das  Recht 
vor  die  etwa  von  der  Stadtverordneten- Versammlung  verweigerten, 
der  Gemeinde  aber  gesetzlich  obliegenden  Leistungen  auf  den  Etat 
zu  setzen  oder  ausseronlentlich  zu  genehmigen.  — In  Halle  wurden 
nur  auf  Grund  der  neuen  ge>etzlichen  Bestimmungen  in  unserer 
ersten  Steuerperiode  1855  74  folgende  Abgaben  erhoben: 

I.  Selbständige  Gemeindesteuern: 

1.  eine  kommunale  Einkommensteuer. 

2.  eine  Hundesteuer, 

3.  ein  Einzugsgeld. 

4.  ein  Hausstandsgeld, 

5.  eine  Hausstands- Ergänzungssteuer, 

0.  ein  Bürgerrechtsgeld. 

II.  Zuschläge  zu  den  Staatssteueru; 

1.  eine  Gebäudesteuer, 

2.  eine  Mahl-  und  Schlachtsteuer. 

Einige  dieser  Abgaben  fristeten  nur  ein  kurzes  Dasein.  So 
Win  len  da.s,  auf  Beschluss  des  Magistrates  vom  19.  April  1854  an 
erhobene,  Hausstands-  und  Einzugsgeld,  sowie  die  Hausstands- 
Erg  inzungssteiier  schon  nach  wenigen  Jahren  wieder  aufgehoben, 
erstires  1860,  das  andere  1867,  während  die  Hausstands-Ergänzungs- 
stei  er  bereits  im  Jahre  1858  in  Fortfall  gekommen  war.  Diese 
drei  zusammengehörigen  Abgaben  sollten  den  Ausfall  der  durch  die 
neu ; Städteorihumg  aufgehobenen  Gebühr  für  die  Erteilung  des 
Bürgerrechtes  ersetzen.  Ihre  Bestimmungen  waren  folgende: 

a)  Alle  neu  eiuziehenden  Personen  hatten,  sobald  sie  nach 
den  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Halle  ihren  Wohnsitz  nahmen, 
12  riialer  Einzugsgeld  zu  entricditen. 

b)  Jeder  einen  selbständigen  Haushalt  begründende  Einwohner 
solle  bei  einem  zur  städtischen  Einkommensteuer  veranlagten 
jähi  liehen  Einkommen 
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von  250—499  Thlr.  ...  5 Thir., 

„ 500-799  ,,  ...  10  ,. 

„ 800  Thlr.  und  darüber  .15  „ 

Hausstandsgeld  zahlen, 

c)  Jeder  Einwohner,  der  in  Halle  ein  Gewerbe  liegiunen  oder 
ein  Grundstück,  Soolgüter  oder  Siedegerechtigkeiten  erwerben 
würde,  sollte,  sofern  er  das  Bürgerrecht  bisher  nicht  besessen,  noch 
Hausstandsgeld  gezahlt  hätte,  eine  Hausstands-Ergänzungssteuer 
zahlen,  und  zwar  beim  Beginn  eines  Gewerbes  nach  Massgabe  des 
jäluiiclien  Einkommens  nach  den  für  das  Hausstandsgeld  normierten 
Batzen,  bei  Grundstücks-  etc.  Erwerbungen  bis  zu  einem  Werte  von 

1000  Thlr.  5 Thlr., 

3000  ,.  10  ,. 

über  3000  „ 15  ., 

Die  Erträge,  welche  diese  Abgaben  lieferten,  waren  gering. 

Sie  betrugen  während  der  Zeit  ihres  Bestehens  durchschnittlich 

pn»  Jahr 

vom  Hausstandsgeld  1806.75  Mk.  oder  0,62  pCt.  dei- 
gesamten  Kommimalsteuern, 

vom  Einzugsgeld  7140,98  Mk.  oder  2,18  pCt.  der  ge- 
samten Kommunalsteuern, 

von  der  Hausstands  - Ergänzungssteuer  936. — Mk.  oder 
0,35  pCt.  der  gesamten  Kommunalsteuern. 

An  Stelle  der  wenig  ergiebigen  Hausstands-  uml  Hausstands- 
Ergänzimgssteuer  wurde  S(dt  dem  Jahre  1861  auf  Grund  des 
Regulativs  vom  11.  .luli  1860,  bestätigt  am  6.  August  desselben 
Jahres,  gemäss  dem  Gesetze  betreffend  das  städtische  Einzugs-, 
Bürgerrechts-  und  Einkaufsgeld  vom  14.  Mai  1860,  in  Halle  wiedei- 
ein  Einzugs-  und  Bürgerrechtsgeld  erhoben.  Darnach  hatten  alle 
in  Halle  neu  anziehende  Personen  ein  Einzugsgeld  von  10  Thalern 
zu  entrichten,  sobald  sie  hier  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
ihren  Wohnsitz  genommen  hatten,  (§  1)  und  diejenigen  Einwohner 
des  Stadtbezirks,  welche,  entsj)rechend  den  Vorschriften  des  § 5 
der  btädte-(4rdnung  vom  30.  Mai  1853,  neu  in  die  Bürgerrolle  ein- 
getragen wurden,  ein  Bürgerrechtsgeld  an  die  Kämmerei  zu  zahlen 
5).  Das  Bürgerrechtsgeld  betrug^; 
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1.  sofern  ilie  Kiutraguug  in  die  HUrgeri'olle  erfolgte 

ai  ^vegen  des  Besitzes  eines  Wohnhaases,  oder 
Vi)  wegen  eines  selbständigen  Gewerbebetriebs  mit  wenigstens 
zwei  (Tehilfeii,  oder 

ei  bei  einem  zu  der  städtischen  Einkommensteuer  veran- 
lagten jährlichen  Einkommen 
von  2Ö0  Thlr.  bis  einschliesslich  500  Thlr.  . 5 Thlr. 

V 001  „ „ ,,  suo  „ .10  „ 

>01  „ und  mein- 15  „ ( 0-) 

Befieit  von  (.lieser  Abgabe  waren 

al  die  unmittelbaren  und  mittelbaren  Staatsbeamten,  die 
Lehrer  und  die  Geistlichen,  welche  gemäss  dienstlicher 
Verjillichtnng  in  Halle  ihren  Wohnsitz  nahmen,  ferner 
bj  Militär[)ersonen,  tlie  nach  zwölfjährjger  aktiver  Dienstzeit 
sich  zuerst  in  Halle  niederliessen,  sowie  die  unter  a| 
genannten  Personen,  sofern  sie  nach  ihi-em  Ausscheiden 
aus  dem  aktiven  Dienst  ihren  ersten  Wohnsitz  nach 
Halle  verlegten, 

c)  diejenigen  Personen,  welche  in  Halle  bereits  einmal 
Bürgerrechtsgeld  oder  llausstandsgeld  entrichtet  hatten 
(§  3,  4 und  Ol. 

Diese  Abgabe  trug  vorwiegend  den  Gharakter  einer  Gebühr. 
H'as  ihre  jährlichen  Erträgnisse  anbetrill't,  so  bleiben  dieselben 
ziemlich  konstant.  Nur  das  Jahr  1>70  zeigt  gegenüber  dem 
j ihrlichen  Durchschnitt  der  Periode  IXil  74  im  Betrage  von 
■-110,11  Mk.  ein  starkes  Plus;  es  brachte  3')35.'20  Mk.,  das  sind 
< ,57  pCt.  der  gesamten  Kommunalabgaben. 

Eine  Hundesteuer  wurde  in  dieser  Periode  noch  nach  dem 
1 Iten  Heglemeut  vom  10.  A})ril  1>35  nebst  Nachtrag  vom 
: 0.  August  1S44  erhoben.  Darnach  war  jeder  Bürger  und  Drts- 
t inwolmer,  mit  Einschluss  der  Studiereinlen,  Civilbeamten  und  Militär- 
1 ersonen,  der  sich  einen  Hund  anschaifte,  verpflichtet,  hiervon  dem 
1 lagistrate  sofort  schriftlich  .Mitteilnng  zu  machen.  Die  Steuer  für 
j nlen  an  der  Mutter  nicht  mehr  saugenden  Hund  betrug  3 Thh'.. 
1 nd  hatte  die  Zahlung  in  halbjährlichen  Paten  von  1 Pthlr.  Io  Sgr. 
{in  2.  Januar  bezw.  l.Juli  gegen  (Quittung  pränumerando  zu  erfolgen. 

Jon  der  Zahlung  der  Hundesteuer  konnten  auf  vorhergegangenen 
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.Vntrag  beim  Magistrate  die  Eigentümer  solchei-  Hunde  entbunden 
worden,  die  entwfahn'  zur  Bewachung  oder  zum  Gewerbe  unent- 
behrlich waren;  doch  durtten  diesfdben  nui'  zum  angebenen  Zwecke 
verwendet  werden.  All»'  Hunde,  welche  versteuei’t  oder  zum  Be- 
triebe eines  Gewerbes  steuerfi'ei  zugestanden  waren,  sollten  ein 
1 lalsband  tragen,  aul  dem  Name  und  Hausnummer  tles  Besitzers 
l)ezeichnt't  und  an  welclnnn  ausserdem  ein  Zeichen  mit  der  be- 
ti'eflenden  Nummer  des  Hunderegisters  beb'Stiat  war;  die  au  der 
Kett<>  liegtmden,  sog.  Wachthunde,  bedurften  dieses  Zeichens  nicht. 
.\uf  Verstösse  gegen  dii'se  Vorschriften  waren  Strafen  bis  zu 
1 Thlr.  gesetzt. 

Mit  dem  1.  Januar  1871  trat  ein  neues  Hundesteuer-Kegle- 
nient,  datiert  vom  8.  Dezember  1870,  bestätigt  am  1.  Mai  1871,  in 
Kraft.  Der  Betrag  der  Jahressteuer  änderte  sich  gegen  früher 
nicht.  Der  Hundesteuer  unterlagen  nach  § 1 des  Reglements  alle 
Hunde,  welche  von  Bewohnern  der  Btadt  Halle,  gleichviel  ob  sie 
förmlich  als  Einwohner  aufgenoinmen  oder  zu  bloss  temporärem 
Aufmithalt  daselbst  verstattet  waren,  einschliesslich  der  Militär- 
personen  und  der  Studierenden,  gehalten  wurden,  sobald  sie  das 
Lebensalter  von  drei  Monaten  üljerschritten  hatten.  Zur  Zahlung 
der  Hundesteuer  war  nach  § 2 jeder  verpflichtet,  der  einen  nach 
^ 1 der  Besteuerung  unterworfenen  Hund  hielt  oder  einen  ihm  zu- 
gt'laulenen  Huiul  länger  als  eine  \\  oche  beherbergte  oder  einen 
von  eigener  oder  frenuler  Hündin  geworfenen  jungen  Hund  läna’er 
als  drei  Monate,  von  dessen  Geburt  an  gerechnet,  bei  sich  behielt. 

M er  innerhalb  eines  der  beiden  Semester  in  den  Besitz  eines 
der  Steuer  unterworfenen  Hundes  gelangte,  musste  nach  § 6 die 
halbjährige  Steuer  für  denselben  voll  entrichten.  Die  von  Militär- 
personen  gezahlte  Hundesteuer  wurde,  gemäss  ^ 7 des  Reglements, 
am  Jahresschlüsse  der  Militärbehörde  zur  Verwendung  für  militä- 
rische Zwecke  zurückgezahlt;  die  übrigen  Steuerbeträge  verblieben 
der  Hundesteuerkasse  und  wurden  nach  näherer  Bestimmunir  der 
Stadtbehörden  zu  gemeinnützigen  Zwecken  im  städtischen  Haushalte 
verwendet.  Sodann  tmthält  das  Reglement  noch  Bestimmungen 
über  die  An-  und  Abmeldepflicht  von  Hunden  und  über  Steuer- 
befreiungen. In  letzterer  Beziehung  bestimmt  § 11,  dass  auf  Steuer- 
freiheit die  Besitzer  solcher  Hunde  Anspruch  hätten,  die  1.  zur 
Bewachung  der  Grundstücke  nötig  seien,  2.  als  Zughunde  zum 


84 


(je’.erbebetriebe  benutzt  würden,  8.  zum  Seliutze  und  Beistand  von 
( )b : t[>ächtern,  Feldhütern,  Hirten,  Fleischern,  \’’iehtreibern,  Jäg't'rn 
veiii  Profession  etc.,  sow  ie  als  fdihrer  von  Blinden  dienten.  Steuei  - 
1 rei Wachthunde  sollten  nach  i;  18  nur  den  Eigentümern  der 
(Inndstücke,  resp.  deren  Vieewirten  und  den  Pächtern  ganzer 
(ln  ndstücke,  nicht  aber  dmi  Mietern  einzelner  M'olinungen  bewilligt 
wei  len.  Steuerfrei  bewilligte  Wachthunde  durften  nur  als  Ketten- 
hur de  benutzt  werden  (§  lö).  Die  Steuerfreiheit  für  die  im  § 11 
bez  nchneten  Zug-,  tlewerbs-  und  Schutzhunde  wurde  stets  nur  auf 
1 Jahr,  und  zwar  vom  1.  Juli  bis  1.  Juli,  erti-ilt  und  musste  vor 
Ablauf  dieser  Frist  von  neuem  nachgesucht  werden,  widrigenfalls 
sie  als  erloschen  und  der  Hund  wieder  als  versteuerbar  galt;  auf 
Wa:>hthunde  fand  diese  Beschränkung  keine  Anwendung. 

Die  Erträgnisse  aus  dieser  Steuer  zeigen  ein  allmähliches 
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)e  • ständiges  Anwachsen. 

Es  kamen  ein: 

1857 

2236,04  Mk.,  d. 

s.  0,88 

pCt.  der  Koiniiuinalsteuern 

1868 

2884,88  .,  ., 

.,  0,83 

1867 

4302,72  „ „ 

1,16 

M V ■") 

1872 

7‘^78  P^ 

1 - 4 C . 1 ,,  ,, 

„ 0,99 

V D r 

Das 

Jahr  1872  zeigt. 

dass 

die  Bestimmungen  des  neiu‘u 

Keiulatives  auf  das  Erträgnis  von  günstigem  Eiullnss  gewesen  sind. 

Für  das  Schlussjahr  unserer  Stenerperiode  waren  7200  ABv.  in 
Soli  gestellt;  über  das  wirkliche  Erträgnis  fehlen  mir  die  Angaben, 
Del  durchschnittliche  jährliche  Betrag'  der  Hundesteuer  in  der 
Per  ode  57/74  belief  sich  auf  4177,29  Mk.  oder  0,98  pCt.  aller 
Koi  iimunalsteuern. 

Die  Betrachtung  der  letzten  und  wichtigsten  sell)ständigen 
(iei  leiadestener  unserer  Periode,  der  städtischen  Einkommensteuer, 
wol  en  wir  zuletzt  vornehmen,  um  eine  Vergleichung  der  Ergt'bnisse 
dieser  Steuer  mit  denen  in  der  nächsten  Periode  zu  erleichtei'ii, 
indi  Ul  wir  beide  Steuern  unmittelbar  hinter  einander  hehamleln 
wei  len. 

Wir  wenden  uns  nun  zu  der  Betrachtung  der  Zuschläge  zu 
den  Staatssteuern. 

Durch  das  Gesetz  vom  80.  Mai  1S20  war  in  132  preussischen 
Städten,  zu  denen  aucii  Halle  gehörte,  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
einreführt  liezw.  deren  Beibehaltung  ang'eordnet  worden,  während 
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an  deren  Stelle  auf  dem  platten  Laude  eine  direkte  Ivlassensteuer 
trat,  lin  *\.nsehluss  an  diese  Staatsteuern  führte  der  Magistrat  in 
Halle  im  Jahre  LS21  eine  Kommnnalabgabe  auf  Mehl  und  Fleisch 
in  Form  von  Zuschlägen  zu  den  Staatssteuern  ein.  Die  Mahlsteuei' 
wurde  teils  als  Ihorstener  von  dem  in  die  Stadt  (‘ingefülu'ten. 
teils  von  dem  in  den  städtischen  Mühhm  zur  Vermahlung'  ge- 
langenden Getreide  erhoben  und  betrug  10  Gr.  pro  ('tr.  Weizen 

und  4 Gr.  von  1 Ctr.  anderm-  Getreidearten  oder  Hülsenfrüchte. 
Die  Schlachtsteuer  wurde  ebenfalls  von  dem  eingeführten  und 
terner  von  dem  in  der  Stadt  geschlachteten  Vieh  erhoben  und 
betrug  1 Thlr.  pro  Centuer  Fhüsch.  Im  Jahre  1886  war  der 
städtische  Zuschlag  zu  lieiden  .'Steuern  gleichmässig  auf  ^ 
oder  88/3  pCt.  normiert  worden,  ln  dieser  Höhe  bliel»  dersellw 
bis  1869,  in  welchem  Jahre  die  Stadt  vcRirdneten  - Versammlung 
am  3.  Februar  den  Beschluss  fasste,  den  Zuschlag  auf  die  IMald- 
und  Schlachtsteuei-  auf  50  pCt.  zu  erhöhen.  Dadurch  wuchs 
<lie  Belastung  pro  Kopf  von  8.38  Mk.  im  Jahre  185s  auf 

4,57  Mk.  im  Jahre  1870.  Zusammen  mit  den  staatlichen 

Abgaben  an  Mahl-  und  Schlacht steurn  kamen  im  Jahre  1858  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  9,85  Mk.,  im  Jahre  1870  10,06  Mk. 

Die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  brachte  der  Stadt  Halle 
im  Jahi-e: 

1857  122  427,53  Mk.=:r  45,18  jiCt.  der  Koinmunalsteuern  überhaupt 
1865  170  181,30  „ . : 45,27  „ ,. 

1868  158  059,92  „ =85,99  ,.  „ 

nach  Erhöhung  des  Zuschlages  auf  50  pCt.,  im  Jahre 

1869  214  181,04  Mk.  =40.72  pGt.  der  Kommunalsteuern 

1874  238  680.-  ..  = 32,03  „ ., 

Der  Rückgang  des  Prozentverhältnisses  zu  den  gesamten 
Kommunalsteuern  erklärt  sich  aus  der  Einführung  der  Gebäude- 
steuer im  Jahre  1868,  welche  auch  recht  bedeutende  Summen  ein- 
brachte, und  der  veränderten  Veranlagungsart  der  städtischen  Ein- 
kommensteuer im  Jahre  1874.  wodurch  diese  Steuer  ein  grösseres 
Erträgnis  ab  warf.  Aber  auch  so  ist  das  Prozent- V(‘rhältnis  noch 
hoch  genug,  um  zu  schweren  Bedenken  ülier  diese  Art  der  Be- 
steuernng'  Anlass  zu  geben.  Die  Mahl-  und  Schlachtsteuern  üben 
die  Wirkung  von  Kopfsteuern  aus,  weil  Brod  und  Fleisch  die 
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Ha  .ipti*alinm^‘sniirtol  alh‘i’  Bovolkerun^sklaj^s;i*n  kihlen.  Dii*  ärinoi*<‘n 
Kl:.sson  \v(‘n]en  dureli  solrla^  Steuern  auf  ihre  Hauutnalinmo-snutttd 

4 ' 

am  empfimlliehsten  getroffen,  da  für  sie  diese  Abgalaai  einen  lu‘- 
tni  ditlieheu  Prozentsat/.  ihres  ganzen  Kinkommens  ausmaehen.  — 
' im  von  ea.  19  Mk.  Steuern  durehsehnittlieh  pro  Ko])f  nngt'fähr 
10  Mk.  auf  unentbelirliche  Nalirungsmitte]  (‘ntfallen,  so  entsj)riclit  solche 
Ar  der  Hesteuerung  keineswegs  dvn  Anfonlerungen  der  (ferechtig- 
kei'.  Auf  die  Verhältnisse  der  Sttann-nden  io  in  keiner  Weise 
Pfi  "ksiidit  genoininen.  Solche  und  auch  prallt isclie  Phnvägungtm 
nai  lentlich  hinsiehtlieh  der  Schwierigkeit  dei*  Erhebung,  iiabiui  ja 
dai  n auch  iin  Jahre  1S7J  zur  gesetzlichen  Aufhebung  dieser  SteiuMii 
als  Staatssteuern  geführt,  und  mit  dem  Jahre  1875  kamen  sie  in 
Haie  auch  als  Kommunalsttaiern  in  Forttäll. 

Weseiitlieli  gün>tiirer  muss  man  die  im  Jahre  1868  eino-efülule 
ktniiiüuiiale  Gobäudfsteuer  lieurteilen,  welelu'  als  100  proz.  Zusclilai; 
zu  der  1S05  eiu^efülnlen  staatlichen  Gcdiiiudesteuer  erhobeu  \viirde. 
Fü  • die  Veranlau'unir  waren  die  Bestiinniniuren  des  Gesetzes  a-oui 
21.  ]Mai  1861  nebst  der  ministeriellen  ln>truktiun  vom  4.  Mai  1867 
ma  isu'ebend.  Wohngebäudt'  wurden  mit  4 Gebäude  zu  gewerb- 
ücl  en  Zwecken  mit  2 jtCt.  dt^s  jährlichen  Nutzungswertes  besteuert. 
Derselbe  wurde  gemäss  dem  6 des  Gesetzes  na(di  dem  mittlenm 
Jäh  ‘liehen  Mietswerte  der  Gebäude  festgestellt  und  dieser  nach  den 
diu clisehnittliclien  -Mietspreisen  aljgemesseti;  welche  innerhalb  der 
dei  1 \4‘ranlagungsjahre  unmittelbar  vorangegangenen  zehn  Jahre 
gezahlt  worden  sind.  Diese  Abgabe  wurde  infelo*e  des  Baues  einer 
stä  Itischen  M asserleituni»  eingeführt  und  bedt  utete  so  nacli  dem 
Ihä  izjp  von  Leistung  und  Gegenleistung  eine  ganz  gerechtfertigte 
Me  irbelastung  der  Hausbesitzer  und  Mieter,  w<  lebe  von  der  neuen 
Kii  riehtimg  den  1 lauptniitzeii  hatten.  Bestamh  n hat  die  Gebäude- 
ste  ler  bis  znin  Jahre  1874. 

Ihre  bh'trägjüsse  stiegen  von  52  603,76  Mk.  oder  11,98  pCt. 
dei  Kominnnalsteuern  im  Jahre  ihrer  Kinführung  auf  72  083,7.‘)Mk. 
im  folgenden  Jahre  und  erreicliten  ilmm  Hö!ie}>unkt  1874  mit 
87  757,50  Mk.  oder  11,75  pCt.  der  gi'samteu  Koimmmalabgaheu. 
De*  jährliche  Durclischnittsertrag  btdief  sicli  auf  74404,13  Mk.; 
dai:  waren  11,72  pCt.  der  Kommunalsteuei’n.  — 

])ie  nach  Bi^deutung  und  Erträgnis  wichtigste  Steuer  unserer 
Poiiode  war  die  selhsrändige  städtisehi*  Kinkoniniensteuer,  welche 


in  Halle  auf  (b-uiid  des  Regulativs  vom  12.  Apiil  1^10  seit  dom 
Jahre  1 84 1 erhoben  \s  iu‘de.  I >ie  Hcstimmimgen  der  Städteordnuni*- 
vom  30.  Mai  1853  machten  eine  Dmarheitung  (h‘s  alten  Reo-ulativs 
notwmidig.  In  seiner  neuen  Gestalt  wurde  das  Regulativ  dei* 
städtischen  Einkommensteuer  am  17.  Januar  1855  von  der  Re- 
gi<*rnng  bestätigt  und  erhielt  damit  GfUtigkiät. 

Die  Erti'ägniss(‘  diesei’  Steuer  sollten  zur  Bestiiätung  «lei’ 
Bedürinisso  des  städtischen  Haushalts  dienen,  da  dit^sellxm  durch 
«lie  übrigen  Ki*ämm*‘i'(‘i-Einkünfte  und  die  Zuschläge  zur  staatlichen 
Mahl“  nml  Sehlachtstmiei*  nicht  in  genügend«*!’  Weise  l.»ei‘ri«*digt  wenlen 
konnten  1 des  Regulativs  i. 

Der  Einkoimnensteuei*  imt«*rlagen : 

1.  alle  ein  selbständiges  Einkommen  beziehenden  Einw«')hner 
<les  Stadtbezirks; 

2.  diejenigen  Personen,  welelie,  «äine  Einwohner  zu  s«*in, 
sich  behufs  Erwerbung  ihres  I..ebeusnntei*halts  in  der  Stadt  länger 
als  drei  Monate  aufhielteii,  vom  Ablauf  des  dritten  Monats  ab: 

3.  solche,  die,  olme  in  dem  Stadtbezirk  zu  wohnen,  in  demselben 
Grundbesitz  hatten  oder  ein  stehendes  Gewerbe  betrielieu  nach  dem 
Umfange  des  ans  jenen  Quellen  fliessenden  faukommens: 

4.  die  juristischen  Person«*n,  welche  indem  Stadhezirke  Grund- 
eigentum liesassen  oder  ein  stehendes  Gewerbe  betrieben,  naoii  d«mi 
Umfange  des  aus  jenen  Quellen  fliessendeu  Einkommens: 

5.  di(‘  im  .Stadtliezirke  weilenden  Ausländer  nach  einem 
Anfentlialte  von  drei  Monaten  d des  Kegnlativs). 

Jeder  zur  Zahlung  der  Einkommensteuer  Verptlichtete  sollte 
zu  derselben  nach  seinem  gesamten  Einkommen  veranlaot 
werden,  welches  er  aus  seinem  innerhalb  des  Stadtbezirkes  o-eleucmen 
Grundeigentum,  ans  Kapitalvermögen  oder  ans  Rechten  auf 
])eriodische  Ht'bungen  oder  auf  Vorteilt'  irgend  welcher  Art.  aus 
tlem  Ertragt'  eines  Gewerbes  oder  irgeml  einer  Art  gewinnbrinuender 
Beschäftigung  bezw.  unter  Hinzurechnung  des  etwaiüen  besonderen 
Einkommens  der  zu  seinem  Haiisbalt  gehörigen  Eamilienmitulieder 
bezog  (§  8 des  Regulativs). 

Befreit  wart'u  von  der  Einkommt'iistener: 
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a|  der  ku;l.  Fiskus, 

b)  die  Kämmerei, 

c)  Kirchen, 

<l)  Schulen, 

e)  milde  Stiftunu’en. 

Ausserdem  waren  steuerfrei: 

F die  servisberechtigten  Militärpersonen  des  aktiven  Uienst- 
ludes.  M aren  dieselben  jedoch  im  Stadtbezirke  mit  Grundbesitz 
gesessen  oder  betrieben  sie  öin  stehendes  Gewerbe  daselbst,  so 
terlagen  sie  mit  dem  aus  diesen  Quellen  fliessenden  Einkommen 
r Steuer,  desgleichen  die  Militärärzte  riicksichtlich  ihres  Ein- 
mmens  aus  einer  Civilpraxis: 

2.  die  aus  Staatskassen  und  Allerhöchst  genehmigten  Ver- 
ignugsanstalten  fliessenden  Pensionen  der  ^Vittwen  und  Erziehnuvs- 
hier  für  \\  aiseu  ehemaliger  öffentlicher  Beamten  und  Diener; 

3.  die  Besoldungen  und  Emolumente  der  Geistlichen  und 
hullehrer; 

4.  Pensionen  und  M’artegelder  der  Staatsdieuer  selbst,  sofern 
ren  jährlicher  Betrag  die  Summe  von  250  Thlr.  nicht  eireichte 
4 des  Regulativs). 

Alle  diese  Befreiungen  beruhten  auf  kgl.  Verordnungen  aus 
n zwanziger  und  dreissiger  Jahren.  Das  Gleiche  ist  der  Fall 
i den  Ermässigungeu,  welche  den  Staatsdienern,  städtischen  und 
deren  als  mittelbare  Staatsdiener  zu  beti’achtenden  Beamten 
währt  wurden,  indem  bei  der  Veranlagung  nur  die  Hälfte  ihres 
ensteinkommens  berechnet  \\urde. 

Diese  im  ^ 5 des  Regulativs  enthaltenen  Bestimmungen  wurden 
ch  dahin  ergänzt,  dass  auch  Privatbeamte  und  Arbeiter,  deren 
lies  Einkommen  der  Einschätzung^-  mul  Reklamations-Kommission 
ianut  wäre,  nach  deren  Ermessen  mit  einer  billigen  und  verhältnis- 
ssigen  Ermässigung  abgeschätzt  Averden  könnten. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Zuschläge  zur  staatlichen  Mahl-  und 
hiachtsteuer  Avurden  die  Einkommen  der  minder  Avohlhabenden 
1 armen  Einwohner  mit  geiängeren  Sätzen  besteuert  als  die  der 
ihlhabenden  und  die  Einkommen  bis  80  Thlr.  incl.  überhaupt 
nerfrei  gelassen.  Die  Einkommen  von  80—300  Thlrn.  wurden 
•h  })rogressi\'  steigenden,  die  über  310  Thlr.  nach  gleichmässig 
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steigenden  Sätzen  veranlagt.  Der  Steuersatz  betrug  bei  einem  Ein- 
kommen A'on  80--90  Thlrn.  excl.  2 Sgr.,  stieg  von  10  zu  10  Thlrn. 
bis  110  Thlr.  excl.  um  8 Pfg.,  von  110  bis  210  Thlrn.  nin  10  Pfg., 
A’on  210  bis  260  Thlrn.  um  12  Pfg.,  a’ou  260  bis  310  Thlrn.  um 
14  Pfg.,  A'on  da  ab  gleichmässig  um  9 Pfg. 

Die  Höhe  des  Einkommens  der  Abgabepllichtigen  behufs 
d(*ren  Veranlagung  Avnrde  von  einer  aus  zwei  Magistratsmitgliedern, 
zAvei  Deputierten  der  Stadtverordneten- Versammlung  und  24  Abgabe- 
pflichtigen bestehenden  Einschätzuugskommi.ssion  in  runden  Summen 
von  10  zu  10  Thlrn.  nach  dem  Betrage  des  gesamten  Einkommens 
abgeschätzt,  eine  Art  der  Veranlagung,  die  zu  bemängeln  ist! 
Von  dem  Magistrate  wurde  fortlaufend  eine  Mntterrolle  geführt, 
in  AA’olcher  die  verschiedenen  Einkommeusfjuellen  sämtlicher  Steuer- 
|dlichtigen,  sowie  für  die  Veranlagung  Avichtige  Notizen  über  deren 
Verhältnisse  etc.  eingetragen  Avurden  (§§  8,  9 und  19  des  Regulativs). 

Nach  vollendeter  Einschätzung  Avurde  bei’cchnet,  A\elche 
Summe  im  ganzen  aufkam,  wenn  jeder  Abgabepflichtige  den  einfachen 
Steuersatz  entrichtete.  Diese  Summe  A’erglich  man  mit  dem  auf- 
zubring'cnden  Bedarfe  und  bestimmte  darnach,  Avie  viel  mal  der 
einfache  Steuersatz  erhoben  Averden  musste.  Die  Steuerbeträue  der 
('inzelnen  Censiten  Avurden  dann  berechnet  und  in  die  Heberolh' 
eingetragen  (§  10  des  Regulati\"s). 

Reklamationen  gegen  die  Veranlagung  mussten  binnen  drei 
Monaten  vom  Tage  der  Einhändigung  des  Steuerausschreibeus  ab 
beim  Magistrate  eingereicht  werden  und  Avurden  A’on  diesem  einei- 
Reklamationskommission  zur  Prüfung  und  Entscheidung  vorgelegt. 
Dagegen  Avar  binnen  sechs  Wochen  ein  Rekurs  an  den  Magistrat 
gestattet,  und  Besclnverden  über  dessen  Entscheidung  konnten 
schliesslich  noch  innerhalb  einer  vierwöchentlichen  Frist  an  die 
kgl.  Regierung  eingereicht  werden  (§  13 — 15  des  Regulativs).  Dieses 
Einkommensteuer-Regulativ  erhielt  einen  Nachtrag  vom  21.  Juli  1873, 
der  am  5.  September  desselben  Jahres  Bestätigung  fand.  Derselbe 
hob  den  § 6 des  bisherigen  Regulativs  auf  und  ersetzte  ihn  durch 
einen  neuen  Paragraphen  folgenden  Inhalts;  „Die  Einschätzung  zur 
städtischen  Einkommensteuer  erfolgt  zu  den  in  dem  anliegenden 
Tarife  verzeichneten,  dem  Gesetze  vom  25.  Mai  d.  J.  Avegen  Ab- 
änderung des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1851,  l)etreffend  die  Einführung 
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onuT Klassen-  und  klassifizierten  Einkonimenstenrr,  sieli  :msclili('ssend<‘n 
S Uten  und  Sätzen“.  Cf.  Tabelle  1 a. 

..Xacli  Kinfühnm.ef  der  (iruiul-  und  Mietssteuer  können  die 
>tultisehen  Rehördeii  besehliessen,  die  zu  den  unteren  Steuerstuten 
ei  igeschatzten  Grund-  beziehentlieh  Mietssteuerzahlungspflichtiq-en 
g.  nz  oder  teilweise  von  der  Entrichtung  der  Einkonunenst('ner  zu 
ei  tbinden.“  Dieser  Zusatz  ist  nur  bei  der  'N'eranlagnng  für  das 
•bhr  18  r 4 in  Kraft  und  Wirksamkeit  getreten,  da  vom  1.  Januar  187Ö 
al  bereits  ein  neut‘s  Steuerregulativ  in  Geltung  kam. 

Die  Anzahl  der  zur  Steuer  veranlagten  Personen  betrug  I8()ti: 
6.- ‘23  und  in  dem  letzten  Jahre  der  Erhebung  1873:  10073.  Das 
bfilentet  eine  Erhöhung  in  den  sieben  Jahren  um  3ÖÖ0  odei' 
O'.G  pCt.  Von  diesen  Censiten  gehörten  der  untersten  Steiiei-stufe 

ar,  d.  h.  den  mit  einem  Einkommen  von  NO  bis  excl.  00  Thlr, 
Vf  ranlagtt'ii : 

l"4i0:  1540  oder  23,7  })Ct.  aller  Steuerpflichtigen. 

1873:  2345  „ 23,:!  „ „ 

den  ersten  acht,  die  Einkommen  von  Ml— 150  Thlrn.  umfassenden 
St  merstufen : 

1800:  407s  (.der  02,5  pCt.  aller  Censiten, 

1873:  5797  „ 57.0  „ „ . 

Schon  diese  Zahlen  zeigen  die  starke  Belastung  der  unteren 
Kl  (ssen  der  Pev<5lkerung.  Ein  richtiges  Bild  würde  mau  allerdings 
eist  erhalten,  wenn  man  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen  mit  den  von 
ihi  en  thatsächiich  entrichteten  Steuerbeträgen  vergleichen  könnte. 
Leider  lässt  uns  hier  unser  Material  im  Stich.  Die  Sätze  der 
ercten  acht  Stulen  dieser  Einkommensteuer  sind  allerdings  niedrig. 
Sn  beginnen  mit  2 Sgr.  und  erreichen  bei  einem  Einkommen  von 
15  ) Rthlr.  die  Höhe  von  0 Sgr.  8 Pfg.  Es  kommt  nun  aber 
daiauf  an,  wie  viel  mal  dieser  einfache  Steuersatz  erhoben  wurde, 
was  wie  wir  oben  gezeigt  haben,  durch  den  durch  die  Steuer  auf- 
zul  ringenden  Bedarf  bedingt  war.  Je  mehr  Simpla  erhobim  wurden, 
um  so  drückender  musste  die  Last  besonders  für  die  Personen  mit 
geiiugem  Einkommen  werden,  welche  nach  den  heute  im  Steuer- 
we;en  herrschenden  Prinzipien  überhaupt  nicht  als  steuerkräftin 
angesehen  werden  könnten,  selbst  wenn  man  den  Unterschied  dei' 
Prt  ise  zwischen  der  damaligen  und  der  Jetzt/iüt  berücksichtierte. 


d 
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Bedenkt  man  terner,  dass  von  dit^sem  geringen  Einkommen  auch 
noch  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  zu  bestreiten  war,  so  mn-s  mau 
dieses  Besteuerungsystem  als  drückend  und  ungerecht  bezeichnen, 
<la  verhältnismässig  die  Hauptlast  der  Steuern  auf  den  niedrigen 
Linkommen  lag.  M ie  sich  im  einzelnen  die  Phnkommen  auf  die 

Zahl  der  (’ensiten  bei  un.serer  .Steuer  verteilten,  veranschaulielit 
'l'abelle  Ib. 

Darnach  i.st  in  der  Periode  lo00/73  eine  kleine  Versduebumj 
iles  I rozeut-\  erhätnisses  der  Pflichtigen  zu  Gunsttm  der  niedrigsten 
Einkommen  zu  konstatieren.  Die  Zahl  der  Censiten  mit  miiem 
Einkommen  unter  150  Thlr.  zeigt  eine  Abnahme  um  4.97  pCt., 
während  die  Steiierjiflichtigeii  mit  einem  Einkommen  von  15u  his 
1000  Thlr  e.xcl.  um  .3,32,  diejenigen  mit  einem  höheren  Phnkommen 
um  1,05  pCt.  zugenommen  haben. 

Tabelle  II  giebt  eine  Uebersieht  über  die  Erträgnisr^e  de: 
kommunalen  Einkommensteuer  in  dieser  Periode,  zeigt  ferner,  wie 
viel  r-'rozent  aller  Kommunalsteuern  durch  sie  aufgebracht  worden 
sind  und  giebt  an,  wie  viel  an  Phnkommensteuern  jährlich  bezw. 
im  Durchschnitte  der  Volkszählungsperioden  auf  den  Kopf  <1-: 
Bevölkerung  und  der  Censiten  entfallen. 


Das  zunächst  aufiällend  hohe  Erträgnis  der  Gemeind. - 
Linkommensteuer  im  Jahre  1859  und  der  dem  entsprechend  hohe 
1 lozentsatz  im  5 erhältnis  zu  den  gesamten  KommunaLteuern 
erklärt  sich  durch  die  in  diesem  Jahre  erfolgte  Mobilmachung, 
wodurch  der  Stadt  aus.sergewöhnliche  Leistungen  aufgehürdet  wurden. 
Cm  das  erforderliche  Geld  aufzuhringen,  sah  sich  der  Magistrat 
genötigt,  für  die  Monate  Juli,  August  und  September  den  doppelten 
Betrag  der  Einkommenstmier  als  ausserordentliche  Aligalm  zu 
erheben.  P7inem  ähnlichen  Grunde  verdanken  die  Jahre  1870  und 
1871  ihre  hohen  Paträgnisse.  Ihn  die  infolge  des  franz.'Vischen 
Krieges  erwachsenen  Ausgaben  zu  decken,  wurde  für  drei  Monate 
die  Einkommensteuer  doppelt  erhoben.  Solch.'  Extrazu>chläge  in 
noch  bedeutenderer  Höhe  oder  aber  eine  Vermehrung  der  .^teiiei- 
simpla,  welche  Itei  entsprechendem  Bedarfe  bei  der  Veranlagung 
nach  der  Bestimmung  des  Regulativs  vorgenommen  w.-rden  konnte, 
müssen  auch  für  das  Jahr  1872  angenommen  werden;  doch  bin  ich 
wegen  meines  namentlich  für  die  siebziger  Jahre  recht  mauge;- 
haften  MateriaL  nicht  imstande,  etwas  Positives  anzug'.’ben.  Etwas 
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rd  sich  in  den  Zahlen  dieses  dalu’es  auch  der  gewaltige 
rlschaftliche  Aufschwung  geltend  maclu'n,  welcher  der  grossen 
lisis  voranging.  — Der  hohe  Betrag  des  Jahres  187J  erklärt  sich 
in  grossen  Teile  ans  der  starken  Censitenzunahme,  doch  müssen 
ch  in  diesem  Jahie  mehr  Steuersimpla  als  gewöhnlieh  erhoben 
irden  sein.  Das  Jahr  1874  nimmt  insofern  eine  Sonderstellung 
i,  als  hier  die  Veraidagung  zur  städtischen  Kinkommensteuer  nach 
•n  Stufen  der  Staatsklassen-  und  klassiiizierten  Kinkommensteuer 
attgefunden  hat,  während  die  Sätze  nach  dem  besonders  aufgestellten 
irife  (vgl-  Tabelle  lai  erhoben  wurden.  Darnach  blieben  die 
nkommen  unter  140  Thlr.  steuerfrei  und  umfasste  die  unterste 
euerstufe  die  Einkommen  von  140 — 220  Thlrn.  mit  einem  Stener- 
tze  von  2 Sgr.  (i  Pfg.  Trotzdem  die  Sätzi“  bei  der  neuen  ^ er- 
lagung  nicht  bedeutend  erhöht  tvordeu  sind  und  trotz  der  Be- 
eiung'  der  niedrigsten  Einkommen  ist  das  Erträgnis  gegenüber  dem 
orjahre  gewachsen,  so  dass  die  Zahl  der  Simpla  in  die.sem  Jahre 
ae  sehr  erhebliche  gewesen  sein  muss;  allerdings  zeigt  auch  die 
■nsitenziffer  eine  starke  Zunahme.  Diesellie  betrug  gegenüber 
■in  Vorjahre  187J  .'ll.O.’i,  die  des  Erträgnisses  der  Steuer  3.32  pCt. 

Letztei'er  Umstand  ist  recht  auffallend,  wenn  man  die  zahl- 
ichen  Befreiungen  der  Einkommen  unter  140  Thlr.  berücksichtigt, 
ne  sehr  einfache  Erklärung  dafür  liudet  man  aber,  wenn  man  die 
:-raulaguugszitfern  des  Jahres  1874  mit  denen  von  1873  vergleicht. 
? ergiebt  sich  dann  nämlich  die  merkwürdige  Thatsache,  dass  1874 
cht  weniger  als  76^9  f'ensiten,  das  sind  über  ÖO  pCt.  sämtlicher 
euerpflichtig'en,  zu  einem  Einkommen  von  140—220  Thlrn.  ver- 
ilagt  worden  sind,  während  1873  zu  einem  Einkommen  von  100 
5 249  Thlrn.  nur  3733,  unter  100  Thlrn.  aber  noch  weitere 
'78  Censiten  zur  Veranlagung  gekommen  sind,  so  dass  wir  für 
e Einkommen  unter  2r)0  Thlr.  eine  (lesamtsumme  von  7511  Cimsiten 
halten. 

Für  das  riesenhafte  Anwachsen  der  Censiten  mit  einem  Ein- 
iinmen  von  140 — 220  Thlrn.  im  Jahre  1874  gegenüber  dem  Vor- 
lire um  ca.  4000  giebt  es  nur  die  eine  Erklärung,  dass  auch  die 
sher  zu  einem  niedrigeren  Einkommen  als  140  Thlr.  veranlagten 
msiten,  welche  der  obigen  Zahl  ungefähr  entsprachen,  einfach  in 
ose  erste  .Steiierstufe  der  neuen  Veranlagungsart  aufgenommen 
irden  sind.  Eine  Steuerbefreiung',  wie  sie  der  Nachtrag  zum 
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Regulativ  vom  21.  Juli  IS73  verlangte,  hat  also  in  Wirkliciikeit 
gar  nicht  stattgefunden.  Wenn  man  dies  berücksichtigt,  hat  die 
Vermehrung  der  C''ensiten  nichts  Wunderbares  mehr. 

Das  Erträgnis  der  städtischen  Einkommensteuer  hat  sich 
während  der  Zeit  ihres  Bestehens  um  261  373,66  Mk.  oder 
192, SO  pCt.  vergTÖssert;  die  Belastnng  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
war  im  Jahre  1871  gegenübei'  derjenigen  im  Jahn*  1858  um 
76,52  pCt.  gestiegen.  — 


/ 


I 


i 


/ 
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In  unserer  zweiten  Steuer[)eriode,  welche  dii*  Rechnungs- 
jahre 1875  bis  1891  92  umfasst,  wurden  in  der  Stadt  Halle  folgende 
Kommunalabgaben  erhoben : 

I.  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern: 

1.  eine  kommunale  Eiidcommenster. 

II.  Selbständige  fTcmeindesteuern : 

1.  eine  städtische  (.Irund-  und  Mietssteuer, 

2.  eine  Hundesteuei*, 

3.  eine  W'anderlag’ersteuer, 

4.  ein  Bi'irgerreehtgeld. 

III.  Selbständige  Gemeindesteuern  mit  Zuschlägen  zu  Staals- 
steuern  kombiniert: 

1 . (*ine  Biersteuer. 


Am  1.  Januar  1875  wurde,  gemäss  dem  Gesetze  vom 
25.  .Mai  1873,  unter  Aufhebung  der  .Mahl-  und  Schlachtsteuer  die 
Staatsklassensteuer  in  der  Stadt  Halle  eingeführt.  Von  demselben 
Jahre  ab  wurde  die  Kommunal-Einkommensteuer  in  Form  von  Zu- 
schlägen zur  Staatsklassen-  und  klassiiizierten  Kinkommensteuer 
erhoben.  Seit  dieser  Zeit  sind  für  erstere  keine  besonderen  Listen 
mehr  geführt  worden.  Auch  die  Forensen  und  juristischen  Personen 
wurden  nach  den  für  die  Staatssteuer  geltenden  Grundsätzen  ein- 
geschätzt. 


Bi'i  der  Aufstellung  der  Einkommensnachweisung  sind  folgende 
Grundsätze  massgebend  gewesen: 

1.  ,,Behufs  Ermittelung  des  Reinertrages  der  Häuser  ist 
überall  der  25 fache  Betrag  der  Gebäudesteuer  zu  Grunde  gelegt, 
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WC  (las  Vorliandeiiscin  von  Schulden  zwar  nicht  nachtfcwioscn,  mit 
zit  mliclier  Bestimmtheit  aber  anzunelnnen  war;  daa'Cireu  ist  in 
deajcniii'en  Fiillrn,  wo  Schnldcn  nachgewii‘S<*n  waren,  der  wirkliche 
Xutznngswert  ermittelt  nnd  eingestidlt  worden. 

A om  Jahre  ISTti  an  musste  auf  Vm’anlassunu’  der  kui. 
R(  gi(‘rnng  in  Merseburg  in  dem  erstenm  Falk  statt  des  ‘iöfachen 
der  BOfache  Betrag  der  Gebäudestener  angenommen  wt'nhm.“ 

2.  „Der  Ertrag  des  Ackers,  der  mn-  in  vert'inzelten  Fällen 
sic  h im  Besitze  Privater  betindc't,  ist  nach  den  in  Halle  nnd  in  ch'r 
benachbarten  Emgc'gend  geltenden  w irtschaitlichen  Grundsätzem 
feetgestc'llt.  Bei  eigener  Bewirtschaltnng  ist  der  Hektar  mit  S2,50  Mk. 
Ul  (l  bei  [»achtweiser  Xntzung  mit  B5,2ö  Mk.  Ertrag  angenommen 
W(  irden.“ 


3.  „Das  Einkommen  aus  Gewc'rhe  ist  nach  Massgabc'  der 
G wverbestener,  den  allgemeinen  Wahrnehmungen  übc'r  den  Umfang 
des  Handeh-  und  (Gewerbebetriebes  und  unter  Zuziedumg  von  8ach- 
ve  rstäudigeu  geschätzt  worden.“ 

4.  „Das  Ka[)ital- Vermögen  ist.  soweit  nicht  die  städtische 
Ei  akommensteuer-Rolle  dazu  Anhalt  gegeben  und  eine  Ermittelung 
al  t'  andere  Weise  nicht  zu  ermöglichen  gewesen,  nach  dem  bei 
zuwerlässigen  Personen  eingezogenen  Erkundignngem,  vielfach  auch 
mell  der  Lebensweise  der  betreffemden  Gemsiten  geschätzt.  Ueherall 
isi  davon,  wenn  kein  höherer  feststand,  ein  Zinsfuss  von  4f  ._,  pCt. 
bt  rechnet  worden.“ 


5.  „Die  Gehälter  der  öffentlichen  und  Pifvatheamten  sind  bei 
df  u zuständigen  Behörden  ermittelt  und  ebenso  ist  (h  das  Ein- 
kc mmen  der  mit  Gehalt  oder  festem  Lohn  angenommenen  Personen, 
ah  der  Fabrik-  und  sonstigen  Arbeiter  durch  E.xtrahierung  von 
Li  ihnlisten  festgestellt.“ 


7.  „Die  Bauhandwerker,  wie  Maurer  und  Ziminerleute  etc., 
sind  unter  Berücksichtigung  der  Lohnsätze  in  Halle  und  der 
VC  raussichtlicheu  Arbeitszeit  mit  einem  Jahres-Einkommen  von  Ghl 
hi.  900  Mk.  geschätzt“ 


S.  ., Dieser  Kategorie  sind  die  Handwerker,  die  zwar  selbständig, 
ater  ohne  Gesellen  und  Lehrlinge  arbeiten,  gleich  gestellt. 

Bei  Handlungsgehülfen,  mit  Ausnahme  der  in  kleinen  Detail- 
gc  schäften  Angestellten,  ist  durchschnittlich  ein  Einkommen  von 
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720  bis  750  Mk.,  ntid  zwar  Gehalt  420  resp.  450  Mk.  nnd  Station 
300  Mk.,  bei  den  letzteren  ein  Einkommen  von  540  bis  000  .Mk., 
lind  zwar  Gehalt  240  bis  300  Mk.  und  Station  30O  Mk.  angenommen.“ 

9.  „I)er  Verdienst  der  Handwerksgesellen  ist  sowohl  bei 
Bezug  freier  Beköstigung,  als  auch  bei  Xichtgewährung  derselben 
auf  mehr  als  420  Mk.  angenomiium.“ 

10.  ,,Der  Verdienst  der  gewöhnlichen  Tagelöhner  ist,  sofern 
nicht  besondere,  die  Leistungsfähigkeit  beschräidcende  Umstände 
Vorlagen,  ebenfalls  über  420  Mk.  gesclnätzt.“ 

11.  „Bei  den  zum  gewöhnlichen  Gesiudedienst  angew  orhenen 
weililichen  Personen  hat  sich  nach  den  Hallenser  ATrhältnissen  ein 
steuerpllichtiges  Einkommen  nicht  annehmen  lassen,  nnd  dieselben 
sind  deshalb  frei  geblichen. 

Dagegen  sind  die  besser  gelohnten  Dienstboten,  wie 
AI  amsells  etc.  und  die  zum  Gesindedienst  angenommenen  männlichen 
Personen  mit  einem  Einkommen  von  über  420  Mk.  eingeschätzt  und 
veianlagt  worden.“  — 

Sogleich  bei  Beginn  des  Veranlagungsgeschäfts  wni-de  von 
der  Stadtverordneten-A’^ersammhmg  die  aus  12  Mitgliedern  bestehende 
Einschätzungs-Kommission  gewählt,  welche  die  in  der  Einkommens- 
nachweisung  eingetragenen  Ei  gelmisse  unter  Ado[»tiernng  der  vor- 
stehenden Grundsätze  nnd  Normen  ge[)riift  nnd  in  die  Einschätzung 
der  einzelnen  Steuerjiflichtigcn  in  die  betreffenden  Steuerstufen 
bewirkt  hat.“ 

Die  Zahl  der  Mitglieder  der  Klassensteuer- Reklamations- 
Kommission  wurde  von  dei'  königlichen  Regierung  auf  acht 
bestimmt. 

Xach  § 7 des  abgeänderten  Einkommensteuergesetzes  vom 
25.  Mai  1873  wurde  die  Klassensteiiei’  in  12  Stufen  erhoben, 
welche  die  Einkommen  von  140  bis  incl.  lOOO  Thh'.  umfassten: 
höhere  Einkommen  unterlagen  der  klassilizierten  Einkommensteuer. 
Xach  § 23  des  Gesetzes  vom  Jahre  1873  war  es  bei  der  Veran- 
lagung der  Steuerjillichtigen  zu  der  ersten  nnd  zweiten  .“^tufe  der 
klasiiizierten  Einkommensteuer  gestattet,  besondere,  die  Leistungs- 
fähigkeit bedingende  wirtschaftliche  Verhältnisse  der  einzelnen 
Steuer[)llichtigen  (eine  grosse  Zahl  von  Kindern,  die  Ver[»llichtung 
zur  Unterhaltung  armer  Angehöriger,  andauernde  Kraukheit,  ferner. 
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jsot  H’ii  die  Leistungsfähigkeit  wesentlich  dadurch  beeinträchtigt 
wu  'de,  \ erschuldting  und  aussergewöhnliche  Unglücksfälle)  der- 
ges  talt  ZU  berücksichtigen,  dass  eine  Emiässiguiig  um  eine  Stufe 
sta  tfindeii  konnte.  Sofern  der  Einzuschätzende  der  ersten  Stufe 
angehörte,  konnte  derselbe  auf  den  Satz,  welclier  von  den  Steuer- 
pfl]  clitigen  in  der  1 2.  Stufe  der  Klassensteuer  entrichtet  wurde, 
erriässigt  werden.  — Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  26.  März  1886 
wu  'den  vom  1.  April  desselben  Jahres  ab  die  beiden  untersten 
Sti  fen  der  Staatsklassensteuer  aufgehoben,  d.  h.  die  Einkommen 
bis  zu  900  Mk.  steuerfrei.  Ferner  wurden  drei  Monatsraten  der 
Sti  fen  6 — 12  der  Klassensteuer,  zwei  Monatsrahm  der  ersten  uml 
ein  * Monatsrate  der  zweiten  Stufe  der  klassihzierten  Einkommen- 
ste ler  nicht  erhoben.  Die  Ermässigung*  um  eine  Stufe  der  klassi- 
lizi?rten  Einkommensteuer  bei  besonderen,  die  Leistungsfähigkeit 
be(  iiiträehtigenden  Gründen  wurde  durch  dasselbe  Gesetz  bis  auf 
die  o.  Stufe  incl.  ausgedehnt.  Ausser  diesen  Steuererlassen  kam 
inf)lge  der  Kontingentierung  der  Klassensteuer  auf  11  Millionen 
Mrrk  durch  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1873  von  dtm  A^eranlagten 
He  rägen  wieder  ein  erheblicher  Teil  in  Abzug. 

Von  den  zur  staatlichen  Klassen-  und  klassifizierten  Eiii- 
koi  uuensteuer  veranlagten  Beträgen  wurden  in  dieser  zweiten 
Ste  aerperiode  1875  91/92  100  pCt.  als  Gemeinde-Einkommensteuer 
erh  tben. 

Für  die  Erhebung  der  Gemeinde-Einkommensteuer  waren  die 
Beitimmungen  des  Regulativs  vom  21.  Dezember  1874  massgebend, 
we  dies  am  28.  Dezember  des.'^elben  Jahres  die  Bestäti^unp;  der 
köi  iglichen  Regierung  erhalten  hat.  Nach  § 1 des  Regulativs  sind 
eir  kominensteuerflichtig  alle  Personen,  welche  ein  selbständiges 
Eh  konimen  beziehen,  und  zwar: 

a)  alle  diejenigen,  welche  in  dem  Stadtbezirke  nach  den  Be- 
stii  immigen  der  Gesetze  ihren  Wohnsitz  haben  (§  8 der  Städte- 
ffrdnung  vom  30.  Mai  1853), 

b)  alle  diejenigen,  welche  seit  drei  Monaten  sich  in  dem- 
selben aufhalten,  um  dort  ihren  Unterhalt  zu  erwerben  (§  8 des 
Hn  idesgesetzes  über  die  Freizügigkeit  vom  0.  November  1867  und 
§ 4 alin.  4 der  8t.-0.), 

CI  alle  diejenigen  juristischen  wie  physischen  Personen  („Ans- 
hin  ler  wie  Inländer"),  welche,  auch  olim*  im  Stadtbezirke  zu  wohnen. 
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hier  Grnndl)esitz  haben  oder  ein  stehendes  Gewerb(‘  l)etreiben.  mit 
Einschluss  di'r  hier  nicht  wohnenden  Gesellschafter  einer  otteuen 
Ilandelsgesellscliaft  oder  einer  Kommandit-Gesellschaft,  Jinloch  nur 
von  demjenigen  Einkommen,  welclu'S  ihnen  ans  diesen  Onellen  zu- 
lliesst  (§  4 alin.  3 der  St.-O.) 

Einkommenstenerfre i sind 

a)  alle  diejenigiui,  deren  Jahreseinkommen  weniger  als  140  1 hlr, 
beträgt, 

b)  alle  Personen  unter  16  Jahren,  soweit  sie  zur  ersten  Steuer- 
stufe gehören, 

c)  die  Inhaber  des  eisernen  Krimzes,  des  Mihtär-^  erdien>t- 
kreuzes,  des  .Militär-Ehrenzeichens  erster  und  zweiter  Klasse  und 
die  zum  Hausstände  der  Inhaber  dieser  Auszeichnung  gehörigen 
Familienglieder,  soweit  sie  zu  den  beiden  ersten  Stufen  der  Staats- 
klassensteuer gehören  und  deshalb  auch  von  der  Staatssteufr 
befreit  sind, 

d)  diejenigen  Personen,  welche  an  einem  der  Ftddzüge  von 
1Ö06  — 1815  teilgenommeu  haben,  für  ihre  Person  und  ihre  An- 
gehörigen, soweit  sie  zu  den  beiden  ersten  Stufen  der  Staatsklassen- 
steuer gehörmi  und  deshalb  auch  von  der  Staatssteuer  lu'freit 
sind  (§  2 des  Reg.), 

e)  Geistliche  und  Elementarschullehrer  hinsichtlich  ihres  Dienst- 
Einkommens  beziehentlich  ihres  Emeritengehalts  (§  4 pos.  12  d.-r 
St.-O.  und  Circular- Verf.  d.  kgl.  Reg.  zu  Merseburg  vom  Sej)- 
tember  1854), 

f)  die  unmittelbaren  und  mittelbaren  Staatsdiener,  sowie 
Militärpersonen  hinsichtlich  ihrer  Pensionen  und  Wartegelder, 
sofern  deren  jährlicher  Betrag  die  Summe  von  250  Thlr.  nicht 
übersteigt, 

0-)  Wittwen  und  Waisen  unmittelbarer  und  mittelbarer  Staate- 
iliener  hinsichtlich  der  Pensionen  resp.  Erziehungsgelder,  welche  sie 
aus  öffentlichen  und  aus  solchen  Kassen  beziehen,  die  zum  Zweck 
der  Wittwen-  und  Waisenversorgung  für  öffentliche  Beamte  gebildet 
sind  (Deklaration  vom  2.  Januar  1820  etc.), 

h)  die  beim  stehenden  Heere  und  bei  den  Landwehrstämmen 
aktiven  Militärpersonen,  ingleichen  die  auf  Inaktivitäts-Gehalt  umi 
zur  Disposition  gestellten  (.iffiziere  und  Militärbeamten  hinsieht- 
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lic  i ihrer  Besokhingt*n  und  Einohnnontt*  (Allorli,  K.-O.  vom 
'ih.  Mid  ls;U  etc.'}. 

M egen  Besteuerung  dt's  Diensteinkonunens  der  Beamten 
kommen  die  gesetzlichen  Vorschriften  zui*  Anwendung  (§4d.  St.-(h, 
^ i d.  Begulalivs).  Ein  Nachtrag  zu  dit*sein  hnnkommensteuer- 

Be,^ndativ,  datiert  vom  18S5.  genehmigt  am  20.  Apiil  188(i 

he>\v.  10.  Februar  1887,  ändtu’te  den  § 2 des  liegulativs  in 
h*lrender  Weise:  „Von  der  Einkomnumsteuer  sind  alle  diejenigen 
lud  "eit.  deren  dahres-Einkonnuen  den  Betraa’  von  000  Mk.  niclit 
hin  rschreitet.“  Jlieser  Nachtrag  trat  vom  1.  April  1887  ab 
in  Ivraft. 

Zur  Besteiieuing  nicht  herangezogen  wird  der  d’eil  des  Imn- 
ko:  umens  der  Einwoluier.  welcher  aus  ausserhalb  der  Gemeinde 
beEgenem  Grundeigentum  bezogen  wird  54  der  St.  O.i  Ein- 
kommen aus  ausserhalb  belegenen  gewerblichen  .Vnlagen,  welches 
in  der  Gemeinde,  in  welcher  das  Gewerbe  betrieben  wird,  bereits 
ein  ^r  besonderen  GenuMnde-lM'steuerung  nach  dem  Kinkommen 
erv  eislich  unterliegt,  ist  auf  Antrag  des  betreffenden  Steuer- 
pllichtigen  bis  auf  Höhe  des  nachgewiesenen  Steuerbetrages  von 
tiei  Besteuerung  in  Halle  freiznlassmi  (§  4 des  Regulativs.) 

Infolge  überein>tinmiender  Beschlüsse  d(‘r  >tädtischen  Behi'u'den 

‘J2. dahres  Is^yO,  welchen  der  Bezirks-Ausschuss  zu 

Mu’seburg  mittelst  Verfügung  vom  12.  März  desselben  dahres  die 
Ge  iehmigung  und  B(‘Stätigung  von  Kommunal  -Aufsichtswegen 
erteilt  hat.  trat  folgender  Nachtrag  zum  Regulative,  die  Erhebuiu** 
dei  ( jemeinde-Einkommensteuer  in  der  Stadt  Halle  betreffend,  vom 
1.  Vpril  1880  ab  in  Kraft: 


Der  § 1 des  Regulativs  für  dit‘  Erhebung  der  Gemeinde- 

21 . Dezember 
2s.  Dez*  inbe. 


Kii  konimoiisteuer  in  der  Stadt  Halle  a.  S.  vom  1974 


t'rl  alt  fulgeiule  l*'assnns4‘: 

Einkoinmensteuei'])l'liclitia'  sind  alle  Personen,  welelie  ein 
seil  iständiges  Einkommen  beziehen  nnd  zwar: 

a)  alle  diejenigen,  welche  im  Stadtbezirke  nach  den  Be- 
•stii  inningen  tler  Gesetze  ihren  Wohnsitz  habtai  (§  d der  Stiidte- 
Orlnnng-  vom  MO.  Hai  ls53i; 
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b)  alle  diejenigen,  welche,  auch  ohne  im  Stadtbezirke  zu 
wohnen,  sich  länger  als  drei  Monate  in  demselben  anl'halten  (§  8 
des  Bnndesgesetzes  über  die  Freizügigkeit  vom  1.  November  1867); 

c)  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien, 
Berggewerkschaften,  eingetragene  (xenossenschafteu,  deren  (deschäfts- 
hetrieb  über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hinausgeht,  und  juristische 
Personen,  insbesondere  auch  Gemeinden  und  weitere  Kommnnai- 
verbiinde,  welche  in  dem  Stadtbezirke  Grundbesitz,  gewerbliche  An- 
lagen. Eisenbahnen  oder  Bergwerke  haben,  Pachtungen,  stehende 
Gewerbe,  Eisenbahnen  oder  Bergbau  betreiben,  hinsichtlich  des 
ihnen  aus  diesen  Quellen  ziifliessenden  klinkommens  (§  1 Abs.  1 des 
(fesetzes  vom  27.  Juli  1885); 

d)  der  Staats-Fiskus  hinsichtlich  des  Einkommens  aus  den 
von  ihm  im  Stadtbezirke  betriebenen  Gewerbe-,  Eisenbahn-  und 
Bergbau-Unternehmungen,  sowie  aus  den  im  Stadtbezirke  belegenen 
Homänen  und  Forsten  (§  1 Abs.  2 a.  a.  O.); 


e)  diejenigen  })hysischen  Personen,  welche  im  Stadtbez  rke, 
ohne  daselbst  zu  wohnen  oder  sich  länger  als  drei  Monate  aiifzu- 
iialten,  Grundbesitz,  gewerbliche  Anlagen,  Eisenbahnen  oder  Berg- 
werke haben,  Pachtungen,  stehende  Gewerbe,  Eisenbahnen  oder 
ausserhalb  einer  Gewei'kschaft  Bergbau  betreiben  (Forenseu)  hin- 
sichtlich des  ihnen  aus  diesen  Quellen  zuüiessenden  Einkommens 
(S  1 Abs.  3 a.  a.  0.)" 

Der  § 4 des  erwähnten  Regulativs  erhält  folgende  Fassung: 


..Derjenige  Teil  des  Gesamteinkommens,  der  in  § la  und  b 
bezeiclmeten  Abgabepflichtigen,  welcher  aus  ausserhalb  des  Stadt- 
bezirkes belegenem  Grundeigentum  oder  aus  ausserhalb  des  Stadt- 
bezirkes stattlindenden  IMcht-,  Gewerbe-,  Eisenbahn-  bezw.  Berg- 
baubetrieben fliesst,  ist  in  Gemässheit  des  ^ 9 Abs.  1 und  >5  10 
des  Gesetzes  vom  27.  Juli  1885  von  der  (Temeiude-Einkommen- 
steiier  frei  zu  lassen,  jedoch  ist  zu  der  letzteren  nach  § 9 
Abs.  2 a.  a.  O.  stets  mindestens  ein  Viertel  des  Gesamtein- 
kommens heranzuziehen.”  — 


Steuerpflichtig  werden: 

a|  alle  diejenigen,  welche  im  Gemeindebezirke  ihren  Wohn- 
sitz haben  (§  la)  mit  dem  ersten  Hebungstermine,  mit  welchem 
sie  zu  einem  steuerpflichtigen  jährlichen  Einkommen  gelangen, 
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b)  alle  in  § 1 b bezeiclmeten  i’ersoneu,  sobald  sie  in  Halle 
K assensteuer  oder  klassilizierte  Einkominensteuer  zu  bezahlen 
hfc  ben, 


c)  1.  die  juristischen  Personen, 


die  servisberechtigten  Militärpersonen  des  aktiven  Dienst- 
standes, soweit  sie  nach  der  Bestiimnung  des  § 4 ad  4 
der  St.-( ).  zu  städtischen  (Temeiudeabgabeu  herangezogen 
werden  können, 


4.  diejenigen  Personen,  welche,  ohne  in  Halle  zu  wohnen 
iin  hiesigen  Geineindebezirke  Grundeigentum  besitzen 
oder  ein  stehendes  Gewerbe  beginnen  oder  als  (resell- 
schat'ter  einer  hiesigen  ollenen  Handelsgesellschaft  oder 
einer  Kommanditgesellschaft  beitreten  (§  1 c)  mit  dem 
ersten  Hel>ungsterinine  nach  Eintritt  des  ihre  Steuer- 
pllicht  begründenden  Verhältnisses. 


Als  Hebuugstermin  gilt  der  erste  Tag  eines  jeden  Monats  5). 

Die  Steuerpflieht  hört  auf; 

al  infolge  Ablebens  des  zur  Steuer  Veranlagten, 

b)  infolge  Wegzugs  aus  dem  Gemeindebezirke  auf  die  bezüg- 
liche Anzeige  des  Steuerjiflichtigen, 

c)  bezüglich  des  Einkommens  lediglich  aus  Grundbesitz,  aus 
einem  stehenden  Gewerbebetriebe  oder  aus  der  Teilhaber- 
schaft an  solchem  oder  an  einem  hiesigen  Handelsgeschäfte, 
infolge  Wegfalls  dieser  EinkonimenS'|uellen  je  mit  dem 
hhntritt  des  darauf  folgenden  ersten  Hebungstermins  (§  0 
des  Regulativs). 


Die  Veranlagung  der  Steuerpflichtigen  erfolgt,  soweit 
si3  zur  Staatsklassen-  res[>.  klassifizierten  Einkommensteuer  heran- 
gi  zogen  sind,  durehgeheuds  in  dieselben  Steuerstufen,  in  welche  sie 
bl  i ihrer  Veranlagung  zu  diesen  Steuern  in  dem  durch  die  Gesetze 
viiin  1.  Mai  1851  und  vom  25.  Mai  1873  vorgeschriebenen  Ver- 
la nren  eingeschätzt  worden  sind.  Eis  werden  demnach  die  Veran- 
la^ungssätze  für  diejenigen  Steuerpflichtigen,  deren  Einkommen  nach 
den  Bestimmungen  dieses  Regulativs  vollständig  zur  Besteuerung 
h(  ranzuziehen  ist,  unmittelbar  aus  den  Staatssteuerrollen  über- 


m  iinmen. 
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Soweit  gewisse  Einkoinmensteile  der  Censiten  in  Halle  der 
Besteuerung  nicht  unterliegen,  wird  nach  den  Vorschriften  unter 
Xo.  12,  13  und  14,  letzter  Absatz,  der  zur  Städte-Ordnung  vom 
30.  Mai  1853  erlassenen  Ministerial-Instruktion  vom  17.  Juli  1854 
verfahren  (§  7 des  Regulativs). 

Die  Einschätzung  der  juristischen,  sowie  derjenigen  phy.Hschen 
Personen,  welche  in  Halle  zur  Staatsklassen-  resji.  klassilizierteu 
Eliukommensteuer  niclit  herangezogen  werden,  erfolgt  nach  Massgabe 
der  für  die  letztgedachten  Steuern  gegebenen  Grundsätze  (§§  28 
bis  30  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1851)  alljälirlich  durch  die  zu 
diesem  Belüde  zusammentretenden  Kommissionen  für  E.^iuschätzung 
zur  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer,  ln  dieser  ver- 
einigten Kommission  fülirt  der  Vorsitzende  der  Kommission  für 
Einschätzung  zur  klassifizierten  Staats-Eaidcommensteuer,  sofern  der- 
selbe ein  Magisti-atsmitglied  ist,  den  Vorsitz,  andernfalls  oder  im 
Fall  seiner  Behinderung  der  Vorsitzende  der  Staats-Klassensteuer- 
Ehnschätzungs-Kommission  (§  <S  des  Regulativs). 

Behufs  Berechnung  und  E'eststellung  des  steuer[)llichtigeu 
Elinkommens  der  Eisenbahn-Gesellschaften,  bei  deren  E.inschätzung 
die  A'orschriften  der  Ministerial -Erlasse  vom  29.  September  1856 
und  16.  Dezember  1857  zu  beachten  bleiben,  ist  die  Mitwirkuug 
der  betreffenden  Elisenl)alm-Kommissariate  in  Anspruch  zu  nehmen 
(§  9 des  Regulativs). 

Als  Xormalsätze  für  die  Berechnung  der  zu  erhebenden  Ge- 
meinde - Einkommensteuer  gelten  die  Steuersätze,  welche  für 
die  einzelnen  Elinkommensstufen  der  Staatsklassen-  und  klassifi- 
zierten Elinkoininensteuer  festgesetzt  worden  sind. 

Die  städtischen  Belnörden  bestimmen  unter  event.  Genehmigung 
kgl.  Regierung  alljährlich  die  Quote,  welche  zur  Deckung  der  Be- 
dürfnisse des  Stadthaushalts  für  das  betreffende  Steuerjahr  von  den 
Xormalsätzen  als  Zuschläge  zu  den  genannten  Staatssteuern  erhoben 
werden  soll.  Die  Genehmigung  kgl.  Regierung  ist  in  den  § 53  1 
ad  3 der  St.-O.  vorgesehenen  E''ällen  einzuholen. 

Sofern  bis  zum  15.  Dezember  diese  Zuschläge  für  das  folgende 
Jahr  noch  nicht  festgestellt  sind,  können  bis  dahin,  dass  dies 
geschehen,  vom  Beginn  des  Jahres  1876  an  die  Sätze  des  ^ or- 
jahres,  im  Jahre  1875  aber  die  Xormalsätze  erhoben  werden  (§  10 
des  Regulativs). 
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Die  nach  den  Bcstimimingen  dieses  Regulativs  stattgefundene 
L nscliätzung  bildet  die  Mutterrolle  zur  Gemeinde-Einkoininensteuer. 
Aaf  Grund  derselben  wird  vom  Maü'istrate  die  Heberolle  amjefertist 
und  jedem  Steuerpflichtigen  die  Steuerstufe,  zu  welcher  er  ein- 
gt  schätzt  ist,  das  dieser  Stufe  entsprechende -Tahroseinkommen  und  der 


di  nach  zu  entrichtende  Steuerbetrag'  durch  einen  Auszug  aus  der- 
selben  (Steuerzettel)  bekannt  gemacht.  Der  a’oii  den  Steuerpflich- 
tigen der  einzelnen  Steuerstufen  nach  Massgabe  der  von  den  städ- 
tii  eben  Behörden  festgesetzten  Quote  (§  10)  zu  entrichtende  Steuer- 
bttrag  wird  durch  das  Halle’sche  Tageblatt  bekannt  gemacht  (§  11 
d(  s Regulativs). 


Die  Einkommensteuer  ist  in  Monatsraten  in  den  ersten  acht 
T igen  eines  jeden  Monats  im  Voraus  zu  bezahlen.  Es  steht  jedoch 
d(  n Steuerpflichtigen  frei,  ihre  Steuer  auch  für  einen  längeren 
Zi'itraum  bis  zum  ganzen  Jahresbetrage  im  Voraus  zu  zahlen. 
N ich  Ablauf  der  ersten  acht  Tage  des  Monats  haben  die  Restanten 
k(  stenpflichtige  Mahnung  und,  sofern  dieselbe  fruchtlos  bleibt,  Exe- 
ki  tion  zu  gewärtigen  (§  1 2 des  Regulativs). 


Die  Steuer  ist  an  die  Kämmerei  11  abzuführen.  Docli  bleibt 
c^  dem  Beschlüsse  der  Kommunalbehörde  Vorbehalten,  die  Erhebung- 
dt  r Steuer  direkt  durch  besonders  angestellte  Steuererheber  bewirken 
ZV  lassen  (§  13  des  Regulativs). 


Bei  Ab-  untl  Zugängen  am  Einkommen  im  Laufe  des  Steiier- 
ja  ires  finden  die  füi-  tlie  Staats-Klassen-  und  klassifizierte  Ein- 
k(  mmensteuer  erlassenen  Bestimmungen  (Ministerial-lnstruktion  vom 
IV  Dezember  1873)  ebenso  Anwendung  wie  bei  Reklamationen 
(§  14  des  Regulativs). 


Hinsichtlich  der  Reklamationen  gegen  die  Veranlagung 
ZI  r Gemeinde-Einkommensteuer  bestimmt  § 15  des  Regulativs 
fo  gendes: 


a)  bei  den  mit  ihrem  ganzen  Einkommen  zur  Gemeinde-Ein- 
kc  mmensteuer  berangezogenen  Steuerpflichtigen  sollen  die  auf 
Ri  klamationen  und  Rekurse  gegen  die  Veranlagung  zur  Klassen- 
reop.  klassifizierten  Einkommensteuer  ergangenen  Entscheidungen 
der  ressortmässigen  Organe  ohne  weiteres  für  die  Gemeinde-Ein- 


\ 
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kommensteuer  Gültigkeit  haben,  so  dass  eine  Ermässigung  der  ge- 
nannten Steuern  auch  die  Herabsetzung  der  Gemeinde-flinkommen- 
steuer  in  die  entsprechende  Stufe  zur  Folge  hat.  Die  wegen  Ver- 
ringerung der  Steuerkraft  nach  § 13b  Abs.  2 des  Gesetzes  vom 
25.  Mai  1873  eintretenden  Ermässigungen  der  Staatssteuern  haben 
auch  für  die  Kommuual-Steuerzuschläge  zu  gelten. 

b)  Reklamationen  solcher  juristischen  oder  physischen  Personen, 
welche  in  den  Staatsklassen-  oder  klassifizierten  Einkommensteuer- 
Rollen  nicht  verzeichnet  sind,  desgleichen  solcher  Personen,  welche 
zwar  in  denselben  stehen,  aber  beanspruchen,  dass  ihr  Einkommen 
ganz  oder  teilweise  von  der  Gemeinde- Einkommensteuer  befreit 
oder  bei  derselben  niedriger  veranlagt  resp.  besteuert  werde,  sind 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Zustellung  des  Steuerzettels 
bei  dem  Magistrate  schriftlich  anzubringen.  Diese  Reklamationen 
werden  von  der  im  § 9 bezeichneten  Einschätzungs-Kommission 
geprüft  und  sodann,  wenn  nicht  zuvor  ein  Einverständnis  mit  den 
Reklamanten  zustande  kommt,  vom  Magistrate  mit  dem  Gutachten 
der  Einschätzungs-Kommission  der  nach  § 24  des  Regulativs  füi- 
die  Grund-  und  Mietssteuer  bestehenden  Revisionskommission  zur 
Entscheidung  überwiesen.  Die  Verhandlung  vor  dieser  Kommission 
und  die  Bekanntmachung  ihrer  Entscheidung  erfolgt  nach  Vor- 
schrift des  genannten  Regulativs,  jedoch  mit  Ausschluss  der 
Oeffeutlichkeit. 

Gegen  die  Entscheidung  der  Revisions-Kommission  steht  dem 
Reklamanten  der  Rekurs  an  die  kgl.  Regierung  zu  Merseburg, 
binnen  einer  Präklusivfrist  von  6 AVochen  vom  Tage  der  Zustellung' 
des  Bescheides  an,  offen. 

Wollen  Rekurrenten  bei  den  Entscheidungen  der  kgl.  Re- 
gierimg  sich  nicht  beruhigen,  so  kommen  für  die  weitere  Beschwerde- 
führung die  für  Kommunal-Angelegenheiteu  im  allgemeinen  be- 
stehenden Instanzen  mit  der  in  § 76  der  St.-O.  verordneten 
vierwöchentlichen  Präklusivfrist  zur  Anwendung.  — 

Die  Zahlung  der  veranlagten  Steuer  darf  durch  die  Reklamation 
nicht  aufgehalten  werden,  muss  vielmehr  mit  Vorbehalt  der  späteren 
Erstattung  in  den  bestimmten  Terminen  12)  geleistet  werden 
(§16  des  Regulativs). 
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Bezüglich  der  Verjährungsfristen  l)ei  der  Gomeinde-Einkoinmon- 
ste  ler  finden  die  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1840 
Ar  Wendung  (§17  des  Regulativs). 

Die  von  dem  magistratualischen  Steuerbureau  anzufertigenden 
Al  - und  Zugangslisten  werden  halbjährlich  im  Juni  und  Dezember 
de  • Kämmerei  zur  Erhebung  der  Zugänge  und  Berechnung  der 
Al  sf alle  zugefertigt  (§  18  des  Regulativs).  • — 

Die  Anzahl  der  Censiten  betrug  1873,  in  dem  Jahre,  in 
welchem  zum  letztenmal  die  Veranlagung  nach  den  Grundsätzen 
de  - alten  Kommimalsteuer  stattfand,  10  073,  im  Jahre  1S75:  15816 
uni  im  Schlussjahre  unserer  Steuerperiode  1891  92:  29  219.  Es 
ha,  sich  also  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen  im  Jahre  1875  gegen- 
über 1873  um  5743,  d.  i.  um  57,01  pCt.  vermehrt,  und  im  Laufe 
de’  Steuerperiode  1875/18;J.';  um  13  403  oder  84,74  pCt.  Die 
stirke  Erhöhung  der  Zahl  der  Censiten  im  Jaliie  1875  könnte  etwas 
wi  nderbar  erscheinen,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  nach  der 
ne  ien  Veranlagung  die  Einkommen  unter  140  Thlr.  steuerfrei  sein 
so  Iten.  Es  waren  nämlich  im  Jahre  1873  nicht  weniger  als 
37  78  Personen  mit  einem  Jahreseinkommen  von  80  bis  90  und 
noch  2019  Personen  mit  einem  Jahreseinkommen  von  100 bis  149  Thlr. 
vcL-anlagt,  was  über  die  Hälfte  aller  Censiten  iiberhaupt  ausmachte. 
Bt  i einem  solchen  Ausfall  sollte  man  eher  eine  Minderung  als  eine 
Zi  nähme  der  Censiten  erwarten.  Wenn  man  jedoch  sieht,  dass 
z.  B.  im  Rechnungsjahre  1879/80;  6263  Personen  zur  ersten  Stufe 
der  Klassensteuer,  d.  h.  zu  einem  Einkommen  von  140  bis  220  Thlrn- 
veranlagt  waren,  und  vergleicht  damit  die  geringe  Anzahl  der- 
jenigen Censiten,  welche  zu  einem  gleichen  Einkommen  im  Jahre  1873 
veranlagt  waren,  so  beweist  die  starke  Differenz,  die  wenigstens 
4(  00  beträgt,  dass  bei  der  Xeuveranlagung  die  Einkommensverhält- 
ni  ise  o’enauer  geprüft,  viele  Personen  der  untertm  Klassen  bedeutend 
he  her  eingeschätzt  sein  müssen , als  bei  der  alten  Art.  Die  oben 
m tgeteilten,  bei  der  Steuerveranlagung  massgebenden  Grundsätze 
be  stätigen  auch  diese  Annahme. 

Unsere  Tabelle  III  zeigt,  wie  sich  innerhalb  dieser  Periode  die 
V irteilung  der  Censiten  auf  die  einzelnen  Steuerstufen  gestaltet 
h{  t,  und  veranschaulicht  ferner  die  Entwicklung  des  Verhältnisses 
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der  Steuerbeträge  in  den  einzelnen  Stufen  zu  dem  veranlagten 
Gesamtsteuerbetrage  aller  Pflichtigen. 

Kurz  zusammengefasst  ergiebt  die  Talielle  folgende  Resultate: 


1)  Die  .Anzahl  der  mit  einem 
steuerbaren  Einkommen  von 
unter  900  Mk.  veranlagten 
Censiten  betrug  in  pCt. 
aller  Censiten; 

1875:  64,23.  1S91/92:  53,53. 

2)  Die  Anzahl  der  mit  einem 
steuerliaren  Einkommen  von 
900  bis  3000  Mk.  ver- 
anlagten Censiten  betrug  iii 
pCt.  aller  Censiten; 

1875:  28,73.  1891  92;  38,25. 

3|  Die  Anzahl  der  mit  einem 
steuerbaren  Einkommen  von 
über  3000  Mk.  veranlagten 
Censiten  betrug  in  pCt. 
aller  Censiten: 

1875:  7,04.  1891/92:  8,22. 


Die  Summe  der  veranlagten 
Beträg’e  von  den  Censiten  mit 
einem  Einkommen  unter  900  Mk. 
betrug  in  pCt.  der  Gesamtbeträge 
aller  Censiten: 

1875:  13,09.  1891  92:  8,79. 

Die  Summe  der  veranlagten 
Beträge  von  den  Censiten  mit 
einem  Einkommen  von  900  bis 
3000  Mk.  betrug  in  pCt.  der 
Gesamtbeträge  aller  Censiten; 

1875;  37,01.  1891/92:  29,85. 

Die  Summe  der  veranlagten 
Beträge  von  den  Censiten  mit 
einem  Einkommen  von  über 
3000  Mk.  betrug  in  pCt.  der 
Gesamtbeträge  aller  Censiten; 

1S75:  49,90.  1891/92:  61,36. 


Es  haben  also  hiernach  die  zu  einem  Einkommen  von  unter 
900  Mk.  veranlagten  Censiten  in  der  Steuerperiode  1875/18^.2  um 
10,70  pCt.  und  die  veranlagten  Steuerbeträge  derselben  um  4,30  pCt. 
abgenommen;  die  Zahl  der  Censiten  mit  einem  mittleren  Ein- 
kommen ist  dagegen  um  9,52  ]iCt.  gewachsen,  doch  weisen  ihre 
veranlagten  Steuererträge  gegen  1875  ein  Minus  von  7,16  pCt.  auf. 
Der  Grund  dafür  liegt  darin,  dass  die  mittleren  Einkommen  lang- 
samer gewachsen  sind  als  die  der  ivohlständigeren  Censiüm,  welche 
sich  trotz  des  geringen  Zuwachses  der  Steiierpflichtig’en  ^ on  nui 
1,18  pCt.  um  11,46  pCt.  vermehrt  haben.  Die  Abnahme  der 
Censiten  mit  einem  Einkommen  von  unter  900  Mk.  deckt  sich 
ziemlich  mit  der  Zunahme  derjenigen  mit  einem  mittleren  Ein- 
kommen, was  dafür  spricht,  dass  sich  die  Einkommensverhältnisse 
gerade  in  der  unteren  Bevölkerungsklasse  verbessert  haben.  Die 
ganze  Entwicklung  kann  als  eine  günstige  bezeichnet  werden. 


\ on  der  Gesamtbevölkerung’  waren  zur  städtischen  Eiukominen- 
stei  er  veranlagi : 


1875 

1880  81 

/ 

1885 '86 
1890  91 


15  816  Personen  oder 


17  567 
20  501 
27  299 


25,88  pCt. 
24,57  „ 

25,01  „ 

26,92  „ 


Auf  den  Kopf  iler  Bevölkerung'  entfielen  von  den  veranlagten 
Stei  erbeträg’en: 


1875 

1880/81 

1885/86 

1890/91 


5,66  Mk. 
5,;)8  ,, 

5,57  ,. 

6 5'^ 

u,.;_  „ 


Ueber  die  Eiunahineqiielleu,  ans  denen  si(di  die  Einkonnuen 
der  Steuerpflichtigen  zusammensetzten,  fehlt  mir  leider  jegliches 
Matirial.  Eine  sich  bei  Hagen  „Die  Stadt  Halle“  findende  Zu- 
sammenstellung gewährt  wenigstens  ein  Bild  von  der  Zusammen- 
setz mg  der  grösseren  Einkommen  über  1000  Mk.  Darnach  waren 
im  Rechnungsjahre  1879/80  zur  klassifizierten  Einkommensteuer 
veranlagt  überwiegend  auf 


1)  G •undvermögen  mit  einem  Jahreseinkommen  von  1 75S  3.!.')  Mk. : 94  Personen 

oder  7,3t)  pCt.  dei'  Steuerpflichtigen. 

2)  K ij)italvermogen  mit  einem  Jahreseinkommen  von  2 123  601  Mk.:  278  Personen 

oder  21,75  pCt.  der  Steuerpflichtigen. 

3)  G werbebetrieb  mit  einem  Jahreseinkommen  von  2 370  ]4i(  Mk. : 430  Personen 

oder  33,t)5  pCt.  der  Steuerpflichtigen. 

4)  G shalt,  Emolumente,  Pensionen  etc.  mit  einem  dahreseinkommen  von 

1718  5f)0  Mk. ; 323  Personen  oder  2.5,27  pCt.  der  Steuerpflichtigen. 

.5)  G und-  und  sonstiges  Vermögen  zusammen  mit  einem  Jahreseinkommen 
von  Mk.:  153  Peisonen  oder  11,97  pCt.  der  Steuerpflichtigen 

Die  1278  hier  in  Betracht  kommenden  Censiten  mit  besseren 
Einl  ominen  stellen  aber  nur  einen  geringen  Prozentsatz  (7,47  pCt.) 
aller  Steuerpflichtigen  dar,  welclie  zur  städtischen  Einkommensteuer 
hera  igezogen  wurden. 


r 


Auch  über  das  gesamte  steuerpflichtige  Jahi  eseiukommen  aller 
Censiten  vermag  ich  keine  Angaben  zu  machen.  In  den  Verwaltungs- 
berit hten  der  Stadt  Halle  sind  nur  die  höheren,  zur  klassifizierten 
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1891  92: 


Einkommensteuer  veranlagten  Einkommen  lieriicksichtigt.  Darnacli 
wartm  veranlagt 

1881/82:  1433  Personen  mit  einem  Gesamt- 

Brntto  - Jahres  - Einkommen  von 
9 821  344  Mk.  und  einem  Gesamt- 
Netto  ••  Jahres  - Einkommen  von 
9 229  794  Mk. 

1891  92:  2436  Personen  mit  einem  Gesamt- 

Brutto  - Jahres  - Einkommen  von 
20  695  309  Mk.  und  einem  G esarat- 
Xetto  - Jahres  - Einkommen  von 
19  279  662  Mk., 

die  Person  mit  einem  durchschnittlichen  Brutto- Jahres -Ein- 
kommen von  6853,69  Mk.  und  einem  Netto-Jahres-Einkomnien  ^'on 
6440,88  Mk.  im  Jahre  1881/82,  und  mit  einem  durchschnittlichen 
Brutto-Jahrcs-Einkommen  von  8495,60  Mk.  und  einem  durchschnitt- 
lichen Xetto-Jahres-Einkommen  von  7914,47  Mk.  im  Jahre  1891/92; 
das  bedeutet  eine  Zunahme  an  Brutto-Einkoimuen  pro  Person  um 
23,96  und  an  Xetto-Einkommen  um  22,88  pCt. 

Juristische  Personen  und  Forensen  waren  veranlagt: 

1S81/82: 147' 

1891/92: 182, 

das  bedeutet  eine  Zunahme  um  23.13  [)Ct. 

Schliesslich  wolhm  wii’  noch  einen  Blick  auf  die  Steuer- 
ermässigungen  bezw.  -erlasst'  werfen. 

Im  Jahre  1881/82  waren  18  043  Censiten  mit  zusainmeu 
437  469  Mk.  veranlagt.  Davon  ging  ab  tlerjenige  Betrag,  welcher 
den  Pflichtigen  der  Klassensteuer  infolge  von  deren  Kontingentierung 
mit  12  Pfg.  für  je  3 Mk.  der  veranlagten  Steuer  zu  gute  kam. 
der  gesetzlich  bewilligte  dreimonatliche  Steuererlass  in  sämtlichen 
Stufen  mit  zusammen  ol  679  Mk.,  ferner  der  dreimonatliche  Steuer- 
erlass tler  fünf  untersten  Stufen  der  klassifizierten  Einkommen- 
steuer, sowie  derjenige  Betrag,  welcher  den  zum  Satze  der  12.  Klassen- 
steuerstufe veranlagten  Einkommensteuer  - Pflichtigen  infolge  der 
Kontingentierung  der  Klassensteuer  mit  12  Pfg.  für  je  3 Mk.  gewährt 
wurde  mit  zusammen  30  387  Mk.,  so  dass  als  Soll  blieben  355  403  Mk. 
Die  gesamten  Stenererlasse  betru  gen  1881; 82:  82  066  Mk.,  das 
waren  18,75  pCt.  des  veranlagten  Stenerbetrages. 
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Die  29  219  Censiten  des  Jahres  1S91/92  waren  v<n-anlagt  mit 
töl  747  Mk.  Davon  kamen  in  Abzug  der  gänzliche  Erlass  der 
1.  und  2.  Stufe  der  Klassensteuer  mit  75  714  Mk.  _ 8,78  pCt.  des 
cesamten  veranlagten  Steuerbetrages,  terner  der  dreimonatliche 
Erlass  in  den  Stufen  3 bis  12  mit  83  578  Mk.  und  dem  gesetzlich 
l ewilliijten  di'ei-  resp.  zwei-  und  eimnonat liehen  Steuererlass  in 
t tufe  12  der  Klassensteuer  und  Stufe  1 und  2 der  klassiiizierteu 
Einkommensteuer  mit  zusammen  13  098  Mk.;  darnach  blieben  als  Soll 
1 09  357  Mk.  Die  gesamten  Steuererlasse  des  Jahres  1891/93  betrugen 
152  390  Mk.,  das  waren  17,08  p(A.  des  veraidagten  Steuerbetrages. 

Die  Veranlagungssinnme  hat  in  dem  Jahrzehnt  um  96,98  j)f  t. 

; uo-enommen,  die  Summe  der  Steuererlasse  um  85,69  pCt.,  das  Prozent- 
V erhältnis  dei-  Steuererlasse  zum  veranlagten  Steuerbetrage  hat 
dagegen  um  1,07  abgenommen. 

U('ber  die  thatsächliehen  Erträgnisse  der  kommunalen  Ein- 
] :oinmensteuer  giebt  die  Tabelle  1\  Aufschluss.  Sie  zeigt  ferner 
las  Verhältnis  der  Einkommensteuer  zu  den  gesamten  Kommunal- 
iteuern  und  das  der  Censiten  zur  aesamthrvolkerung,  und  giebt 
: chliesslich  au,  wie  viel  an  Einkommensteuern  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  bezw.  der  einzelnen  Censiten  enttallen. 

Die  ungewöhnlich  hohen  Zahlen  des  Jahres  18 1 i tb  erklären 
ich  dadurch,  dass  man  in  diesem  Jahre  in  Halle  eine  Aenderung 
les  Rechnungsjahres  in  der  Weise  wie  es  auch  für  tlie  Einanz- 
.’erwaltung  des  Königreichs  Preussen  in  Geltung  kam,  vornahm, 
ndem  von  nun  an  die  Finanzperiode  am  1.  Apiil  begann  und  am 
51.  März  endigte.  Da  die  Rechnung  des  Vorjahres  mit  dem 
51.  Dezember  1876  abgeschlossen  hatte,  so  wurden  für  das  erste 
Quartal  des  Jahres  1877  E.vtrasteuern  erhoben,  welche  zu  der 
?umme  des  Rechnungsjahres  1877,78  hinzugezählt  worden  sind,  so 
lass  die  in  der  Tabelle  angegebenen  Ziifern  den  Betrag  von 
Jahren  umfassen.  Sonst  ist  die  Entwickelung  eine  ziemlich 
’eg’elmässis'e.  Dass  sich  mit  dem  Jahre  1887^88  der  Prozentsatz 
'u  den  o-esamten  Kommunalsteuern  verringert,  findet  seine  Begrün- 
iung  in  der  Neueinführung  der  städtischen  Biersteuer  in  diesem 
lahre.  Der  hohe  Prozentsatz  der  Einkommensteuer  des  Jahres  1875 
iu  der  Gesamtsumme  der  Kommunalsteuern  erklärt  sich  hauptsäch- 
Jeh  daraus,  dass  die  neu  eingeführte  städtische  Grund  und  Miets- 
steuer in  diesem  ersten  Jahre  ihres  Bestehens  ein  weit  geringeres 
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Erträgnis  gab  als  in  den  folgenden  Jahren.  Der  Rückgang 
des  Betrages  im  Jahre  1887/88  erklärt  sich  durcli  das  in  diesem 
Jahre  erfolgte  Inkrafttreten  des  Nachtrages  zum  Einkommensteuer- 
Regulativ,  demzufolge  alle  Einkommen  unter  90ü  Mk.  steuerfrei 
blieben.  Von  dem  ungünstigen  Einflüsse  dieser  Massregel  auf  das 
Erträgnis  ist  in  dem  folgenden  Jalu’e  bereits  nichts  mehr  zu  verspüren. 

Der  Wechsel  im  Veranlagungssystem  der  kommunalen  Ein- 
kommensteuer verui’sachte  1875  gegenüber  dem  Jahre  1873  einen 
Ausfall  von  61  261,62  Mk.  oder  15,43  pCt.  Innerhalh  unserer 
II.  Steuerj)criode  haben  sich  aber  die  Erträgnisse  um  428  307,99  Mk. 
bezw.  127,65  j)Ct.  vermehrt.  Die  Belastung  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung durch  die  städtische  Einkommensteuer  ist  in  der  gleichen 
Zeit  um  33,87,  die  j)ro  Kopf  der  Censiten  um  23,24  pCt.  ge- 
stiegen. Im  Jahre  1891/92  waren  2,24  pCt.  der  Bevölkerung  mehr  zur 
Einkommensteuer  veranlagt  als  im  Anfangsjahre  der  Steuerperiode. 

Der  Uehergang  von  der  selbständigen  Kommuual-Einkommen- 
steuer  zu  den  kommunalen  Zuschlägen  zur  Staats-Einkommen-  uml 
Klassensteuer  muss  als  wesentlicher  Fortschritt  bezeichnet  werden, 
weil  die  neue  Art  tler  Veranlagung  in  ganz  anderer  Weise  die 
Eeistuua'sfähigkeit  der  Besteuerten  berücksichtigte  als  die  frühere. 
Seitdem  vollends  mit  dem  Jahre  1887  die  Steuerfreiheit  auf  tlie 
Einkommen  bis  zu  900  Mk.  ausgedehnt  worden  ist,  lässt  sich  gegen 
diese  Art  der  Besteuerung  nicht  viel  einwenden;  auch  der  Zuschlag 
von  lOO  pCt.  zu  den  staatlich  veranlagten  Beträgen  ist  als  ange- 
messen zu  bezeichnen. 

Unter  den  selbständigen  Gemeindesteuern  unserer  zweiten 
Pei’iode  nimmt  die  erste  Stelle  die  am  1.  Januar  1875  eingeführte 
städtische  Grund-  und  Mietssteuer  ein.  Da  mit  dem  Jahre  1875  in 
Halle  die  Zuschläge  zur  Mahl-,  Schlacht-  und  Gebäudesteuer  in 
Fortfall  kamen,  ausserdem  die  Neuveranlagung  der  städtischen  Ein- 
kommensteuer ein  starkes  Defizit  in  den  Erträgnissen  derselben 
verursachte,  musste  der  Magistrat  bestrebt  sein,  diese  Ausfälle 
anderweitig  zu  decken.  Diesem  Zwecke  sollte  nun  die  städtische 
Grund-  und  Mietssteuer  dienen. 

Sie  wurde  für  das  Jahr  1875  nach  dem  Regulativ  vom 
16.  Februar  1874,  bestätigt  am  22.  Februar  desselben  Jahres,  vom 
1.  Januar  1876  nach  Massgabe  des  Regulativs  vom  31.  Dezem- 
ber 1875,  welches  am  3.  Juli  1877  Bestätigung  fand,  erhoben. 
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Einige  Nachträge  erhielt  dasselbe  in  den  Jahren  1884  und  1885. 

Vhr  geben  ini  folgenden  das  Regulativ  in  der  zuletzt  gültigen  r 

J assung’  wieder,  werden  jedoch  die  davon  abweichenden  Para- 
g -aphen  des  alten  Regulativs  daneben  anführen. 

Von  der  Grundsteuer. 

§ 1.  Die  Grundsteuer  ist  eine  auf  den  imnn-halb  des  städtischen 
G eineindebezirks  (Stadtbezirks)  belegenen  Grundstücken  und  deren 
ibehörungen  haftende  Grundabgabe,  welche  von  dein  gesamten 
utzungswerte  der  Grundstücke  ausgeschrieben  und  von  den  Eigen- 
ti  mern  derselben  erhoben  wird. 

§ 2.  Zu  den  Zubehörungen  der  steuerpflichtigen  Grundstücke 
(i  1)  werden  auch  Feldgrundstücke,  Baustellen,  Höfe,  Plätze, 

G iirten  u.  s.  w.  gerechnet,  ohne  Unterschied,  ob  sie  zum  Erwerbe 
o ler  anderen  Zwecken  dienen. 

^ .4  in  der  neuen  Fassung: 

^ ...  » 
Die  Grundsteuer  wird  alljähr- 
lich nach  dem  katastermässig 
festgestellten  Nutzungswerte  des 
vorauf  gegangenen  Kalenderjahres 
ausgeschrieben.  Im  Laufe  des 
Steuerjahres  selbst  eintretende 
Wertsveränderuugen  werden  nicht 
berücksichtigt,  sofern  nicht  im 
letzteren  das  steuer[)llichtige 
Grundstück  aufliört  zu  existieren 
oder  durtdi  einen  Elementar- 
schaden etc.  einen  den  Nutzungs- 
wert um  mindestens  ^3  vermin- 
dernden Substanzverlust  erleidet, 
welchenfalls  mit  dem  Ersten  des 
Monats,  in  welchem  die  eiu- 
getretene  Veränderung  vor- 
schriftsmässig  angezeigt  worden 
(§  17),  die  Steuerpflicht  erlischt, 
beziehentlich  im  Verhältnis  zu 
dem  verminderten  Nutzungswerte 
zu  ermässigen  ist. 


§ 3 in  der  alten  Fassung- 
Alljährlich  findet  eine  allge- 
n eine  Einschätzung  zur  Grund- 
s euer  statt,  nach  welcher  die- 
s dbe  ohne  Rücksicht  auf  später 
e ntretende  Veränderungen  des 
utzungswertes  im  nächst  folgen- 
d m Kalenderjahre  erhoben  wird. 
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Baustellen  sind  bis  zu  ihrer  bestimmuugsmässigen  Verwendung 
lediglich  nach  dem  Nutzungswerte  einzuschätzen,  welchen  sie  nach 
ihrer  früheren  Benutzung  gehabt  haben,  so  lange  nicht  eine  ander- 
weitige Benutzung  eine  höhere  Einschätzung  rechtfertigt. 

Wärd  auf  einem  erpachteten  oder  ermieteten  Grundstücke 
^•om  Pächter  oder  Mieter  ein  Gebäude  errichtet,  so  wird  die  Grund- 
steuer vom  Verpächter  oder  Vermieter  lediglich  nach  Massgabe  des 
Nutzungswertes,  welcher  dem  Grund  und  Boden  beizulegen  ist,  vom 
Pächter  oder  Mieter  dagegen  vom  Gesamt-Nutzungswerte  des  Ge- 
bäudes erhoben,  abzüglich  des  vom  Verpächter  oder  Vermieter  vor- 
stehendennassen  zu  versteuernden  Nutzungswertes. 

§ 4.  Als  Nutzungswert  wird  angenommen  alles,  was  für  den 
Gebrauch  der  im  § 1 bezeichneten  Grundstücke  und  deren  /u- 
behörungen  während  des  der  Einschätzung  vorangegangenen  Jahres- 
zeitraumes an  Pacht-  oder  Mietzins  aufgekommen  oder  als  Pacht- 
hezüglich  Mietswert  ermittelt  ist. 

§ 5.  Alles,  was  der  Pächter  oder  Mieter  dem  Verpächter 
oder  für  dessen  Rechnung  einem  Dritten  neben  dem  Pacht-  oder 
Mietszinse  für  die  überlassene  Nutzung  zahlt,  liefert  oder  leistet, 
auch  übernommene  Steuern  u.  s.  w..  muss  dem  ausbedungeneu 
Pacht-  und  Mietszinse  hinzugerechnet  werden  und  bildet  mit  diesem 
ziisamnu'ii  den  steuerpfliclitigen  Betrag.  Der  Wert  der  nicht  in 
barem  Gelde  bestehenden  l^eistnngen  winl  durch  Abschätzung  lest- 


irestellt. 

§ ().  Soweit  der  Eigenthiner  das  Grundstück  unbenutzt  lässt, 
für  sich  selbst  benutzt  oder  einem  anderen  ohne  Entgelt  zur  Nutzung 
überlassen  hat,  wird  der  der  Besteuerung  zu  Grunde  zu  legende 
Nntzungswert  durch  Abschätzung  (§  21)  ermittelt. 

Im  iibriü'en  wird  der  Nutzungswert  der  Kegel  nach  aus  den 
geschlossenen  Verträgen  l'estgestellt,  vorbehaltlich  jedoch  der  Ah- 
schätzung  für  solche  Fälle,  wo  die  Höhe  des  verlautbarten  Pacht- 
nder  Mietszinses  dem  gewöhnlichen  Nutzungswerte  nicht  entspricht 
und  ein  erhebliches  Missverhältnis  oder  die  \ ermutimg  einer 
'räuschung  behufs  Umgehung  der  vSteneru  vorliegt. 

§ 7.  Bei  Vermietung  und  Verpachtung  von  Räumen  mit 
Möbeln,  Utensilien,  Inventarien  u.  s.  w.  wird  der  Nntzungswert  der 
letztenm  durch  Abschätzung  (§  21)  ermittelt  und  von  dem  Gesamt- 
Nutzungswerte  in  Abzug  gebracht. 


§ 8.  Von  der  Grundsteuer  befreit  sind  lediglich  die  iin  § 4 
c er  Städte-Ordnung'  vom  80.  Mai  1853  als  steuerfrei  bezeichneten 
( irimdstücke  (zu  öffentlichem  Dienste  oder  Gebrauche  bestimmte  und 
I henstgrundstücke  der  Geistlichen  etc.)  Eine  zweijährige  Steuer- 
f eiheit  für  neubebaute  Grundstücke  kann  durch  Kommunalbeschluss 
gewährt  werden  (§  4 der  Städte-Ordnung). 


Von  der  Mietssteuer. 

§ 9.  Die  Mietssteuer  wird  nach  Massgabe  des  ermittelten 
liets-  oder  Pacht-Ertrages  (in  alter  Fassung:  des  durch  Einschätzung' 
u ermittelnden  Miets-  oder  Pacht-Ertrages)  bezüglich  Xutzungs- 
ertes  (§§  5,  6)  entrichtet  für  die  Benutzung  einer  jeden  Käuinlichkeit 
der  Liegenschaft,  welche  Bestandteil  odei'  Zubehör  der  im  § 1 
lezeichneten  steuerpllichtigen  Grundstücke  ist. 

§ KJ.  Erhoben  wird  die  Mietssteucr,  abgesehen  von  den 
sj  12  und  18  ausgesprochenen  B('freiungen: 

a)  von  den  Eigentümern  der  steuerpllichtigen  Grundstücke 
ür  die  in  denselben  unbenutzt  gelassenen,  von  ihnen  selbst  lür 
tire  Zwecke  oder  fiu’  ihre  Rechnung  benutzten,  oder  au  Auswärtige 
ur  Benutzuno  abgegebenen  Räumlichkeiten  und  Liegenschaften, 
owie  für  die  mit  Möbeln  vermieteten  Gelasse; 

b)  von  denjenigen,  welche  dergleichen  Gi'undstücke,  ohne  dei’en 
Eigentümer  zu  sein,  ganz  oder  teilweise  mne  haben,  tür  die  ihrer 
lenutzung  untei'worfenen  Räumlichkeiten  und  Liegenschaften  ohne 
Unterschied,  ob  dieselben  an  den  Inhaber  verliehen,  vermietet 
ider  verpachtet,  oder  aus  einem  anderen  Grunde,  sei  es  gegen  Ent- 
:elt  oder  unentgeltlich,  zur  Benutzung  überlassen  sind. 

§ 11.  Der  Zweck,  welchem  steuerpflichtige  Räume  oder 

Liegenschaften  dienen,  ändert  in  der  Verpflichtung  zur  Entrichtung 
ler  Steuer  nichts;  es  ist  daher  gleichgültig,  ob  sie  dem  Erwerbe 
»der  einer  anderen  Bestimmung  gewidmet  sind. 

§ 12.  Die  Mietssteuer  wird  nicht  entrichtet  für: 

a)  unbenutzte,  leerstehende  Wohnungen  und  Räume  der  Eigen- 
ümer,  welche  anderen  zur  Benutzung  überlassen  gewesen  und  zur 
Eeit  wider  den  Willen  des  Eigentümers  ausser  Benutzung  sind;  leer 
stehende  oder  unbenutzte  Wohnungen  und  Räume  der  Pächter  und 
slieter  bleiben  dagegen  der  Besteuerung  unterworfen;  ,,der  Magistrat  ist 
ndessen  ermächtigt,  denjenigen  Mietern,  welche  aus  dem  Afterverniieten 
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s )nsti^en  Steuerbefroiung’en  tjnden  nur  aui  die  Mitglieder  der 
t amilie,  die  der  Befreite  gesetzlich  zu  ernähren  verpfiichtet  ist  und 
a.is  seinen  Mitteln  vollständig  erhält,  Anwendung. 

Werden  selbständige  Familienglieder,  hinsichtlich  deren  eine 
s liehe  A^erpflichtung  zur  Ernährung  nicht  obwaltet  oder  die  sich 
s?lbst  zu  ernähren  imstande  sind,  von  befreiten  Personen  in  ihre 
^^’ohnung  aufgenominen,  so  werden  diese  steuerpflichtigen  Personen 
\ erhältnismässig  zur  Mictssteuer  herangezogen 

§ 15.  Bei  Afterver]>achtungen,  sie  mögen  mit  oder  ohne  Inventariener- 
f )lgt  sein, haften  Afterpächter  mit  denAfterverpächtern  während  dei'Dauer 
( er  After-Pachtverträge  für  die  zu  entrichtende  Mietssteuer  solidarisch. 

Bei  Aftervermietumjen  ohne  Möbel  sjreift  die  gleiche  Be- 
sdmmung  Platz.  Personen,  welche  sich  gemeinsam  derselben 
\v"ohnung  bedienen,  ferner  Ehegatten,  Kinder  und  solche  Verwandte, 
( ie  wechselseitig  sich  zu  unterstützen  und  zu  ei  nähren  gesetzlich  ver- 
{.  dichtet  sind,  haften  mit  ihren  in  die  Wohnung  längebrachten  Effekten 
f ir  die  Entrichtung  der  Mietssteuer  zugleicli  mit  dem  Pächter  und  Mieter. 


' ach  der  P'assung  des  alten  Re- 
gulativs vom  16.  Februar  1874: 

Die  Einschätzung  zur  Miets- 
s:euer  erfolgt  alljährlich  nach 
den  zur  Zeit  derselben  bestehenden 
l^liets-  und  Pacht-Erträgen  be- 
z iglich  Nutzungswerten  und  ist 
f ir  jeden  Kalendermonat,  unter 
I erücksichtiguug  der  einge- 
t etenen  Veränderungen  zu  be- 
r chtigen. 

Weo’en  einer  im  Laufe  eines 
1 alendermonats  eintretendeu  Ver- 
äaderung  findet  eine  Nach- 
f irderung  oder  Kückgewähr  der 
Mietsteuer  nicht  statt. 


16. 


Nach  der  J'assung  im  Nachtrage 
zu  dem  neuen  Regulativ  vom 
•24. 1.  .on,b,^^4  ,,.picperam  13.  No- 

■_’Ü.  .linnur  Ins.'  ’ 

vember  ISl^ö  bestätigt  worden  ist: 
Die  Auschreibung  der  Miets- 
stcuer  erfolgt  alljährlich  nach  den 


zur  Zeit  derselben  katastermässig 
festgestellten  Miets-  und  Pacht- 
Erträgen  bezw.  Nutzungswerten. 

Veränderungen  des  Miets-  und 
Pachtzinses,  welche  nach  statt- 
gehabter Veranlagung  im  Laufe 
eines  Steuerjahres  eintreten,  haben 
eine  Verämlerung  der  ursprüng- 
lichen Mi(  tssteuer  - Veranlagung 
nur  dann  zur  Folge,  wenn  die 
bezügl.  Miets-Erhöhung  oder  -Er- 
inässigung  mindestens  ein  Viertel 
des  urs{>rünglichen  Veranlagungs- 
Betrages  erreicht. 


L 
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iJit“  Berichtigung  der  Mitässteuei-Ausschreibung  hinsichtlich 
der  in  Gemässheit  vorstehender  Bestimmungen  zu  berücksichtigenden 
Veräuderung’en  findet  am  Schluss  tlesjenigen  Quartals  statt,  in  welchem 
die  Veränderung  eingetreten  ist,  mit  der  Massgabe  jedocli,  dass  für 
dieses  Quartal  eine  Xachforderung  oder  Rückgewähr  der  Steuer  aus 
,\nlass  der  veränderten  Veranlagung  nicht  stattfindet. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

^ 17.  .Jeiler  Eigentümer  ist  verpflichtet,  dem  städtischen 
Steuerbureau  und  dessen  Beamten  jede  erforderte  Auskunft  zur  Er- 
mittelung des  Xutzungswertes  der  Grundstücke  behufs  Anlegung 
und  Berichtigung  der  Steuerkataster  zu  erteilen  und  von  jeder  Ver- 
änderung bezüglich  der  steuerpflichtigen  Gegenstände  und  Personen 
Ijinnen  8 Tagen  derselben  schriftlich  oder  mündlich  zu  Protokoll 
Anzeige  zu  machen. 

Zur  Erleichterung  der  Eig'entümer  wird  denselben  vor  dem 
Anfänge  eines  jeden  Quartals  ein  gedrucktes  Schema  zur  Ausfüllung 
eingehändigt  werden,  um  die  beim  Quartalwechsel  vorgekommenen 
Veränderungen  darin  zu  verzeichnen. 

Dieses  Schema  ist  ausgefüllt  in  tlen  ersten  drei  Tagen  des 
neuen  Quartals  zui'  Abholung  bereit  zu  halten. 

Für  jede  unterlassene  (jder  unrichtige  Angabe  verfällt  der  Eigen- 
tümer in  eine  Ordnungsstrafe  von  3 bis  30  Mark  (5  53  tler  St.-(J. ) und 
haftet  ausserdem  für  jeden  durch  sein  derartiges  Verhalten  derKominunal- 
Verwaltum»'  etwa  erwachsenen  Steuerverlust  als  Selbstschuldner. 

5 18.  Auch  die  Mieter  und  sonstigen  Inhaber  steuerpflichtiger 
Wohnungen,  Räume  u.  s.  w.  sind  auf  die  an  sie  ergehenden  Auf- 
forderungen bei  Vermeidung  der  in  5 17  angedrohten  Ordnungsstrafe 
verpflichtet,  über  die  Höhe  der  von  ihnen  zu  entrichtenden  Mieten  u.s.  w. 
wahrheitsgetreue  Anu'aben  zu  machen. 


5 


19 


nach  iler  Fassung  des  alten 
Regulativs: 

Füi-  jedes  .Jahr  wird  der  Ge- 
samtbetrag dei’  zu  erhebenden 
Grund-  und  Mietssteuer  von  den 


nacli  der  Fassung  im  Xachtrage 

14.  NovLr.  1885 


vom  ) welcher  am 

\i.  Dezbr.  ls8o 

20.  April  1886  bestätigt  worden  ist. 

Die  Aufbringung  sowohl  der 
Grundsteuer  als  auch  der  Miets- 
steuer erfolü't  nach  einem  Ih'ozent- 


.a 


1 — ()()  — 

I 

I 

I 


stiilltisclien  Behoideu  im  Voraus 
et;  tsinassiü'  festgesetzt,  und  sind 
vu  1 der  also  festgesetzten  .Summe 
fii  Di'itteil  auf  dit*  (frundsteuer 
un  I zwei  Dritteile  auf  die  Miets- 
stf  uer  zu  verteilen, 

I He  L’nterverteiluiu:-  erfolyt 
de ’g'estalt.  dass  die  (frundsttmer- 
pfliehtigen  unter  sich  und  ebenso 
dit  Mietssteuerjdlichtigen  unter 
sic  li  einen  gleichen  Prozentsatz 
de'  ermittelten  Xutzung’swerte  zu 
en  richten  haben. 

Veränderungen  iin  Xutzungs- 
wt  rte,  welche'  im  Laufe  eines 
da  ires  Vorkommen,  sind  ohne 
Li  dluss  auf  ilen  für  die  Lnter- 
vt‘ 'te'ilung  festgesi'tzten  I'rozent- 
sa  z. 


nach  der  Fassung  des  alten 
Ivegulativs: 


Die  (frund-  und  Mietssteuer  ist 
in  Monatsraten  in  den  ersten  acht 
'Ih  gen  eines] eden  Monats  im  Voraus 
ar  die  Käminereikasse  bei  Ver- 
m ‘iduiig  der  Exekution  zu  zahh'u. 


Satze  der  e'rmittelten  Xutzunu's- 
werte.  Dersellie  wird  von  den 
städtischen  Dehörden  nach  Mass- 
gabe  des  Bedürfnisses  für  jedes 
dalli'  etatsmiissig  im  Voraus  fest- 
gesetzt und  seiner  Höhe  nach  für 
die  ( iruiidsti-uer{)flichtig('ii  unter 
sich  gleichm.issig  bemessen.  Für 
die  Mietssteuerpflichtigen  ist  der 
zu  entrichti'iide  Prozentsatz  auf 
tlas  Do])pelte  des  für  die  (frund- 
steuer massgebenden  Satzes  zu 
bestimmen,  jedoch  sind  di(>  weu'eii 
Xichterreichung  eines  dahres- 
einkommeus  von  4;20  Mark  zur 
Klassensteuer  nicht  veranlauten 
und  die  mit  einem  Einkommi'ii 
liis  einschliesslich  (UIO  Mark  pro 
dahr  zu  der  gedachten  Steuer  ein- 
geschätzten Personen,  nur  mit  der 
Hälfte,  sowie  diejenigen  Personen, 
welche  zur  Klassensteuer  mit  einem 
Einkommen  von  über  (160  Mark 
bis  einschliesslich  000  Mark  jiro 
dahr  eingescliätzt  sind,  nur  mit 

des  Xormalsatzc's  zur  Miets- 
steuer zu  veranlagen. 

20 

nacli  der  Fassung  im  Xachtraue 
vom  -T  welcher  am 

Je.  .lanuar  IsSi 

Id.  Xüvember  1S85  liestätigt 
worden  ist: 

Die  Grund-  und  Mietssteuer 
ist  in  Vierteljahrsraten  an  die 
Steuerhebestelle  zu  entrichten.  Die 
Fälligkeitstermine  werden  für  jedes 
Rechnungsjahr  von  dem  Magistrate 
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festgesetzt  und  den  Steuer- 
[iflichtigen  durch  die  denselben  zu 
behändigeiidenSteiieraussclireiben 
bekannt  gegeben. 


21.  Die  Abschätzung  der  steueriiflichtigen  Grundstücke  und 
Räume  etc.  behufs  Ermittelung  des  steuerpllichtigen  Xutziingswertes 
erfolgt  durch  den  Magistrat  nach  Anhörung  einer  vom  Magistrat 
ernannten,  aus  ö Mitgliedern  be.stehendeii  Kommission. 

lH‘r  Nutzuna*sw(^rt  eines  jeden  zur  (Trundsteuer  zu  veranlaneiuhm 
<Jrundstiickes,  und  ehenso  der  Nutziuuiswert,  nach  welchem  die  ^ er- 
liiG'Ujio'  jedes  einzelnen  Steuerpllichlig'en  zur  Mii'tssteuer  erfolgt,  ist  nach 
Mark-1  {eichsiniinze  in  runden  Summen  von  zehn  zu  zehn  Mark  Ihr 
<las  Steuei'jahr  in  Ansatz  zu  bringen.  Hiei'lxn  wertlen  Beträge  von 
Mark  und  darunter  gar  nicht,  von  mehr  als  5 Mark  gleich  lOMai'k 
gerechnet.  Die  (irundsteuer-Kolle  wird  alljährlich  im  Monat  danuar 
acht  Tagv,  die  Mietssteuerrnlle  in  den  Monaten  Februar,  Mai,  Aunust 
und  Xoveml)er  je  acht  Tage  im  Steuerl)ureau  während  dtn*  l^ureaii- 
stunden  zur  Einsicht  dt*r  Steuerpflichtigen  offen  gelebt,  und  sind  die 
'l'au’e  der  (ttfenlegung  durch  das  Tageblatt  mindestens  acht  1 aü'e 
vnrlif*r  bekannt  zu  machen.  Ausserdem  wird  jeder  Steut‘rpf!ichtiu*e 
nach  erfolgter  Veranlanuni»*  von  dem  danach  zu  entrichtenden  Steiun- 
bi'tragc  durch  besonderes  Ausschreiben  in  Kenntnis  gesetzt. 

t;  22.  Reklamationen  gegen  die  Veranlagung  müssen  binnen 
<lrci  Monaten  vom  Tage  der  Behändigung  tles  Ausschreiliens  ab  bei 

dem  Magistrate  schriftlich  eingereicht  oder  mündlich  zu  Protokoll 
gegeben  werden,  widrigenfalls  sie  unberücksichtigt  bleiben. 

Die  Zahlung  der  veranlagten  .Steuer  darf  durch  angebrachte 
Reklamationen  nicht  verzögert  werden,  muss  vielmehr  mit  Vorbehalt 
S|iäterer  Ausgleichung  in  der  ^ 20  festgesetzten  Frist  erfolg'en. 


nach  der  Fassung  des  alten 
Regulativs : 


Feber  Reklamationen  ent- 
scheidet nach  zuvoriger  Verhand- 
hui"' eine  vonder. Stadtverordneten- 
Versammlung  alljähi’lich  aus  der 


Zusatz  nach  der  Fassung  im  Xacli- 

_M.  Dezember  lss4  , , 

trage  vom  , - w.-  ■ welclier 

am  13.  XT)veinb(n*  188“»  bestätigt 
worden  ist. 

(fegen  den  auf  die  Bekla- 
mation  ergelienden  Beschluss  des 
Magistrats  kann  binnen  14  Tagen 
vom  Tage  der  Zustellung  des- 
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Hü  rgerschait  erwählte  Kevisioias-  selben  ab  Klage  beim  Bezirks- 
ko  nmission.  Dieselbe  besteht  aus  Ausschuss  erhoben  wezxlen. 

7 vlitgliedern,  wählt  aus  ihrer 
Mi  te  den  Vorsitzenden  und  dessen 
St»  llvertreter  und  ist  bei  Anwesen- 
he,t  dreier  Mitglietler  beschluss- 
fäl  ig.  Bei  Stimmengleichheit  ent- 
scl  eidet  die  Stimme  des  Vor- 
sitz enden. 

Die  Verhandlung  und  Bekannt- 
iUfichung  der  Entscheidung  mit 
Dr  inden  erfolgt  in  öffentlicher 
Sitmng,  in  welcher  ein  Mitglied 
de:  Magistrats  und  auf  Verlangen 
au''h  der  Reklamant  anzuhören  ist. 

Gegen  die  Entscheidung  der 
Ke  dsionskommission  findet  binnen 
eir  er  präklusivischen  Frist  von 
6 vVochen  der  Rekurs  an  die 
Ki'uigliche  Regierung  zu  Merse- 
bu  'g  statt. 


Auf  (irund  dieser  Bestimmungen  erfolgte  die  Veranla<>'un<'  der 
Ce  isiten  „nach  dem  jeweiligen  Nutzuags-  resp.  Mietswerte  der  Ge- 
bäude und  Liegenschaften  ohne  Rücksicht  auf  etwaige  Schulden  und 
sui  stige  Abgaben“.  Es  wurden  vom  Xutzung's werte  der  Grund- 
stiiske  ^YopCt.  als  Grundsteuer  und  vom  Mietswerte  ö pCt.  als  Miets- 
ste  ler  erhoben. 

Aus  unserer  Tabelle  V ist  ersichtlich,  wieviel  Grundstücke  und 
vei  mietete  Wohnungen  in  den  einzelnen  Jahren  zur  Steuer  veranhiüt. 
w ii  viel  davon  voll  besteuert,  befreit  oder  teilweise  befreit  waren. 

Die  Gesamtzahl  der  zur  Steuer  veranlagten  Grundstücke  hat 
sic  1 in  der  Periode  187u,;J^,  um  1758  oder  63,65pCt.  vermehrt.  Während 
voi.  den  Grundstücken  im  Jahre  1875  97,90  pCt.  besteuert  waren, 
betrug  der  Prozentsatz  im  Jahre  1891;92  nur  95,02.  Die  Anzahl 

dei  steuerfreien  Grundstücke  hat  sich  in  der  Periode  um  rund  288i)Ct. 
Vfi  mehrt. 


I 


Ir 


l 
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Die  Zahl  der  vermieteten  Wohnungen  und  Ge.schäftsräunu', 
zeigt  im  Jahre  1891/92  gegenüber  der  im  Jahre  1877  eine  Zunahme 


von  10201  oder  69,50  pCt. 
Es  waren 

voll  besteuert 


1877: 

1883/84: 

1887/88: 

1891/92: 


89,60  pCt. 
83,40  ,, 
38,63  ,. 
45,49  „ 


U'anz  befreit 
5.33  [)('t. 
8.15  ,. 
7,97  .. 
7.76  .. 


teilweise  befreit 

5,01  pCt. 

8,45  ,. 

53,40  ,. 

46,  ( o ,, 

Während  die  Zahl  der  gänzlich  befreiten  Wohnungen  im  Ver- 
laufe der  Periode  nur  mässig  gestiegen  ist,  ist  seit  dem  Jahre  1887/88 
infolge  der  oben  angeführten  Nachträge  zum  Grund-  und  Mietssteuer- 
Regtdativ  vom  14.  November  und  17.  Dezember  1885  eine  ganz 
enorme  Zahl  von  teilweisen  Befreiungen  vorgenommen  worden,  was 
sich  auch  in  dem  Minderertrage  der  Steuer  für  dieses  Jahr  fühlbar 
macht.  Am  Ende  der  Periode  hebt  sich  der  Prozentsatz  der  voll- 
besteuerten Wohnungen  wieder  etwas,  bleibt  aber  immer  noch  hinter 
dem  der  ttälwei.se  befreiten  Wohnungen  zurück. 

Das  Gesamterträgnis  beider  Steuern  hat  sich  in  der  Zeit  von 
187-)  bis  1891/92  um  372070.62  Mk.  oder  114,67pCt.  vermehrt.  Der 
Betrag  der  Grundsteuer  allein  ist  seit  dem  Jahre  1879 M)  um 
121877  Mk.  oder  97,81  pf't.,  derjenige  der  Mietssteuer  um  200821  Mk. 
oder  80,58  pCt.  gewachsen. 

Die  Entwicklung  d(‘r  Grundsteuer-Erträgnisse  ist,  wie  Taljelle  VI 
z(‘igt.  in  den  einzelnen  Jahren  eine  ganz  normale;  bei  der  Miuts- 
steuor  fällt,  wie  schon  oben  ei’wähnt,  der  .Minderertrag  tles  Jahres 
1887  88  auf,  für  den  wir  bereits  die  Erklärung  gegeben  haben.  Es 
kamen  5951  .Mk.  weniger  ein  als  im  Vorjahre:  das  bedeutet  einen 
Ausfall  von  1,74  p('t. 

Die  durchschnittliche  Belastung  für  ein  besteuertes  Grundstück 
ist  von  38.87  Mk.  im  Jahre  1879/80  auf  57,39  Mk.,  d.h.  um  47,65  pt.'t. 
im  Jahre  1891/92  gestiegen,  während  dieselbe  für  eine  ganz  oder 
teilweise  besteuerte  Mietswohnung  von  16,68  Mk.  auf  19.61  Mk., 
d.  h.  nur  um  17,56  pCt.  zugenonnnen  hat. 

Durch  die  städtische  Grund-  und  .Mietssteuer  wurden  im 
Jahre  1875  48,61  pCt.  aller  Konmmnalstt'uern  aufgebracht,  im 

Jahi‘(‘  1891/92  nur  44.15  pCt.  — 
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Dip  übrigen  selbstiindig’en  Steuern  unsei'er  zweiten  Periode  sind 
vu  1 nnt(‘rg'eordneter  Bedeutung'.  So  wurde  eine  Hundesteuer  bis 
I S -'S  nacdi  denselben  Grundsätzen  wie  in  der  vorigen  Periotle  ei'- 
hiijen.  Ein  Nachtrag  vom  '23.  danuar  dieses  Jahres,  der  am  17.A|)ril 
vo  11  Bezirksausschuss  bestätigt  wurde,  setzte  die  -Jahressteuer  für 
je<  en  Hund  auf  9 iMk.  fest  und  bestimmte  ausserdem,  dass  die  Steuer- 
fr»  iheit  für  die  im  Hegulativ  näher  liezeichneten  Zug-,  Gewerbe- 
uii  l Schutzhunde  nur  auf  ein  Jahr,  vom  1.  April  bis  zum  1.  April, 
erieilt  würde  und  vor  Ablauf  dieser  Frist  von  neuem  iiachgesuciit 
wi  rden  müsste,  widrigenfalls  sie  als  erloschen  und  der  Hund  als 
ve  'Steuerbar  gelten  würde.  — Die  Erträgnisse  dieser  Steuer  nahmen 
voi  Jahr  zu  -Jahr  langsam  zu.  Für  187-ü  war  die  Steuer  auf  ruml 
OtidO  Mk.  etatisiert;  über  die  wirklich  eingekoirniene  Summe  fehlen 
mir  die  Angaben.  Es  brachte  die  Hundesteuei  im  -lalire 
l''SU  <S1  netto  7681,41  Mk.  o»l.  0,97prt  d.  Kommunalsteueni. 

lt:S6,87  „ 10042,7)6  „ „ 0,91 

I.AIO  91  d.Hüciistbetr.v.  13  664,-  „ „0,91 

lt91  92  netto  13247,-  „ „ 0,84 

Im  Jahre  1891/92  hat  sich  das  Erträgnis  der  Hundesteuer 
gegenüber  dem  -Jahre  1880,81  um  öö6ö,-'»9  .\lk.  vermehrt,  d.  h.  um 
7i,45  pCt. 

Das  (lurch.schnittliche  jährliche  Erträgnis  der  Hundesteuer  in 
Ul  serer  Periode  1875  beträgt  9065,66  Mk.  oder  0,89  |>rt.  aller 
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l\i  iinmunalsteuern. 

Ein  Bürgerrechtsgeld  wurde  in  dieser  Steuerperiode  auf  Grund 
des  A'on  »1er  Kgl.  Kegierung  zu  Merseburg  unter  dem  7.  Oktober  1874 
be 'tätigten  Regulativs  vom  24.  -Juli  1874  und  Nachtrages  vom 
2(.  Oktober  1875,  bestätigt  am  5.  November  desselben  -Jahres,  er- 
lu  bell.  Demzufolge  waren  alle  selbständigen  Einwohner  des  Stadt- 
b(  zirkes  von  Halle,  sowolil  diejenigen,  welche  neu  anzogen,  als  auch 
di  'jeiiigen,  welche  bereits  die  Gemeindeangeh'irigkeit  besassen,  zur 
Entrichtung  eines  Bürgerrechtsgeldes  verjifliehtet,  sobald  sie  nach 
§ ) der  Städte -Ordnung  vom  30.  Mai  1853,  bezielientlich  ^ 9b  des 
G ‘setzes  vom  25.  Mai  1873,  das  Bürgerrecht  dadurch  erworben 
lu'tten,  dass  sie  Preussen  und  seit  einem  Jahre 

1.  Einwohner  des  Stadtbezirkes  waren  und  zur  Stadtgemeinde 
gt  Inürten, 

2.  keine  Armen-rnterstützung  aus  (üffentlichen  Mitteln  empfingen. 
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3.  die  >ie  betreffenden  Gemeindeabgaben  gezahlt  hatten, 

4.  entweder 

a|  ein  Wohnhaus  im  Stadtbezirke  besassen,  oder 
b)  zur  klassifizierten  Einkommensteuer  veranlagt  waren  oder 
e|  an  Klassensteuer  einen  Jaliresbetrag  von  mindesten' 
4 Rthlr.  entrichteten  (§  1 des  Regulativs  |. 

Das  Bürgerrechtsgeld  wurde  nach  Massgabe  der  Steuerstub', 
in  welcher  sich  der  Ver])flichtete  zur  Zeit  des  bjrwerbes  des  Bürger- 
rechts auf  Grund  des  Klassen  und  klassifizierten  Einkommensteuei'- 
Gesetzes  vom  25.  Mai  Js73  befand,  in  folgenden  Beträgen  erluüien: 

a)  bei  Steuerfreiheit  mit  5 Rthlr., 

b)  bei  der  Einschätzung  zur  3.  bis  mit  der  6.  Stufe  mit  ■)  Rthlr., 

e|  bei  der  Einschätzung  zur  7.  bis  mit  der  10.  Stufe  mit  10  Rthlr., 

d)  bei  jeder  höheren  Stufe  mit  15  Rthlr. 

Diese  im  § 3 des  Rt^gulativs  vom  24.  Juli  1874,  bestätigt  am 
7.  Oktober  1S74,  enthaltenen  Bestimmungen  wurden  durch  den 
Nachtrag  zu  demselben  vom  26.  Oktober  1875,  bestätigt  am  5.  November 
desselben  Jahres,  folgendermassen  abgeändert: 

„Das  Bürgerreehtsgeld  wird  nach  Massgabe  des  jälirliehen 
Klassen-  res|).  Einkomrnen-Steuerbetrages,  welchen  der  Verpflichtete 
zur  Zeit  des  Erwerbes  des  Bürgerrechtes  zu  zahlen  hat,  in  folgenden 
Beträgen  erhoben: 

a)  bei  einem  jährlichen  Steuerbetrage  von  12  — 24  Mk.  incl. 
mit  15  Mk., 

b)  bei  einem  jährlichen  Steuerbetrage  von  30  — 48  Mk.  incl. 
mit  ‘)0  Mk., 

e)  bei  jedem  höheren  Steuerbetrage  mit  4 ) Mk. 

Vor  Entrichtung  des  Bürgerrechtsgeldes  s»>llte  nach  § 2 tU's 
Retrulativs  das  Bürgerrecht,  welches  in  dem  Rechte  zur  Teilnahme 
an  den  Stadtverordneten  wählen,  sowie  in  der  Befähigung  zur  Ueber- 
nahme  unbesoldeter  Aemter  in  der  Gemeinde-Verwaltung  und  zur 
Gemeinde -Vertretung  bestand,  nicht  ausgeübt  werden  dürfen. 

Befreiungen  von  der  Zahlung  des  Bürgerreehtsgeldes  wurden 
auf  Grund  der  bis  dahin  geltenden  Bestimmungen  de>  Regulativ' 

vom  Jahre  1860  gewährt.  (§  4.) 

Reklamationen  waren  binnen  einer  Präklusivfrist  von  3 Monaten, 
V'»m  Tatre  der  Insinuation  der  ersten  Zahlungsaufforderung  an  ge- 
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re(  hnet,  bei  dem  Magistrate  aiizubringen,  Beschwerden  über  di(^ 
tscheidungen  desselben  bei  allen  weiteren  Instanzen  mussten 
im  erhalb  einer  Präklusivfrist  von  6 Wochen  nach  der  Zustellung 
de  Bekanntmachung  des  Entscheides  angebracdit  werden,  gemäss 
de  1 Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  18.  Juli  1840.  (§  6.) 

Der  P^rwerb  des  Bürgerrechtes  war  gemäss  § 5 der  Städte- 
( )r  Inuug  durch  den  Besitz  eines  eigenen  Hausstandes  bedingt.  Bis 
zum  Jahre  1882  nahm  man  an,  dass  darunter  der  Besitz  derjenigen 
Gegenstände  zu  verstehen  sei,  welche  zur  P^inrichtung  einer  häus- 
lic  len  Wirtschaft  gehören.  Seit  jener  Zeit  änderte  sich  die  Auf- 
fatäiing  von  dem  Begriffe  „eigener  Hausstand“  der  Art,  dass  man 
un  er  ihm  nicht  sowohl  eine  eigene  Wirtschaftsführung  als  vielmehr 
di(  in  der  Nichtzugehörigkeit  zu  einer  fremden  Haushaltung  erkenn- 
bai  e wirtschaftliche  Unabhängigkeit  verstand.  Diese  ATiffassung 
fax  d die  Billigung  der  Aufsichtsbehörde.  Seitdem  ergab  sich  gegen 
friilier  ein  Mehrertrag. 

Im  Jahre  1880/81  kamen  ein  an  Bürgerr«!chtsgeld  5781  Mk.; 
da;  waren  0,7.'!  p('t.  der  Kommunalsteuern.  Im  Jahre  1891/92  betrug 
die  Einnahme  11489,50  INIk.,  d.  w.  0,72pCt.  der  Kommunalsteuern. 
De  r Zuwachs  betrug  in  elem  Zeitraum  von  11  Jahren  97,88  pCt. 
De  eh  war  die  Entwicklung  von  Jahr  zu  Jalir  leeine  glcichmässige“. 
wii  unsere  Tabelle  VII  zeigt. 

Der  durchschnittliche  Ertrag  in  eler  ganzen  Steuerperioele 
bel  'iuft  sich  pro  Jahr  auf  6882,10  Mk.,  d.  s.  0,62  pCt.  eler  gc'samten 
Ke  imnunalsteuern. 

Seit  dem  Jahre  1880  81  wird  auf  Grund  eler  Bestinumingen 
elci  Gesetzes  vemi  27.  P"ebruar  1880,  betreffend  die  Besteuerung  des 
W:  iielerlagerbetriebes,  eine  Wanelerlagersteuer  in  Halle  erhoben,  der 
W;  nderlager  und  M'anelerauktionen  unterworfen  sinel. 

Nach  § 4 ele‘s  Gesetzes  beträgt  ehe  Steuer  für  jede  Woche  eler 
Daier  eles  Wanderlagerbetriebes  in  den  Orten  der  ersten  Gewerbe- 
ste  lerabteilung  (Stäelte  mit  mehr  als  5U000  Phnw.)  . . . 50  Mk., 

eler  zweiten  und  diltten  Gewerbesteuerabteilung  (Städte  mit 
me  ir  als  2000  bis  50000  Einw.) 40  Mk. 

P'ür  ehe  Wanderauktionen  wirel  elieselbe  Steuer  für  den  Tag  erhoben. 

Die  Isteinnahme  der  Steuer  wirel  in  den  Orten  eler  ersten  bis 
elri  teil  Gewerbesteuerabteilung  eler  Gemeinde  überwiesen,  in  eleien 
Bedrk  der  Wanderlagerbetrieb  stattgefimden  hat.  (!?  5 des  Gesetze.'.) 
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In  Halle  wurden  dementsprechend  für  jeden  Wanderlager- 
betrieb pro  Woche  und  für  jede  Wanderauktion  pro  Tag  50  ISIk.  erhoben. 

Auch  diese  Abgabe  trägt,  wie  das  BürgeiTechtsgeld,  einen 
Gebühren-Charakter.  Ihre  Erträgnisse  sind  ganz  minimaler  Natur. 
Im  Durchschnitt  brachte  die  Wanderlagersteuer  in  unserer  Periode 
pro  Jahr  207,06  Mk.,  d.  s.  0,02  pCt.  der  Konnnunalsteuern.  Am 
geringsten  war  die  Einnahme  im  Jahre  1884/85  mit  120  Mk.,  am 
höchsten  in  den  Jahren  1888/84  und  1890/91  mit  je  520  Mk. — 

Waren  die  letzterwähnten  Abgaben  ihren  Plrträgnissen  naeli 
mir  von  untergeordneter  Bedeutung  für  die  städtische  Phnanz- 


verwaltung,  so  brachte  dagegen  die  auf  Grund  des  Regulativs  vom 
6.  September  1886,  bestätigt  am  2.  November  desselben  Jahres,  mit 
dem  1.  April  18N7  in  Geltung  tretende  kommunale  Biersteuer  recht 
beträchtliche  Plinnalunen.  Sie  setzte  sich  zusammen  aus  Zusehlägmi 
zur  bestehenden  Staatssteuer  und  einer  selbständigen  Kommunal- 
st euer. 

§ 1 des  Regulativs  bestimmt,  entsprechend  den  diesbezüg- 
liehen  Vorschriften  des  Kommunalabgaben-Gesetzes,  dass  von  dem 
im  Stadtbezirke  gebrauten  Biere  vom  1.  April  1887  ab  ein  Kummimal- 
ztisehlag  von  50  j)Ct.  zu  der  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom 
81.  Mai  1872  zur  Hebung  gelangenden  staatlichen  Brausteuer  erhoben 
wird.  Von  demselben  Zeitpunkte  ab  wird  ferner  nach  § 2 von  dem 
von  auswärts  in  den  Stadtbezirk  eingeführten  Biere  eine  Konununal- 
abgabe  von  65  Pfg.  jiro  100  Liter — ;l  Hektoliter  erhoben,  welche  (ha 
Phnpf'änger  zu  (mtriehteu  hat.  Geht  Bier  in  Gebinden  von  mehr 
oder  weniger  als  100  Liter  Inhalt  ein,  so  wird  die  Abgabe  nach 
Verhältnis  des  f'estzustellenden  Inhaltes  berechnet  und  erhoben. 
Steuerfrei  bleibt  1)  Bier,  welches  in  Mengen  von  weniger  als  10  Liter 
eiugeführt  und  2)  Bier,  welches  durch  den  Stadtbezirk  nui'  diu-eh- 
geführt  wird.  (§  8.) 

Das  von  auswärts  eingeführte  Bier  ist  entweder  an  dem  Tage, 
au  welchem  es  in  den  Besitz  des  Steuerpflichtigen  gelangt  odei' 
spätestens  am  folgenden  Werktage  während  der  üblichen  Kassen- 
stunden auf  der  Stadthaujitkasse  zu  versteuern.  Zu  dem  Zwecke 
haben  die  Phnpfänger  von  Bier,  welches  hier  nicht  gebraut  und 
steuerpflichtig  ist,  dei’  Kasse  eine  mit  ihrer  Unterschrift  versehene 
Deklaration  in  duplo  einzureichen,  aus  welcher  der  Absender,  die 
Nummer,  das  Zeichen  und  der  Inhalt  des  Gebindes,  der  Lagerort, 
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•wie  Tau:  und  Stumlc  des  P'inpfaiiges  und  der  Betrag  der  Steuer 
■sichtlich  sein  müssen.  Das  eine  Exemplar  der  Deklaration  wiid 
!‘U  Steuerpflichtigen  (puttiert  zu  ihrer  Legitimation  gegenüber  den 
j)utrollbeaniten  zurückgegeben.  (§  4.) 

Alle  noch  näher  bezeichneten  Vereine,  V irte  und  sonstigen  Ein- 
nhner,  welche  sich  mit  dem  Kaufe  von  Hier  zum  Weiterverkäufe 
ezw.  Ausschank  befassen,  haben  über  die  am  Vormittage  d(*s 
• April  IfSST  in  ihrem  Besitze  befindlichen  und  später  von  ihnen 
ezogeuen  Biermengen,  einschliesslich  der  aus  hiesigen  Brauereien 
itnommen,  ein  genaues  Lagerbnch  zu  führen,  in  dem  alle  erfordei'- 
chen  Einträge  vom  Empfänger  des  Bieres  genau  und  vollständig 
emäss  den  Bestimmungen  des  ^ 4,  noch  am  Empfangstage  zu  bc- 
irken  sind.  Lagerbücher  und  Deklarationen  sind  mindestens 
Jahi-e  lang  aufzubewahren  und  müssen  a\if  Verlangen  der  Stadt- 
auptkasse  vorgelegt  werden.  7.) 

Eür  das  aus  dem  Stadtbezirke  ausgehende,  hier  gebraute  Bi(‘r 
ndet  eine  Rückvergütung  der  darauf  gezahlten  Abgabe  untei- 
»Igenden  Bedingungjm  statt: 

a)  zur  Bereitung  des  auszuführenden  Biei-es  müssen  mindesten.' 
.')  Kg.  Malz  oder  Malzschrot  auf  jeden  Hektoliti'r  erzeugten  Bieres 
erbraucht  worden  sein. 

b)  Das  Bier  muss  in  amtlich  geaichten,  spundvollen  Fäs-ein 
der  in  bis  au  den  Hals  gefüllten  Elasehen  von  gleicher  Form  und 
irösse  und  bei  jeder  Sendung  in  einer  Menge  von  mindestens  ('ineiu 
lektoliter  au.sgehen. 

c)  Die  Vergütung  wird  mit  .ÖO  Pfg.  für  den  Hektoliter,  jedoch 
ur  für  je  volle  10  Liter  jeder  Sendung  berechnet,  so  dass  über- 
cliiessende  einzelne  Liter  ausser  Beti-acht  bleiben.  (§  8). 

Kur  zuverlässigen  und  in  steuerlicher  Beziehung  unbescholtenen 
bauern  wird  der  Anspruch  auf  die  Rückvergütung  und  nur  dann 
lurestandcn,  wenn  dieselben  von  ihnen  selbst  gebrautes  Bier  der  in 
^ bezeichneten  Art  ausführen  und  wenn  sie  ausserdem  Bücher 
ühren,  aus  welchen  die  zur  Bierbereitung  verwendeten  Stoffe  und 
ereil  Menge,  sowie  der  Umfang  des  Bierbezuges,  des  Selb-^t- 
erbrauches  und  des  Verkaufes  resp,  der  Ausfuhr  sich  ergiebt. 
iisbesondere  muss  aus  den  Büchern  der  Tag  des  Zu-  und  Abganges, 
owie  Namen  und  Wohnort  der  Bi  er- Empfänger,  die  Nummer,  das 
'eichen  und  der  Inhalt  der  verwendeten  Gebinde,  sowie  die  .\i'f 
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lies  betreftVuden  Jberos  jederzeit  ersiclitlich  sein;  doeh  ist  es  BnunM’n 
liburlassen,  den  Selbstverbraucli  an  Bier  erst  am  j<‘desniali^en  Monal-- 
sclilnss(‘  snnunarisch  einzntragen.  Die  Büclier  müssen  auf  Erfordern 
sowohl  dei*  die  Vergailnng  fVststellenden,  von  dem  Majristrate  zu 
In'stimmenden  Amtsstelle,  als  aneh  dem  ^Ia^istrat<%  jederzeit  /in 
Einsicht  vorgele^t  werden.  ({5  !t.| 

Diejcaiigen  Brauer,  welche  sich  im  Besitze  eines  Zu>age-Scheine'' 
anf  Jb'ickvergütnng  der  staatliclnai  Bransteuei*  befinden  und  Bim- 
nach  Orten  au>serhalb  des  (Tcltungsbereiches  des  Gesetzes  vom 
81  Mai  1S72  aiisfüliren,  eibalten  die  Rückvergütung  de>  Zuschlagu> 
nach  (‘rfolgtem  Nachwei>e  der  Erfüllung  der  Bestimmungen  üIdt 
die  Rückvergütung  d(‘i‘  staatlichen  Brausteuer.  Bei  der  Austu hi 
nauli  ( )rten  innerhalb  d(‘s  (Jeltungsbereiches  des  vorerwähnten  (b* 
setzes  wird  den  Brauern,  welche  >ich  nicht  im  Besitze  des  Zusag<*- 
Seheines  Ixd’inden,  die  Rückvergütung  des  Zuschlages  für  das  an- 
dern Stadtbezirke  nach  inländischen  ( )rten  ausgeführte  Bier  nur 
nach  vorgängiger  Beibringung  einei’  Besclieinigung  des  Magistrat-* 
wulche  für  jedtm  einzelnen  Trans]>ort  oder  aiu'h  für  einen  längei'en 
Zt'itraum  (»rteilt  W(*rden  kann,  gewährt,  10.) 

Soll  Bi(U‘  nach  ( )rten  des  Geltungsbenäches  des  Gesetzes  vom 
81.  Mai  1S72  mit  dem  Ansprüche  auf  Rückvergütung  des  Kommunal- 
zuschlages aus  (hmi  Stadtbezirke  ausgeführt  werden,  so  ist  solcliu- 
unter  Vorlage*  eines,  die  Xamen  des  Absenders  und  des  Empfänger-, 
die  Zahl  und  den  Inhalt  der  Flaschen,  sowi(‘  die  Nummer,  dn> 
Zeichen  und  den  Inhalt  jedes  Gebindes,  d(ui  Tag  und  die  Stunde 
der  Absendung  angebendeii,  doppelt  au>zufertigend<‘n  f'rachtbriefer'. 
bezw,  einei-  d<*ss<m  Stelle  vertretenden  D(‘klaration  und,  zutrt'ffenden 
Falles,  unter  Beifügung  d(‘r  in  ^ 10  gedacht(m  Bescheinigung  de- 
Magistrats,  der  von  diesem  zu  bestimmenden  Amtsstelle  ji;  it)  anzu- 
melden. Die  Anmeldung  hat  regelmässig  mindestens  drei  Stunden 
vor  dem  Abgänge  des  Bieres  zu  erfolgen.  Die  Amtsstelle  notiert 
di(‘  angemeldete  Sendung  in  dem  Anmelde-Register  und  giebt  die 
Exemplare  des  Fraclitbriefes  abgestempelt  zurück  und  zwar,  soweit 
eine  vorgängige  Revision  oder  eine  Begleitung  des  db'ansportes  be- 
absichtigt wird,  zu  Händen  und  durch  Vermittlung  dt*s  mit  dieser 
Kontrolle  b(*trauten  Beamten.  Beim  Transporte  durch  die  Bahn  gilt 
das  mit  der  Bescheinigung  der  Güter-Exj>edition  über  den  richtigen 
Abgang  v(*rsehene  Du])likat  di^s  Frachtbriefes  als  Beweis  für  di»^ 
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folgte  Ausfuhr.  Beim  Transporte  mittels  Wagens  wird  dieser 
jweis  durch  die  auf  dem  Duplikate  der  Deklaration  (des  Fraeht- 
iefes)  zu  erteilende  Bescheinigung  des  Adressaten  über  den 
ditigen  Empfang  des  Bieres  erbracht.  (§  11.) 

Die  Li([uidation  der  dem  Versender  zustehenden  Ausfuhr' 
ergütungen  ist  am  Schlüsse  eines  jeden  Kalender-Vierteljahres  bei 
•r  Steuerbehörde  zu  bewirken.  Der  Versender  hat  zu  diesem 
diufe  eine  mit  dem  bescheinigten  Duplikate,  Frachtbriefe,  belegte 
id  von  ihm  unterschriftlich  zu  vollziehende  Nachweisuny  der 
izelnen  Sendungen  vorzulegen  und  deren  Richtigkeit  in  Bezug  auf 
e Erfüllung  der  in  8 des  Regulativs  aufgestellten  Erfordernisse 
liriftlich  zu  versichern.  Die  Steuerbehörde  hat  hiernach  die  Nach- 
nsung  nebst  den  Belegen  zu  prüfen  und,  insofern  sich  Anstände 
eilt  ergeben,  die  Zahlung  der  f'estgestellten  Steuer- Vergütung  zu 
wirken  (§  12).  Den  von  dem  Magistrate  bezw.  der  betreffenden 
intsstelle  9)  mit  der  Kontrolle  betrauten  Beamten  ist  von  den 
auereibesitzern  etc.  behufs  Vornahme  von  Revisionen  jederzeit 
achts  nur,  wenn  dringender  Verdacht  der  Defraudation  vorliegt) 
r Zutritt  zu  den  Kellern  und  anderen  Räumen,  in  denen  das 
er  gelagert  wird,  zu  gestatten.  Zum  Zwecke  der  Revision  ist 
m Magistrate,  sowie  den  Kontroll-Beamten  über  Zeitpunkt  und 
enge  der  Biererzeugung,  über  die  Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Bier 
id  dessen  Besteuerung  jede  gewünschte  Auskunft  zu  erteilen ; ins- 
•^ondere  aber  sind  ihnen  die  von  den  Revidierten  zu  führenden 
igerbücher  und  Deklarationen  vorzulegen.  Ebenso  ist  auch  jeder 
ertransportführer  verpflichtet,  den  Kontroll-Beamten  den  Fracht- 
ief  oder  di(‘  Nachweisnng  auf  Erfordern  vorzulegfm.  ES.) 

Ein  Nachtrag  vom  4.  Juni  1S8H,  bestätigt  ain  27.  Oktober 
-selben  Jahres,  bestimmt  ferner: 

Dem  Magistrat  bleibt  das  Recht  Vorbehalten,  im  Wege  der 
rtragsmässigen  Vereinbarung  mit  den  betreffenden  Brauern  eine 
euer-Rückvergütung  auch  für  solches  in  Halle  gebrautes  und  aus 
m Stadtbezirke  ausgehendes  Bier  zuzugestehen,  zu  dessen  Be- 
ttung die  im  § 8 }>os.  a des  Regulativs  vorgeschriebene  Menge 
n Braustoffen  nicht  Verwendung  gefunden  hat.  In  jedem  Falle 
issen  indessen,  um  die  Zulässigkeit  der  Erstattung  zu  begründen, 
r Bereitung  des  Bieres,  sofern  es  sich 


a)  um  sogenanntes  untergäriges  Bier  handelt,  mindesten' 
20  Kg.  Malz  oder  Malzschrot  und,  insofern 

b)  sogenanntes  obergäriges  Bier  in  Betracht  kommt,  Braustoffe 
im  Steuerwerte  \mn  mindestens  ö6  Pfg.  auf  jeden  Hektoliter  ei- 
zeugten  Bieres  verbraucht  worden  sein.  Die  auf  untergäriges  Bier 
zu  gewährende  Vergütung  darf  die  Summe  von  85  Pfg.,  die  Rück- 
vergütung für  obergäriges  Bier  den  Betrag  von  20  Pfg.  für  den 
Hektoliter  nicht  übersteigen. 

Der  Magistrat  darf  diejenigen  Brauer,  welchen  nach  dem  Vor- 
stehenden eine  Steuer  Rückvergütung  vertragsmässig  zugesicliert 
worden  ist,  von  der  Ver})flichtung,  das  auszuführende  Bier  nach 
Massgabe  des  § 1 1 an  Amtsstelle  zur  Anmeldung  zu  bringen,  unter 
der  Voraussetzung  entbinden,  dass 

a)  der  nach  § 12  aufzustellenden  vierteljährlichen  Litjuidation 
ein  die  Schwere  der  Einbrauung  des  Bieres,  den  Gesamtabsatz. 
während  der  in  Betracht  kommenden  Zeitperiode,  sowie  dessen  Ver- 
teilung auf  den  Stadtbezirk  und  die  ausserlialb  des  letzteren  ge- 
legenen Ojfe  nach  weisender  Bücherauszug  beigefügt, 

b)  die  Richtigkeit  des  Bücherauszuges  von  dem  Brauer  eide— 
stattlich  versichert, 

c)  hinsichtlich  der  Einrichtung  und  Führung  der  Bücher  den  vom 
Magistrate  zu  erteilenden  Anweisungen  pünktlich  Folge  geleistet  wird. 

Hinsichtlich  des  sogt'nannten  obergärigen  Bieres  kann  iler 
Magistrat  auf  die  Bedingung  spimdvoller  Füllung  der  Fässer  - 
§ 8 pos.  1)  — \ erzieht  leisten.  In  diesem  Falle  ist  auf  den  Fässern, 
in  welchem  obergäriges  Bier  aus  dem  Stadtbezirk  versandt  wiril, 
die  Zahl  der  bei  dem  jedesmaligen  Transport  darin  enthaltenen 
Lite)-  obergäi-igen  Bieres  in  deutlich  erkennbarer  W eise  anzugebt‘n. 
nen  Kontrollheainten  steht  — ausser  den  in  § 13  angegebenen 
tugnissen  — das  Recht  zu,  die  Richtigkeit  der  auf  den  Fäs>eriu 
in  welchen  obergäriges  Bier  versandt  wird,  gemachten  Angaben  in 
joder  hierzu  geeigneten  Weise  zu  prüfen.  (§  13  a.) 

Zuwiderhandlimgen  gegen  die  Vorschriften  des  Regulativs  ziehen 
Ordnungsstrafen  von  3 bis  30  Mk.  nach  sich;  bei  Steuerhinter- 
ziehungen ist  ausserdem  die  tarifmässige  Steuer  naclizuzahlen. 

Die  Hrutto-Erträgnisse  dieser  Steuer  gestalteten  sich  folgender- 


niassen. 


Zuschlag  zur  Brau- 


7s  — 

Eiiioaiigs-  Anzalil  der  eingefülirteu 


malzsttnu'i’ 

Steuer 

hl  fremden  Bien's 

1 ^87/88 

:>7  22l\S0  Mk.; 

81400,07  Mk.; 

48  400,11  hl. 

1 S88/89 

*)1I37T, — „ 

88808,-  - „ 

51820,00  „ 

1 s89. 90 

02480,85  „ 

80197,55  „ 

55  078,07  „ 

1 800/91 

08  424,-  „ 

40  000, — „ 

02508, — „ 

1 >91  92 

70878, — „ 

88  289,—  „ 

58827,-  „ 

Di 

‘ Steigerung  d(‘s 

Erträgniss(‘s  der  Braunialzsteu(‘r  innerhalb 

(1  ‘s  Jahrtünfts  betrug  lH7öO,20Mk.  oder  24,08  pCt.;  die  Mehreintiihr 
1 eiiiden  Bieres  im  Jahre  lSOl/02  gegenüber  dem  Jahre  1887  !>S 
b -tnu'’  1042(i,8!>  hl.  und  der  dafür  erzielte  Mehrertrag  07  78,98  Mk. 
-1  1er  21,ö.ü  pCt.,  während  t'r  im  Jahre  vorher  29,28  pCt.  betragen 

11  itte,  was  einen  erheblichen  Rückgang  bedeutet. 

Von  den  Brutto-Erträgnissen  kamen  in  Abzug: 

1)  an  Verwaltungskosten  für  das  Kgl.  Hauptsteueramt  o pC’t. 
\i>m  Brutto- Ertrage  des  Kommunalzusehlages  zur  Staatssteuer, 

2)  Gebühreji  für  die  Abstempelung  dei-  Nachweisuugen  über 
i as  von  auswärts  eingeführte  Bier  an  die  Iidiaber  dei‘  Mf'ldestellen, 
< »weit  die  bezüglichen  Beträge  licjuidiert  war(  n, 

8)  Rückvergütungen  für  in  Halle  gebrautes  und  ausgeführtes  Bier. 
Von  besonderem  Interesse  sind  nur  die  Beträge  der  letzt- 
.enannten  Kategorie.  Sie  beliefen  sich  im  Jahre 

1887  88  auf  827,—  M.,  18s8  89  auf  8872,-  Mk., 

1889;9Ü  „ 10102,08  „ 1890  91  1 1402,^-  „ 

1891/92  „ 18070,-  „ 

Diese  Zahlen  zeigen,  dass  der  Exi>ort  der  Halle’schen 
Brauereien  in  diesem  Jahrfünft  ganz  bedeutend  gt'stiegen  sein  muss; 
t'  beträgt  der  rntersehied  zwischen  dem  ersten  und  letzten  Jahre 

12  748  Mk.,  das  ist  fast  das  89fache. 

Die  Gesamt-Netto-Erträge  der  konimunalen  Biersteuer  zeigen 


1 »Igende  Entwicklung: 

1887/88 

8.5  1.87,24  Mk., 

das 

sind 

7,22 

1 888/89 

85  904,—  „ 

>> 

6,81 

1 889  90 

84  841,78  „ 

V 

0,11 

1890  91 

98407,—  „ 

V 

D 

0,20 

] 891/92 

92259,-  „ 

V 

5,85 

Die  Einnahmen  aus  der  Biersteuer  haben  sich  in  dem  Jahi- 
lünft  um  7 071,70  Mk.  oder  8,80  pC’t.  vermehrt. 


Ensere  dritte  und  letzte  Steuerperiode  umfasst  die  Jahre 
1892 '98  bis  1899/1900.  Wenn  füi-  die  Abgrenzung  der  beiden 
ersten  Steuerpiu'ioden  (unsehneidemh'  Verämierungen  in  der  Art, 
bezw.  der  Erhebung  der  Kommunalsteuern  als  Grund  anzuführen 
wai',  so  lässt  tms  dieses  Mittel  bei  der  letzten  Periode  einiger- 
massen  im  Stich.  Zwar  erscheint  das  Anfangsjahr  durch  den  Eeber- 
gung  von  der  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommenst(‘uer  zur 
allgemeimm  Einkommensteuer  genügend  motiviert,  aber  sowohl  die 
zalilreiclu'i!  Aendeiamgen  in  dt‘r  Erhebung  der  bestehenden,  als 
auch  die  Einfühi'ung  von  neuen  Steuern,  namentlich  infolge’  des 
kommunalen  Abgabengesetzes  vom  14.  Juli  1898  Tiebst  Novelle  vom 
80.  Juli  189.'),  würd(*  bei  verschiedenen  Jahren  dazu  berechtigon. 
oiim  neue  Steuerperiode  beginnen  zu  lassen.  Wenn  wir  uns  trotz- 
<lem  dafür  entschieden  haben,  alle  diese  verscliiedenen  Steuerai'ten 
in  einer  einzigen  Periode  zusammenfassend  zu  behandeln,  so  geschah 
es  aus  dem  rein  äusserlichen  Grunde,  dit'  Eebersichtlichkeit  und 
dii‘  Vergleichung  mit  den  beiden  erstmi  Perioden  zu  erhuchttn-n. 

In  der  Zeit  von  1892/98  bis  189PB90O  kamen  folgmule 
Kommunalabgaben  zur  Erhebung: 

I.  Zuschläge  zu  Staatssteuerti : 

1.  eine  Einkommensteuer, 

2.  (‘ine  (irund-  und  Gebäudesteuer,  seit  l8pj. 

8.  eine  Gewerbe-  und  Betriebssteuer. 

II.  Selbständige  (iemeindesteuern : 

1.  eine  Grund-  und  Mietssteuer  bis  1895, 

2.  eine  Hundesteuer, 

8.  eine  Lustbarkeitssteuer, 

4.  eine  Wanderlagersteuer. 

.5.  ein  Bürgerrechtsgfdd, 

• i.  Banpolizeigebühren. 

HI.  Selbständige  Gemeindesteuern  mit  Zuschlägen  zu  Staats- 
steuern kombiniert: 

1.  (‘ine  Bierstetier. 

Wir  beginnen  mit  der  letztgenannten  als  einer  d(‘r  wenitTen 
.^tenerarten,  der(‘ii  Veranlagungs-  und  Erhebungs  weise  sieh  in 
unserer  neuen  Steuerperiode  nicht  geändert  hat.  Die  Bierstem‘r 
hat  uns  in  der  zweiten  Periode  zuletzt  beschäftigt,  und  können  wir 
unmittelbar  an  die  früheren  Ergebnisse  anschliessen. 


Seit  dem  Jahre  1^92  98  gestaltete  sich  die  Entwicklung  der 
£ rntto- Erträgnisse  der  Bierstener  f'olgendermassen; 


Zuschlag  zur 
Braumalzsteuer 

Eingangssteiu'r 

Anzahl  der 
eingeführten  hl. 
fn'inden  Bieres. 

1^92/98: 

772.50,— 

Mk. 

8884.3,- 

Mk. 

58988,—  hl. 

1898  94: 

82490,  - 

?! 

86  099,— 

?? 

55  535, — ,. 

1894,95: 

S5  160,  - 

?? 

81151,— 

?? 

47  928,—  ,, 

1 >95/91); 

95  49s,— 

?? 

81179,- 

?? 

47  967, 

L>?»6  97; 

99S45,- 

?? 

84  007,- 

?? 

.52  818,—  ,. 

1 >97/98: 

107116,20 

?? 

85  984,44 

?? 

55284,50  ,. 

1898/99: 

118607,58 

?? 

89  688,72 

?? 

61  051,88  ,, 

1899  00: 

111714,75 

?? 

42(560,51 

?? 

65680,68  ,, 

Es  hat  sich  danach  das  Erträgnis  der  Brauinalzsteuer  in  dem 
Z-itraum  von  8 Jahren  um  3J464,7ö  Mk.  oder  44,61  pCt.  vermehrt. 
1 ie  Alehreiüt'ulir  fremden  Bieres  im  Jalire  1S99/190U  gegenüber 
1 '192; 98  betrug  6642, G-S  hl.  und  der  dafür  erzielte  Mehrertrag 
4 817,01  Mk.  oder  ll,26pCt.  Seit  dem  Jahre  1S91/92  ist  ein  fort- 
si  hreitendes  Sinken  der  Biereinfuhr  zu  konstatieren,  was  bis  zum 
J ihre  1895  96  anhält,  von  wo  an  dieselbe  wieder  steigt,  um  jedoch 
e st  im  letzten  Jahre  dieser  Periode  den  Stand  von  1890/91  wieder 
z I erreichen,  bezw.  zu  überflügeln.  — 


Seitdem  vom  1.  Januar  1899  ab  der  Kommunalzuschlag  zur 
r raumalzsteuer  von  der  Stadthauptkasse  erhoben  wird,  kommt  die 
b sherige  Gebühr  an  das  Königliche  Hauptsteueramt  in  Fortfall, 
.\odurch  das  Netto-Erträgnis  eine  Steigerung  erfährt. 

Für  in  Halle  gebrautes  und  ausgefülufes  Bier  wurden  au 
£ ückvergötungen  bezahlt: 


1 S92  98 : 

23  664,— 

Mk., 

1 898/94 ; 

21  705,— 

Mk., 

1894/9.5: 

27  048,— 

?? 

189.5/96 : 

25  072,— 

?? 

1896  97; 

.80  414,  - 

?? 

1897  98: 

28  841,68 

?? 

1898  99: 

40  224,25 

?? 

1899/00: 

41  366,68 

?? 

Der  Zuwachs  der  Rückvergütungen  innerhalb  dieser  Steuei- 
leriode  bt'trägt  74,81  pCt.,  gegenüber  dem  Jahre  1891/92 
216,50  pCt.  Er  ist  namentlich  in  den  letzten  Jahren  so  gross, 
iliss  dadurch  die  Einnahme  aus  d(‘r  Eingangssteuer  ziemlich 
p ii-allelisiert  wird. 


e 


1 


^l 


Die  (Tesamt-Xelto-Erträgnisse  der  kommunalen  Hiersteuer  be- 
liefen sich  auf: 


i 


1892/93 

87 

612 

.Mk., 

(las  sind 

5,01 

1 893  94 

92 

300 

?! 

??  •! 

4,85 

1894  95 

84 

588 

!! 

?!  ?! 

4.30 

1895/96 

96 

400 

?! 

!!  ?? 

4,96 

1896/97 

98 

006 

?! 

?!  ?! 

4,01 

1897  98 

113 

383 

!? 

??  ?! 

4,48 

1898/99 

108 

537 

'! 

!!  ?! 

4, 1 0 

1899  00 

112 

167 

!! 

?!  !! 

3,93 

Der  Melm'r 

trag 

des 

Jahres  1899/1 

r 


n 


?! 


?! 


?! 


?! 


>? 


!! 


?! 


1892/93  beläuft  sich  aul'  24öö5  Mk.  oder  28,03  pCt. 

Das  Verhältnis  der  Biersteuer  zu  den  gesamten  Kommunal- 
steuern gestaltet  sich  mit  wenigen  Ausnahmen  von  Jahr  zu  Jahi’ 
ungünstiger.  Seit  1887/88,  dem  Einführungsjahre  der  Biersteuei', 
hat  sich  das  Verhältnis  derselben  zu  den  Kommunalsteuern  1899  00 
um  3.23  pCt.  verringert.  Für  die  dritte  Steuerperiode  liegt  der  Grund 
dafür  in  der  Einführung  von  neuen  Steuern,  bezw.  in  der  ver- 
besserten Erhebungsforin  und  dem  dadurch  erzielten  Mehr-Erträo'nisse 
der  alt(*n  Steuern.  — 

Ein  Bürgerrechtsgehl  ist  auf  Gi'und  der  bisherigen  Bestimmungen 
bis  zum  Jahre  1893/94  erhoben  worden;  von  da  ab  trat  ein  neues 
Regulativ  vom  8.  Juli  1893  in  Kraft,  welches  am  10.  August  desselben 
Jahres  die  Bestätigung  seitens  der  Regierung  gefunden  hat. 

Das  neue  Regulativ  enthält  folgende  B(*stiminungen: 

Wer  das  Bürgerrecht  der  Stadt  Halle  a.  8.  erwirbt,  ist  zur  Ent- 
richtung eines  Bürgerrechtsgeldes  verpflichtet,  mit  Ausnahme 

a)  der  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Staatsbeamten,  der  Lehrer 
und  der  Geistlichen,  welche  gemäss  dienstlicher  Verpflichtunu- 
ihren  Wohnsitz  in  Halle  nehmen, 

b)  der  Militärpersonen,  die  12  Jahie  im  aktiven  Dienststande 
sich  befunden  haben,  bei  der  ersten  Niederlassung,  sowie  die 
unter  a)  genannten  Personen  bei  der  ersten  Verlegung  des 
Wohnsitzes  nach  ihrem  Ausscheiden  aus  dem  aktiven  Dienst. 

c)  derjenigen  Personellen,  welche  in  Halle  schon  einmal  Haus- 
standsgeld oder  Bürgerrechtsgeld  bezahlt  haben.  § 1. 

Das  Bürgerrechtsgeld  beträgt  für  diejenigen,  welche  von  der 
Staats-Einkommensteuer  auf  Grund  des  5 des  Einkoinmensteuer- 

6 





( i'setzes  vuin  21.  .)uni  tVeia'olassi'n  oiUm  welclie  zu  dursellu'n 

n it  einem  Steuei'satze  von  ß Mk.  vei’anhui't  sind  ....  3 .Mk., 

1 ir  diejenii>-en.  welche  zur  Staals-Einkoininensteuer  veraidaud  sind 


uersatze  von  9 bis  10 

Mk. 

0 Mk. 

,.  21  „ 30 

V 

12  „ 

,.  44  „ 09 

20 

..  70  .,  92 

3(i  ., 

.,  104  „ 132 

,.  melirals  132 

00  „ 

die  Zeit  des  Erwerbes 

des 

Büraei- 

rechtes  u'iiltiu'e  Veranlau'unu’.  !?  2. 

Eins[)i'hche  u’eg'en  die  1 leranzitdiuiig-  zum  Hüi'g-erreclitsgelde 
s nd  binnen  einer  Aussohlussfrist  von  3 Monaten  nach  Zustellung 
(er  Zahlungsaufforderung  beim  Magistrate  anzuhringen.  (legen  den 
c ai'auf  eruehenden  Bescheid  kann  binnen  einer  Ausschlussfrist  von 
i Wochen  nach  der  Zustellung  heim  Bezirksausschüsse  die  Klage 
i n Venvaltnngsstreitverfahren  erhoben  werden.  Die  Zahlung  des 
1 liu'ü'errechtsgeldes  wird  durch  die  Erhebung  des  Eins[)ruchs  nicht 
£ ufgehalten.  § 3. 

Das  Gesetz  über  Verjährungsfristen  l>ei  öffentlichen  Abgaben 
AOin  18.  Juni  1840  lindet  auf  das  Bürgerrechtsgeld  mit  der  Mass- 
( abe  Anwendunu-  dass  die  nicht  zur  Hebuny  gelangten  Bürgerrechts- 
gelder  erst  in  2 Jahren  nach  Ablauf  desjenigen  Jahres,  in  welchem 
( ie  Zahlungsverbindlichkeit  entstanden  ist.  verjähren.  ^ 4. 

Vor  Berichtiii'uug  des  Bürgern'chtsgeldes  darf  das  Bürgt'rrecht 
1 icht  ausgeübt  werden.  § 5.  — 

Im  Jahre  1892/.I3  stellte  der  Magistrat  hei  der  Stadtverordneten- 
’ 'ersammlung  den  Antrag  auf  Aufhebung  des  für  die  Erhebung  des 
Bürgerrechtsgeldes  massgebenden  Regulativs,  und  wurde  infolge 
( essen  in  diesem  Jahre  kein  Bürgerrechtsgeld  erhoben.  Nach  Ah- 
Dhuung  des  Antrages  erfolgte  die  Einziehung  nachträglich  nach  den 
i heil  Bestimmungen.  Für  beide  Jahre  wurden  zusammen  nur 
0 632  Mk.  erhoben,  während  20  71TMk.  in  Soll  gestellt  waren.  Die 
|iro  1803  neu  in  die  Bürgerrolle  eingetragene  Zahl  von  Bürgern 
lielief  sich  auf  2 59ö.  Für  die  folgenden  Jahre  kann  ich  nur  dit! 
I tatsmässiuen  Beträge  angehen,  über  die  wirklich  eingegangi'iien 
ehlen  mir  die  Angaben. 


1894  90  waren  in  Soll-Einnahme  gestellt  12  740  Mk. 

1893/90  „ ..  „ 7 300  ., 

1890/97  ,.  ,.  ..  7 343  ,. 

Die  Anzahl  dei-  in  die  Bürgerrolle  neu  (‘ingetragenen  Bürger 
betmg 

1894/93:  2 947 

1893/90:  1 324 

1890/97:  1812. 

ln  den  beiden  letzten  Jahren  wäre  hiernach  ein  Rückgang  zu 
konstatieren.  Die  Aufhebung  des  Bürgerrechtsgeldes  erfolgte  auf 
Grund  der  Beschlüsse  der  städtischen  Körperschaften  vom  1898, 

mit  dem  23.  März  desselben  Jahn'S,  dem  Tage  der  Genehmigung 
dieses  Beschlnsses  durch  den  Bezirksausschuss.  Für  das  Jahr  1897  98 
linden  sich  in  den  Verwaltungsberichten  der  Stadt  Halle  keine  An- 
e;ah(‘n  mehr  über  eine  Erhelmng  dieser  Abgabe.  — 

In  den  Bestimmungen  über  die  Erhebung  einei-  Wanderlager- 
steuer in  Halle  ist  in  der  dritten  Periode  keine  Aendernng  ein- 
getreten; die  Plrträgnisse  dieser  Abgabe  haben  sich  gegen  früher 
wenig  verändert. 

Das  Jahr  1S94  95  brachte  als  Maximal -firtrag  050  Mk.,  das 
Jahr  1897/98  den  geringsten  Ertrag  von  150  Mk.  Im  Durchschnitt 
kamen  in  dieser  Steuerperiode  pro  Jahr  413,75  Mk.  ein.  das  f<ind 

0. 02  pCt.  der  Kommunalsteuern.  — 

Mit  dem  1.  Oktober  1893  trat  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 

1.  März  1891,  betreffend  die  Erhöhung  des  Höchstbetrages  der 
Hundesteuer,  ein  neues  Hnndesteuer-Regnlativ  vom  7.  März  1892, 
bestätigt  am  29.  April  1893,  in  Kraft,  welches  durch  den  Nachtrag 
vom  10.  Juni  1895,  genehmigt  am  23.  Juli  desselben  Jahres,  einige 
Ero-änznniren  erfuhr. 

Dadurch  wurde  die  Hundesteuer  von  4,50  Mk.  auf  7,50  Mk. 
für  das  Halbjahr  vom  1.  Oktober  1893  bis  Ende  März  1894  und 
vom  1.  April  1894  ab  auf  20  Mk.  jährlich  erhöht.  § 2 des  Regnlat. 

Wichtige  Aenderungen  brachte  der  § 3,  welcher  von  der 
Steuerfreilieit  handelt.  Nach  ihm  sind  von  der  Steuer  auf  Antrag 
die  Besitzer  derjenigen  Hunde  zu  befreien,  welche 

a)  entweder  zur  Bewachung  oder 

b)  zum  Gewerbebetriebe  unentbehrlich  sind. 
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Unter  Hunden,  die  zur  Bewachung  unentbehrlich  sind,  werden 
n ir  solche  verstanden,  die  zur  Bewachung  von  Gehöften,  welche 
fl  ei  liegen  und  deren  Einfriedigung  leicht  zu  übersteigen  ist,  oder 
z ir  Bewachung  von  nicht  in  Gebäuden  lagernden  Gegenständen 
b ‘nutzt  werden  und  den  Tag  über  an  der  Kette  liegen,  oder  in 
e nein  umschlossenen  Raume  gehalten  werden. 

Als  zum  Gewerbebetriebe  unentbehrlich  gelten  folgende  Hunde: 

1.  solche,  die  zum  Viehtreiben  erforderlich  und  geeignet  sind, 

2.  die  Hunde  der  Hirtim,  welche  zur  Leitung  wie  auch  zur 
Bewachung  der  Herde  bestimmt  und  geeignet  sind, 

Ö.  die  Hunde  der  städtischen  Nachtwachmannschaft,  sowie 
der  städtischen  Wiesen-  und  Feldaufseher,  insofern  sie  zur 
Begleitung  auf  den  Dienstwegen  dieser  Beamten  gehalten 
werden, 

4.  die  Hunde  der  hier  wohnhaften  Königlichen  Forst-  uml 
.Jagdbeamten,  welche  diese  des  Dienstes  wegen  halten  müssen, 

ö.  Ziehhunde  solcher  Personen,  welche  nach  den  von  der 
Steuerbehörde  zu  veranlassenden  Ermittelungen  wegen  ihrer 
Vermögensverhältnisse  andere  geeignete  Kräfte  zum  Fort- 
>chaffen  eines  zum  Betriebe  ihres  Gewerbes  unentbehrlichen 
Karrens  oder  Handwagens  nicht  zu  beschaffen  vermögen. 


Personen  mit  einem  Jahreseinkommen  über  8000  Mk.  wiid 
I ein  steuerfreier  Zughund  gewährt. 

Die  Steuerfreiheit  für  die  in  § .8  erwähnten  Hunde  erlischt 
1ür  das  betreffende  Steuerhalbjahr,  wenn  dieselben 

1.  nicht  mehr,  oder  nicht  mehr  ausschliesslich  zu  den  Zwecken 
benutzt  werden,  wegen  derer  die  Steuerfreiheit  bewilligt 
worden  ist, 

2.  mit  einer  für  einen  steuerpflichtigen  Hund  ausgegebenen 
Steuermarke  versehen  sind, 

8.  entgegen  der  Vorschrift  des  § 8,  Absatz  2 angetroffen 


f 
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werden  (§  4). 


Die  Anmeldung  eines  Hundes  hat  binnen  zwei  Wochen, 
lachdem  er  in  den  Besitz  gekommen,  bezw.  nach  dem  Anzuge,  die 
Vbinelduns:  innerhalb  der  ersten  zwei  Wochen  nach  dem  Ablauf 
les  Steuerhalbjahres,  in  dem  der  Abgang  erfolgt  ist,  unter  Rückgab(‘ 
1er  Steuenjuittung  zu  erfolgen,  widrigenfalls  die  .Steuer  für  das 
nächste  Quartal  fortgezahlt  werden  muss.  Ebenso  muss  jeder 


I 
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steuerfreie  Hund,  der  in  Abgang  gekommen  ist,  spätestens  innerhalb 
2 Wochen  nach  dem  Abgänge  unter  Rückgabe  des  Freischeines 
und  der  Marke  abgemeldet  werden  (i). 

Dem  Inhaber  eines  steuerpflichtigen  Hundes  wird  bei  der 
ersten  Steuerzahlung  eine  Steuermarke  ausgehändigt,  deren  Nummer 
auf  der  Quittung  vermerkt  wird.  Die  Besitzer  von  zur  Bewachung 
oder  zum  Gewerbebetriebe  unentbehrlichen  steuerfreien  Hunden 
orhalten  einen  Steuer-Freischein,  die  Besitzer  der  letzteren  ausserdem 
eine  Marke  besonderer  Form  oder  Farbe  (Hundefreimarke).  1 >ie 
Marken  wechseln  jährlich  in  Farbe  und  Form  und  tragen  die 
Jahreszahl  (§  7). 

Die  Steuer  ist  halbjährlich  bis  zum  14.  April  bezw.  14.  Oktobei' 
im  Voraus  zu  zahlen.  Für  Hunde,  welche  anmeldungspflichtig  sind 
tnach  § 0),  ist  sie  für  das  laufende  Halbjahr  binnen  2 Wochen, 
nachdem  sie  in  Besitz  gekommen  sind,  bezw.  nach  dem  Anzuge 
zu  entrichten. 


Denjenigen  Besitzern  steuerpflichtiger  Hunde,  welche  innerhalb 
dieser  Fri.sten  nicht  Zahlung  geleistet  haben,  wird  ein  ihre  Veran- 
lagung zur  Hundesteuer  aussprechender  Steuerzettel  zugestellt,  sofern 
sic  in  dem  betreffenden  .^teuerjahrc  nicht  bereits  einen  Steuerzettel 
erhalten  haben  (§  11). 

Gegen  die  Heranziehung  zur  Hundesteuer  kann  binnen  einer 
Frist  von  4 AVoelien,  welche  mit  dem  ersten  Tage  nach  Zustellung 
<ler  Veranlagung  beginnt,  beim  Magistrat  Einspruch  erhoben  werden. 
<-Jegen  den  vom  Magistrat  über  den  Einspruch  erlassenen  Beschluss 
st<‘ht  den  Pflichtiiren  binnen  einer  mit  dem  ersten  Tage  nach  t*r- 
folgtor  Zustellung  beginnenden  h'rist  von  2 Wochen  die  Klage  im 
Verwaltungsstreitverfahren  offen.  Durch  Einspruch  und  Jvlage 
wird  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  nicht  aufgehoben  (§  12).  — 


Trotz  der  Erhöhung  der  Hundesteuer  stieg  die  Zahl  der  zur 
Versteuerung  angemeldeten  Hunde  vom  Beginn  des  Berichtjahres 
1888^  94  bis  zum  Schlüsse  von  1180  auf  1403.  Dagegen  verminderte 
>ich  infolge  der  verschärften  Bestimmungen  die  Zahl  der  steuerfivi 
bewilligten  Wachthunde  in  demselben  Jahre  von  1102  auf  499,  die 
der  Geschäftshunde  von  818  auf  245.  So  erklärt  sich  der  starke 
Zugang  an  steuerpflichtigen  Hunden  einfach  aus  der  teilweisen 
Aufhebung  der  Steuerfreiheit  für  die  Wacht-  und  Ziehhunde.  In 


_ S()  — 


den  tolireiideii  dahreii  nimmt  die  Zahl  der  stmierptliehtii^en  Hunde 
V ieder  erheblieli  ab.  Im  Monat  April  de^  dahres  ISIH)  waren  in 
Halle  nur  1249  Hunde  steuerpflichtig.  Es  gab 

ferner  499  steuerfrei  bewilligte  Wachthunde, 

230  „ „ Gesehäftshunde; 

703  steuerpflichtige  Hunde  wurden  im  Laufe  des  Jahres  an-, 
002  abgemeldet. 

Hureh  die  veränderten  Bestimmungen  stiegen  die  Einnahmen 
pus  der  Hundesteuer  nicht  unbeträchtlich.  Während  das  Jahi- 
] N02  93,  wo  noch  das  alte  Regulativ  in  Geltung  war,  eine  Netto- 
Einnahme  von  12202  Mk.  aufweist,  betrug  dieselbe  im  folgenden 
riahre  bereits  17Ö21  Mk.  und  erreichte  im  Jahre  1S94  95  sogar  die 
Höhe  von  28038  Mk.,  was  immerhin  1,42  pCt.  sämtlicher  Komnuinal- 
steuern  ausmachte.  In  den  folgenden  Jahren  gingen  die  Einnahmen 
\deder  um  2 bis  3000  Mk.  zurück  und  stiegen  erst  im  letzten 
t ahre  dieser  Periode  wieder  etwas,  in  welchem  sie  27214,75  Mk. 
( der  0,95  pCt.  der  Kommunalsteuern  betrugen.  Das  Plus  im 
-ahre  1899'1900  gegenüber  1892/93  belief  sich  auf  l-)012,7o  Mk 
der  rund  123  pCt. 

Eine  andere  Luxussteuer  wird  in  Halle  seit  dem  Jahre  ls9n  9(> 
i 1 Form  einer  Lustbarkeitssteuer,  gemäss  der  §§  !■),  18,  82  des 
1 Communalabgabengesetzes  vom  14.  Juli  1893,  auf  Grund  der 
tädtischen  Ordnung  vom  7.  März  1895,  genehmigt  am  15.  März 
bezw.  25.  Mai  desselben  Jahres,  erhoben. 

Einige  unwesentliche  Zusätze  brachte  der  Nachtrag  vom 
8.  .luni  1890,  welcher  am  31.  Juli  desselben  Jahres  die  Genehmigung 
(es  Bezirksausschusses,  am  20.  August  die  des  Oberpräsidenten 
( er  Provinz  Sachsen  fand. 

Der  § 1 der  Ordnuug  enthält  den  Tarif  der  Steuern,  welche 
lür  die  in  Halle  stattfindenden  öffentlichen  Lustbarkeiten  an  die 
Stadtkasse  zu  entrichten  sind,  cf.  Tabelle  VIII. 

In  den  im  § 1 .Ziffer  I bis  V und  VII  bis  VIII  bezeichneten 
1 'allen  schliesst  die  für  eine  dieser  Lustbarkeiten  gezahlte  höhere 
Steuer  die  niedere  Steuer  für  eine  andere  in  den  genannten  Ziffern 
i ufgeführte  Lustbarkeit  in  sich.  In  allen  anderen  Fällen  ist  bei 
gleichzeitig  stattfindenden  Lustbarkeiten  verschiedener  Art  für  jede 
< inzelne  Lustbarkeit  die  festgesetzte  Steuer  zu  entrichten  (§  2). 
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Der  Steuer  für  öffentliche  Lustbarkeiten  unterliegen  auch 
Lu>tbarkeiten  der  in  1 unter  1 bis  V aufgefühlten  Art,  welche 
von  Korporationen,  Vereinen  oder  einer  zur  Veranstaltung  der 
Lustbarkeit  zusammengetretenen  Mehrheit  von  Personen  in  «iffentlichen 
Lokalen  oder  eigenen  Gesellschaftsräumen  veranstaltet  werden  3). 

Die  Steuer  ist,  wenn  zur  Abhaltung  der  Lustbai-keit  eine 
polizeiliche  Erlaubnis  erforderlich  ist,  vor  Beginn  der  Lustbarkeit, 
in  allen  atideren  Fällen  spätestens  24  Stunden  nach  derselben  zu 
zahlen.  l'ür  die  Zahlung  haftet  derjenige,  der  die  Lustbarkeit 
veranstaltet,  und,  falls  ein  geschlossener  oder  befriedeter  Raum  lür 
die  Veranstaltung  der  Lustbarkeit  hergegeben  wird,  der  Besitzer 
de>selben  — dieser  mit  dem  Veranstalter  — auf  das  Ganze.  — 
Zuwiderhandlungen  gegen  Teil  1 dieses  § werden  an  den  für  die  Steuer 
haftbaren  Personen  mit  einer  Strafe  bis  zu  30  Mk.  geahndet  4). 

Bei  Lustbarkeiten,  deren  Reinertrag  zu  einem  wohlthätigen 
Zwecke  bestimmt  ist,  kann  die  Zahlung  der  Steuer  vom  Magistrat 
erlassen  werden  (§  5). 

Die  im  P>ezirke  der  Stadt  Halle  a.  S.  erlassenen,  die  Veran- 
staltung von  öffentlichen  Lustbarkeiten  betreffenden  polizeilichen 
Vorschriften  werden  durch  diese  Steuerordnung  nicht  berührt  (§  0). 

Es  gingen  ein: 

für  Tanzbelustigungen  in  1543  Fällen : 2135. )Mk.| 

r - o 1 i’OG-  ( ' 
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umi  „ 
22745  „ 
19929  „ 
23090  „ 
10003  „ 


1 


1890  9. 


1897  98 


für  Konzerte  u.  and.  Lustbarkeiten  in  578 
für  Tanzbelustigungen  in  1608 

für  Konzerte  u.and.  Lustbarkeiten  in  (il2 
für  Tanzbelustiguugen  in  1705 

für  Konzerte  u.  and.  Lustbarkeiten  in  680 

Für  die  beiden  letzten  .Jahre  dieser  Periode  ist  in  den  \ er- 
waltungsberichten  zwischen  der  Art  der  Lustl)arkeit  nicht  mehr 
untf'rschieden  und  nur  die  Gesamtsumme  des  Erträgnisses  angegeben 
worden.  Doch  lässt  sich  auch  schon  aus  den  drei  ersten  .Jahren 
ersehen,  dass  die  Steuer  auf  Tanzbelustigungen  die  Haupterträgnisse 


nvirft.  Im 

ganzen  kamen 

durch  diese  Steuer  ein; 

1.^95,96 

37  722  Mk.,  das 

sind  1,94  pCt.  der  Kommunalsteuern, 

1890  97 

39  674  „ 

1 0'-’ 

1897/98 

39693  ., 

1898/99 

39  693  .. 

• • 

1899^00 

52859  „ ., 

1.85 

I 
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ln  dem  Jahrfünft  ist  das  Steuert'rträii*nis  um  lülJTMk.  oder 
^0.13  pCt.  g-estiegen.  — 

Zur  selben  Zeit  wie  die  Lustbarkeitssteuer,  nämlich  vom 
1 . April  1895  ab,  trat  noch  eine  dritte  direkte  Aufwandsteuer  in  Halle 
i 1 Kraft,  die  sogenannten  Baupolizeigebühren.  Ihre  Erhebung  erfolyt 
auf  (Irund  der  gemäss  dem  8 6 des  Komnuinalabgabentresetzes  vom 
14.  Juli  1893  erlassenen  Ordnung  für  Erhebung  von  Baupolizei- 
Gebühren  im  Bezirke  der  Stadt  Halle  a.  S,  vom  12.  März  1895, 
\’elche  am  21.  März  desselben  Jahres  genehmigt  worden  ist.  Nach 
i 1 sind  für  die  baupolizeiliche  Genehmigung  und  Beaufsichtii>ung 
\on  Neubauten,  Umbauten  und  anderen  baulichen  Herstellungen 
^ om  Bauherren  Gebühren  zur  Stadtkasse  zu  entrichten. 

Dieselben  werden  nach  der  schätzungsweise  festgestellten  llüiie 
I er  Kosten  eines  jeden  Baues  abgestuft  und  betragen 

bei  einer  Höhe  der  Baukosten  bis  zu  75  Mk.  incl.  2,50  Mk. 

„ mehr  als  75  bis  150  Mk.  incl 5, — „ 

V V ,•  150  „ 500  „ , 7,50  „ 

11  „ 500  „ 1000  .,  10,—  ,.  ; 

;ie  steigen  bei  mehr  als  1000  Mk.  Baukosten  von  10  Mk.  ab  für 
,j  Mies  angefangene  weitere  Tausend  um  2,50  Mk.  Bei  Kanal- 
tnschlüssen  ermässigt  sich  die  Gebühr  auf  die  Hälfte  der  angegebenen 
ätze.  ( § 2.  ) 

Soll  ein  baupolizeilich  genehmigtes  Projekt,  für  welches  die 
( rebühr  gemäss  § 2 bereits  gezahlt  ist,  vor  seiner  vollständigen  Aus- 
t ihrung  nachträglich  verändert  werden,  so  ist  für  die  Genehmigung 
i nd  Beaufsichtigung’  dieser  Bauveränderung'  — wenn  deren  Bau- 
1 osten  die  Summe  von  500  Mk.  überschreiten  — eine  den  Sätzen 
I es  § 2 entsprechende  Nachgebühr  zu  entrichten.  (§  3.) 

Kann  in  einem  zur  Bauabnahme  (erste  Bauabnahme,  Kohbau- 
t bnaliine,  Schlussabnahme)  angesetzten  Termine  durch  Verschulden 
I es  Bauherren,  des  Bauleiters  oder  ihrer  Leute  die  Bauabnahme  nicht 
e.  rfolg'en.  so  hat  der  Bauherr  für  den  dadurch  nötig  werdenden  neutm 
Vermin  eine  Gebühr  zu  entrichten,  welche  3 Mk.  bei  einer  Bau- 
summe  bis  zu  20000  Mk.  und  6 Mk.  bei  einer  höheren  Bausumme 
1 eträgt.  (§  4.) 

Im  Falle  des  § 4 ist  die  Gebühr  nach  Abhaltung  des  neuen 
Termines,  in  allen  übrigen  Fällen  mit  der  Aushändigung  der  Bau- 
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Genehmigung  an  den  Bauherren  fällig.  Die  Höhe  der  Gebühren  ist 
<lem  Ptlichtigen  unter  Angabe  der  angenommenen  Baukosten  vom 
Magistrat  schriftlich  raitzuteilen.  (§  5.) 

Gegen  die  Heranziehung  zu  der  Baugebühr  kann  binnen  einoi- 
Frist  vt)ii  4 Wochen,  welche  mit  dem  ersten  Tage  nach  erfolgter 
.Mitteilung  beginnt,  beim  Magistrat  schriftlich  oder  zu  Protokoll  Ein- 
sj)ruch  ei'hoben  werden.  Derselbe  hat  keine  aufschiel)ende  Wirkung. 
Gogen  den  vom  .Magistrat  über  den  Einspruch  ergehenden  Beschluss 
steht  dem  Pflichtigen  binnen  einer  mit  dem  ersten  'läge  nach  er- 
folgter  Zustellung  beginnenden  Frist  von  2 Wochen  die  Klage  im 
Vei  waltungsstreitverfahren  offen.  (§  6.) 

Eingf'gangen  sind: 


1895/90  in 

755  Fällen 

23412, 

.Mk.,  d.  s. 

1,20 

lst)0/97  „ 

73-7  ., 

22  598,40 

11  11 

0,92 

1897/98  „ 

730  „ 

24  011,25 

1*  11 

0,97 

1898/99  „ 

24611, 

11  11 

0,92 

1S99/00  „ 

22118,— 

11 

0,77 

11 


V 
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Besonders  starke  Abweichungen  von  dem  jährlichen  Dureh- 
selinittserträgnis  von  23  470,13  Mk.  sind  nicht  zu  konstatieren. 

Als  letzte  selbständige  Gemeindesteuer  ist  noch  die  Grund- 

und  Mietsteuer  zu  erwähnen.  Bis  zum  Jahre  1894  95  incl.  wurde 
<lieselbe  auf  Grund  des  Kegulativs  vom  31.  Dezember  1875,  bestätiut 

am  3.  Juli  1877,  erhoben.  Die  Ergebnisse  der  drei  in  die  letzte 
Stoiierperiode  fallenden  Jahre  haben  wir  deshalb  in  Tabelle  V und  Vf 
unmittelbar  an  die  der  vorigen  Pei’iode  angeschlossen. 

Die  Zahl  der  vermieteten  bezw.  selbst  benutzten  Wohnungen 
und  Geschäftsräume  hat  in  den  drei  Jahren  von  1892 '93  bis  1894  95 
um  849  odei'  3,38  pCt.  zugenommen.  Es  waren 

voll  besteuert  teilweise  befreit 
1892/93  44,78  pCt.  47,03  pFt. 

1893  94  44,50  ,.  47,99  ,. 

1894/95  44,01  „ 48,30  „ 

Wie  sch(tn  am  Schluss  der  vorigen  Steuer{)eriode,  so  verschiebt 
sich  auch  hier  das  Prozentverhältnis  immer  mehr  zu  Gunsten  der 
teilweise  befreiten  Mietswohnungen. 

Während  der  ganzen  Zeit  des  Bestehens  der  Mietssteuer  hat 
sich  das  Prozentverhältnis  der  vollbesteuerten  Wohnungen  um 


ganz  befreit. 
8,19  i>Ct. 
7,51  ,. 
7,03  ., 
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(>o  p('t.  vt^rriiiu’crt,  das  dor  g'tinzlich  betreitcu  um  ii,30  und  das 
’ Teilweist^  beirt^iten  Mietswohiuiiii^'mi  um  4^5,35  [)(  t.  »‘ehobon. 

Das  Erträu'nis  dur  Mietssteuer  zeigt  im  Jahre  1892  93  einen 
lallenden  Rückgang’  gegen  das  \ orjahr;  es  kamen  nur  3(50999  Mk.. 
s.  89040  Mk.  weniger  als  1891/92  ein.  Durch  ganze  oder  teil- 
ise  HelVeiuiu'en  von  der  Steuer  lasst  sich  ein  so  starker  Austall 
■lit  völlig  erklären.  Es  sind  otTenbar  mehrere  Emstände  zusammen 
kommen.  So  waren  z.  1>.  in  diesem  Jahre  ganz  exceptioneller 
eise  die  reu’istrierten  Grund-  und  Mitdssleiierabgcingt^  uTiisser  als 
■ Zugänge. 

Während  das  dahr  1891/92  6089  Zugün.u'e  und  0075  Abgänge, 
II  ein  Pins  von  014  aufweist,  zeigt  das  Jalir  1n92  90  nur  4950  Zu- 
nn’e,  dagegen  5172  Al)gänge,  was  ein  ^tinus  von  222,  gegeniilier 
in  Jahre  1891/92  ein  Minus  von  800  bedeutet.  Andere  auf 
hlenmaterial  gestützte  Begründungen  vermag  ich  niclit  anzugelien 
Die  beiden  folgenden  Jalire  lieferten  wieder  normale  Erträgt- 
kamen  ein 

1893/94  471  235  Mk.,  1894/95  477  930  Mk. 

■r  Zuwachs  seit  dem  Jahre  1891  92  beträgt  im  Jahre  1894/95 
''91  l^Ik.  oder  0,11  i>Ct. 

Die  durchschnittliche  Belastung  einer  ganz  otler  teilweise  la-- 
‘uerten  Mietswohnung  ist  von  19,01  Mk.  im  Jahre  1891,92  aut 
,94  Mk.  im  Jahre  1894/95  gestiegen,  während  sie  1892/90  nur 
.00  ^Ik.  betragen  hat. 

Im  Jahre  1891/92  wunlen  durch  die  Mietssteuer  28,53  pPt 
r Kommunalsteuern  aid'gebracht.  im  Jahre  1894  95  nur  24,28  pCt.  — 

Auch  die  städtische  fTi-undsteuer  ist  bis  zum  Jahre  l894  Jtr> 
ch  den  bisherigen  Grundsätzen  erhoben  worden.  ln  den  ih'ei 
hren,  welche  in  diese  Periode  fallen,  vermehrte  sich  die  Gesamt- 
hl  der  Grundstücke  um  1 52  oder  3,33  pCt.  B.-steuert  wai-en  davon 

1892/90  95,13  pCt. 

181*3  94  95,4(*  ., 

1894/95  95,86  „ 

dass  es  im  letztgenannten  Jahre  8,02  pCt.  weniger  steuerfreie  Ge- 
ude  gab  als  im  Jahre  1892/93,  gegenüber  dem  Schlussjahre  der 
piig’en  Periode  sogar  10,03  pCt. 

Die  durchschnittliche  Belastung  für  ein  besteuertes  Grundstück 
vun  00.07  auf  02.01  /Mk.  gestien-en. 
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Das  Erträunis  der  städtischen  Grundsteuer  zeigt  eine  normale 

V . — 

Steiu'erung.  Es  kamen  ein 
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201362  Mk.,  das  sind 

14,93  pCt. 

1893/94 

T ö T 

_ 1 u i 

14,48  „ 

1 894  95 

280  300  „ 

14,24  „ 

Das  Erträgnis  ist  in  den  drei  Jahi'en  um  18938  Mk.  oder  7,25  jiCt. 
gev  achsen. 

Mit  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  14.  Juli  1893  wegen 
.Vufhebung  direkter  Staatssteuern  und  des  Kommunalabgabengesetzes 
von  dt-mselbeu  Tagt»,  am  1.  April  189.)  traten  in  dem  Steuerweseu 
llalle’s  wt'sentliche  Veränderungen  ein.  Auch  die  uns  jetzt  be- 
schäftigende Steuer  wurde  davon  getrolfen,  indem  die  Mietssteuei' 
aufgehoben  und  die  Veranlagung  der  (Jrundsteuer  geämlert  wurden  ist. 

Die  Veranlagung  und  Verwaltung  der  Grund-,  Gebäude-  und 
Gewerbesteuer  wird  nach  § 3 des  Gesetzes  wegen  Authebung 
direkter  Staatssteuern  unter  Aufrechterhaltung  der  dieserhalb  be- 
stehenden gesetzlichen  Einrichtungen  vom  Staate  für  die  Zwecke 
der  kommunalen  Besteuerung  ausgeführt.  Die  Veranlagung  hat  sich 
auf  sämtlich(‘  Liegenschaften,  Gebäude  und  Gewerbebetriebe  zu 
erstrecken,  welche  nach  den  Bestimmungen  des  Kommunalabgaben- 
gesetzes (§§  24,  2<i  und  28)  der  Gemeindesteuerpflicht  unterworfen 
sind.  Für  die  Veranlagung  gelten  die  allgemeinen  gesetzlichen 
Vorschriften,  welche  bei  der  Heranziehung  zu  den  entsprechenden 
Staatssteuern  anzuwenden  gewesen  sein  würden.  Auch  sind  gegen 
die  Vei-anlagung  dieselben  Rechtsmittel  zulässig,  mit  denen  die 
Veranlagung  der  entsprechenden  Staatssteuer  hätte  angefochten 
werden  können  (§  4 des  Gesetzes). 

Ausserdem  enthalten  die  Zusatzbestimmungen  vom  0.  März  1894 
zu  den  Geschäftsanweisungen  für  die  Katasterverwaltung  noch 
folgende  für  die  G rundsteuer  wichtige  Angaben:  Die  bestehenden 
Katastereinrichtungen  bleiben  aufreehterhalten,  müssen  aber,  ent- 
sprechend den  Bestimmungen  des  Kommunalabgabengesetzes,  ergänzt 
werden.  Namentlich  kommt  hierbei  der  § 24  des  letztgenannten 
Gesetzes  in  Betracht,  welcher  die  Ausdehnung  der  Steuerpflicht  in 
folgender  Weise  begrenzt: 

„Den  Steuern  vom  Grundbesitz  sind  die  in  der  Gemeinde 
belegenen,  bebauten  und  unbebauten  Grundstücke  untej-worfen, 
mit  Ausnahme 


.4 


— 92  — 

a)  der  Königlichen  Schlösser,  einschliesslich  der  zugehörigen 
Ni  hengebäude,  Hofrämne  und  Gärten; 

b)  der  einem  fremden  Staate  gehörigen  Grundstücke,  auf 
de  len  Botschafts-  oder  Gesaudtschaftsgebäude  errichtet  sind  etc.; 

c)  der  dem  Staate,  den  Provinzen,  den  Kreisen,  den  Gemeinden 
i»ch‘r  sonstigen  kommunalen  Verbänden  gehörigen  Grundstücke  und 
ih  bäude,  sofern  sie  zu  einem  öffentlichen  Dienste  oder  Gebrauche 
bestimmt  sind; 

d)  der  Brücken,  Kunststrassen,  Schienenwege  der  Eisenbahnen, 
so  vie  der  schiffbaren  Kanäle,  welche  mit  Genehmigung  des  Staates 
zu  n öffentlichen  Gebrauche  angelegt  sind; 

e)  der  Deichanlagen  der  Deichverbände  und  der  im  öffentlichcTi 
Interesse  staatlich  unter  Schau  gestellten  Privatdeiche,  sowie  der 
in  öffentlichen  Interesse  unterhaltenen  Anlagen  der  Ent-  und 
Bl  wässerungsverbände ; 

f)  der  Universitäts-  und  anderen  zum  öffentlichen  Unterrichte 
bestimmten  Gebäude; 

g)  der  Kirchen,  Kapellen  und  anderen  dem  öffentlichen  Gottes- 
•di  *nste  gewidmeten  Gebäude,  sowie  der  gottesdienstlichen  Gebäude 
d(  !•  mit  Kor])orationsrechten  versehenen  Religionsgesellschaften; 

h)  der  Armen-,  Waisen-  und  öffentlichen  Krankenhäuser,  der 
G dängnis-,  Besserungs-,  Bewahr-  und  derjenigen  Wohlthätigkeits- 
ar  staken,  welche  die  Bewahrung  vor  Schutzlosigkeit  oder  sittlicher 
G d'ahr  bezwecken  (Mägdehäuser  u.  dgk),  sowie  der  Gebäude,  welche 
m Iden  Stiftuiiiren  angehören  und  für  deren  Zwecke  unmittelbar 
b(  nutzt  werden  ; durch  Gemeindebeschluss  können  auch  anderweitige 
G d:)äude  solcher  milden  Stiftungen,  welche  nicht  bloss  zu  Gunsten 
b(  stimmter  Personen  und  Familien  bestehen,  freigelassen  werden; 

i)  der  Grundstücke  der  unter  f,  g,  h aufgeführten  Anstalten 
Ul  d Körperschaften,  soweit  die  Grundstücke  für  deren  Zwecke 
unmittelbar  benutzt  werden; 

k)  der  Dienstgrundstücke  und  Dienstwohnungen  der  Geistlichen, 
Kirchendiener  und  Volksschullehrer,  soweit  ihnen  bisher  Steuer- 
fl  nheit  zugestanden  hat. 

Die  Besteuerung'  neuerbauter  oder  vom  Grunde  aus  wieder 
ai  fgebauter  Gebäude,  sowie  die  Steuererhöhung  infolge  von  Ver- 
bi  sserungen  der  Gebäude  beginnt  bereits  mit  dem  Ablauf  des 
R ^chnungsjahres,  in  welchem  die  Bewohnbarkeit  oder  Nutzbarkeit 
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eingetreten  oder  die  Verbesserung  vollendet  ist.  (§  29  Abs.  4 de> 
Kommunalabgabengesetzes.) 

Die  Stf'uern  vom  Grundbesitz  sind  nach  gleichen  Normen  und 
Sätzen  zu  verteilen.  Die  einzige  hiervon  zulässige  Ausnahme  betrifft 
die  Bauplätze,  d.  h.  solche  Liegenschaften,  welche  durch  die  Fest- 
setzung von  Baufluchtlinien  in  ihrem  Werte  erhöht  worden  sind, 
wenn  sie  auch  nicht  unmittelbar  an  den  Baufluchtlinien  liegen;  dii- 
Bauplätze  können  auf  Grund  einer  Steuerordnung  nach  Massgalie 
dieses  höheren  Wertes  zu  einer  höheren  Steuer  als  die  übrigen 
Liegenschaften  herangezogen  werden.  (§  27.) 

Bei  der  Veranlagung  finden  die  Grundsätze  vom  7.  Mai  1892 
mit  folgenden  Massgaben  Anwendung: 

a)  Gebäude,  die  nur  teilweise  zu  einem  öffentlichen  Dienste 
oder  Gebrauche  bestimmt  sind,  zum  anderen  Teile  zu  einem  gemeinde- 
steuerpflichtigen Zwecke,  sind  bezüglich  dieses  Teiles  zu  veranlagen; 

b)  andere,  nur  einem  Eigentümer  gehörige  Gebäude,  dio 
geineindesteuerpflichtigen  und  gemeindesteuerfreien  Zwecken  zugleich 
dienen,  sind  nur  dann  zu  veranlagen,  wenn  die  zu  steuerpflichtigen 
Zwecken  benutzten  Räume  überwiegen;  dann  aber  sind  bei  Li- 
mittelung  des  Nutzungswertes  die  zu  steuerfreien  Zwecken  bestimmten 
Teile  ausser  Betracht  zu  lassen.  In  den  vorangegebenen  Fällen  ist 
dem  betreffenden  Gebäude  in  «der  Gebäudebeschreibung,  der  \ei- 
änderungsnachweisung  und  der  Gebäudesteuerrolle  der  \ ermerk 
..teilweise  veranlagt“,  beizufügen; 

c)  die  von  Dienstwohnungen  der  Beamten  eingenommenen 
'feile  eines  sonst  gemeindesteuerfreien  Gebäudes  sind  in  jedem  Falle 
einzuschätzen; 

d)  Wohngebäude,  die  zugleich  Räume  zum  Betriebe  der  Land- 
wirtschaft und  zn  gewerblichen  Anlagen  gehörende  V ohngebäude. 
die  zugleich  Räume  zur  Aufbewahrung  der  Rohstoffe  oder  Brenn- 
materialien zum  Gewerbebetrieb  enthalten,  sind  so  zu  veranlagen, 
als  wenn  die  bezeichneten  Räume  nicht  vorhanden  wären.  (Artikel  b 
No.  7 der  Znsatzbestimmungen  vom  b.  März  1894). 

Zum  Gebrauche  bei  Umlegung  der  Gemeindesteuern  vom 
Grundbesitz  hat  der  Katasterkontrolleur  auf  Grund  der  nach  den 
Fortschreibungen  für  das  Rechnungsjahr  1S95/9»)  berichtigten 
Grund-  und  (k'bäudesteuerbücher  und  der  Abschlussliste  nötigen- 
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fall:  auch  der  CTruml-  und  Gehäudcstiuier-lloberulle  für  1894/!*“» 

für  jeden  Gemeindel)(‘zirk  eiue  siunmarische  Mutterrolle  nach  einem 
anli  'genden  Muster  anzufertigen  und  dem  Gemeindevorstande  l)is 
zun  15.  Mai  1895  zuzustellen.  Die  lleherollen  der  Grund-  und 
Gel  äudesteuer  kommen  vom  Rechnungsjahre  18!i5 ;fl6  ab  in  Fortfall. 
(Ar  ikel  9 a.  a.  ( ).j 

Die  Ermächtigung  zum  hh'lasse  der  Grundsteuer  infolge  von 
Fel  ersclnvemmungen  nach  § 1 Xo.  1 des  Gesetze^  vom  15.  April  Isstt 
ist  Ulf  die  Gemeinde  ühergegangen.  Zur  dauei’iiden  Ermässigung 
der  Grundsteuer  von  den  durch  Ueherschwemmung  bescliädigten 
Gri;  mlstücken  durch  Versetzung  in  die  entsprechende  niedere  Klasse 
des  Klassilikationstarifs  (v<  1 X^o.  2 des  Gesetzes  vom  1 5.  A[)ril  1SS9) 
hlei  )t  die  Genehmigung  des  Finanzministers  erforderlich. 

Die  Gewährung  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Erlasse  au 
Gel  äudesteuer  in  den  Fällen  des  ^ 19  Xo.  4 und  5 des  Gebäude- 
stei; ergesetzes  vom  21.  Mai  iSbl  erfolgt  durch  die  Gemeinde.  Der 
Kat  isterkontrolleur  hat  auf  Ansuchen  des  Gemeindi^-Vorstandi's  behufs 
Ern  ittelung  und  Feststellung  der  zu  erlassenden  Reträge  die  nötige 
Auskunft  aus  dem  Kataster  zu  erteilen.  (Artikel  18  a.  a.  O.j  — 

Der  Besteuerung  wurde  in  Halle  der  Xntzungswert  der  zur 
staa  liehen  Grund-  und  Gebäudesteuer  veranlagten  Grundstücke 
zu  Grunde  gelegt  und  derselbe  in  den  -lahren  1895/96  und  96  97 
auf  125  pCt.,  im  Jahre  1S97/98  anf  148*/.,  pCt.  und  in  den  beiden 
folg  mden  Jahren  auf  145  pCt.  der  staatlich  veranlagten  Beträge 
bemessen.  Von  diesem  X'utzungswerte  wurden  als  städtische  Grund- 
steimr  in  den  beiden  ersten  Jahren  4 pCt.,  im  Jahre  1897  !)8  4,95  pt't. 
und  in  den  beiden  letzten  Jahren  4,S8  pCt.  erholien. 


1 )er 

Xntzungswert  der 

staatlich 

veranlagten 

Grundstücke  be- 

ziffe.de  sich  auf 

davon 

ergaben  an  Soll 
der  städtischen  Grundsteuer 

189  )/96 

11241  970  Mk. 

4 pC't. 

1895/96 

41967S,80  Mk. 

189' 1/97 

11244  940  „ 

4 

1896’ 97 

449797,60 

189  ’/98 

11812  880  „ 

4,95 

1997/98 

5N4719,88  ,. 

1898/99 

12  840  770  ,. 

4.88  „ 

1898/99 

596062,13  ., 

ls9't  00 

12  922  100 

4,88  ., 

18!»9/00 

624140.21  ., 

Die  durch  Xachveranlagungen,  Besitzveränderungen  und  durch 
eingelegte  Berufungen  sich  ergelienden  Zu-  bezw.  Abgänge  ver- 
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änderten  den  Soll-Betrag  wieder.  Das  berichtigte  Soll  der  städtisclum 
Grundsteuer  belief  sich 

1897/98  auf  588  824,84  Mk, 

1898/9!»  „ 594  029,07  .. 

1S99/00  „ 628  556,7S  ,. 

Die  wirklich  eingegangenen  Steuerbeträge  weichen  von  den 
so  veranlagten  nicht  sehr  ab. 

Die  Gesamtzahl  der  besteuerten  Hau.sgrnndstücke  betrug: 


1 895,  96 

4604,  von 

ilim'Ti  waren  bebaut 

> 

unbebaut 

y 

18!*6/97 

4720,  „ 

J) 

y 

yy 

y 

1897/98 

4768,  „ 

t?  »» 

»5 

4566, 

yy 

202, 

1S9N/99 

4865,  „ 

4648, 

yy 

217, 

1899  00 

4968,  „ 

4715, 

yy 

24^. 

Der  / 

(luwachs  an 

besteuerten 

HausgrumDtücken  in  dem  Jal 

fünft  beträgt: 

859  oder  7,80  pCt. 

Das  wirkliche  Grundsteuer-Erträgnis  belief  sich  auf 


1895/96 

448  228 

Ml 

V.  oder  22,80  pCt. 

der 

Kommunal.'teuern, 

1896/97 

571 74 ( 

yy 

„ 28,59  „ 

yy 

n 

l897/!»8 

588  688 

yy 

„ 28,09  „ 

y* 

lS!»8/99 

594  642 

yy 

„ 22,44  „ 

yy 

y^ 

1899/00 

628  547 

yy 

„ 21,86  „ 

yy 

yy 

In  dem  Jahrfünft 

hat  sich  das  Erträgnis 

der  Grundsteuer  um 

ISO  824  Mk.  oder  40,68  pCt.  vermehrt.  Gegenüber  dem  Jahre 
1891/!>2,  dem  Anfang.'^jahre  dieser  Periode,  in  dem  die  Grundsteuer 
noch  nacli  der  alten  Veranlagungsart  erhoben  wurde,  ist  das  Er- 
trägnis im  Jahre  1899/1900  um  ungefähr  den  doppelt  so  hohen 
Betrag,  nämlich  862  185  Mk.  oder  188,58  pCt.  gestiegen. 

Es  entfielen  pro  Kopf  der  grundsteuerpflichtigen  Personen 
an  Steuern: 

1897/98:  162,08  Mk., 

1898/99:  155,62 

1899/1900:  161,50 

Zu  der  staatlich  veranlagten,  für  die  Staatskasse  aber  ebenfalls 
ausser  Hebung  gesetzten  Gewerbe-  und  Betriebssteuer  wurde  auch 
vom  1.  April  1895  ein  Gemcindeznschlag  als  städtische  Gewerbe- 
steuer und  daneben  gesondert  eine  Betriebssteuer  nach  den  Be- 
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imingen  des  Gewerbesteuergesetzes  vom  24.  Juni  18!)  1 unter 
icksiclitigung  tler  durch  das  Kommuualabgabeugesetz  erlasscueu 
;chriften  erhoben. 

Nach  § 28  des  letztgenannten  Gesetzes  untei  liegt  den  Gewerbe- 
u'n  der  Betrieb  stehender  Gewerbe  in  denjenigen  Gemeinden, 
eichen  der  Betrieb  stattfindet  (Betriebsgemeinde). 

Betriebe,  bei  denen  weder  der  jährliche  Ertrag  1 .'lOO  Mk., 
das  Anlage-  und  Betriebskapital  8000  MK.  erreicht,  bleiben 
der  Gewerbesteuer  befreit.  Auf  die  Betriebssteuer,  welche  für 
Betrieb  der  Gastwirtschaft,  der  Schankwirtschaft,  sowie  de> 
ühandels  mit  Branntwein  oder  Spiritus  neben  tler  allgemeinen  Ge- 
esteuerzu entrichten  ist.  findet  diese  Bestimmung  keine  Anwendung. 

herner  bleiben  von  der  Gewerbesteuer  befreit  die  nach  ^ 8 
4 des  Gewerbesteuergesetzes  vom  24.  Juni  1801  steuerfreien 
erbebetriebe  der  Kommunalverbände,  der  Betrieb  der  Staats- 
ibahnen  und  der  der  Eisenbahnabgabe  unterliegenden  Privat- 
abahnen.  Mit  den  aus  Vorstehendem  sich  ergebenden  Au>- 
len  unterliegen  der  kommunalen  Gewerbesteuer  die  nach  dem 
erbesteuergesetz  vom  24.  Juni  1801  zu  veranlagenden  stehenden 
erbe,  die  landwirtschaftlichen  Brennereien,  der  Bergbau,  die 
rbinässige  Gewinnung  von  Bernstein,  Ausbeutung  von  Torf- 
en, von  Sand-,  Kies-,  Lehm-,  Mergel-,  Kalk-,  Kreide-  u.  dgl. 
hen,  ferner  die  GeweiBebetriebe  des  Staates,  der  Reichsbank, 
j kommunaler  und  anderer  öffentlicher  Verbände. 

Der  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  ist  der  Gewerbesteuer 
ni  Gemeinden  nicht  unterworfen. 

J)ie  wichtigsten  Paragraphen  des  Gewerbesteuergesetzes  vom 
uni  1801,  welche  zum  besseren  Verständnis  der  Veranlagung>- 

ö O 

täte  dieser  .Steuern  dienen,  sollen  hier  folgen,  während  im 
;en  auf  das  Gewerbesteuergesetz  selbst  verwiesen  werden  mu». 

„Die  Besteuerung  erfolgt  in  vier  Ge  werbest  euerklassen. 

In  Klasse  I sind  diejenigen  Betriebe  zu  besteuern,  deren 
eher  Ertrag  50  000  Mk.  oder  mehr,  oder  be  i denen  der  Wert 
\nlage-  und  Betriebskapitals  1 000  000  Mk.  oder  mehr  beträgt. 
Die  Gewerbesteuerklasse  II  umfasst  die  Betriebe  mit  einem 
eben  Ertrage  von  20  000  bis  ausschliesslich  50  000  Mk.,  oder 
-inem  Anlage-  und  Betriebskapital  im  Werte  von  150  000  bis 
ildiesslich  1 000  000  Mk. 
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Zur  Gewerbesteuerklasse  III  gehören  die  Betriebe  mit  einem 
jährlichen  Ertrage  von  4000  bis  ausschliesslich  20  000  Mk.,  oder 
mit  einem  Anlage-  und  Betriebskapital  im  Werte  von  .80  000  bis 
ausschliesslich  150  000  Mk. 

Zur  Gewerbesteuerklasse  IV  zählen  die  Betriebe  mit  einem 
jährlichen  Ertrage  von  1500  bis  ausschliesslich  4000  Mk.,  oder  mit 
einem  Anlage-  und  Betriebskapital  von  8000  bis  ausschliesslich 
30  000  Mk.  (§  6 d.  Ges.) 

Betriebe,  deren  Zugehörigkeit  zu  einer  der  Steuerklassen  I, 
II,  III  lediglich  durch  die  Höhe  des  Aidage-  und  Betriebskapitals 
bedingt  ist,  sind  auf  Antrag  des  Steuerpflichtigen  in  die  dem 
Ertrage  entsprechende  Steuerklasse  zu  versetzen,  wenn  der  erzielte 
Ertrag  nachweislich  zwei  Jahre  die  Höhe  von  80  OOO  Mk.  in 
Klasse  I,  15  000  iMk.  in  Klasse  H und  von  8000  Mk.  in  Klasse  III 
nicht  erreicht  hat. 

Aut  Konsumvereine  und  Kousumaustalten,  welche  nach  5 
gewerbesteuerpflichtig  sind,  findet  diese  Bestimmung  keine  An- 
wendung (§  8). 

Die  Steuer  ist  in  Klasse  I von  jedem  Gewerbebetrielie  mit 
Einem  vom  Hundert  des  jährlichen  Ertrages  mit  der  Massgabe  zu 
entrichten,  dass  bei  einem  Ertrage  von  50  000  bis  54  800  Mk. 
(ausschliesslich  ) die  .Steuer  _z;  524  Mk.  beträgt,  und  für  die  höheren, 
in  Stuten  von  je  480<)  Mk.  steigenden  Erträge  die  .'Steuersätze  in 
Stufen  von  je  48  Mk.  steigen.  Für  Erträge  unter  .50  000  können  geringere 
Steuersätze  als  524  Mk.,  jedoch  nicht  unter  300  Mk.,  unter  Beachtung 
der  Vorschrift  im  letzten  Absätze  des  § 14  angesetzt  werden.  0.) 

Die  Mittelsätze  betragen: 

in  Klasse  II  300  Mk. 

„ „ lil  SO  „ 

!i  lU  16  „ 

Die  bei  der  Steuerverteilung  zulässigen  geringsten  und  höchsten 
Steuersätze  betragen 

in  Klasse  II  156  bis  480  .Mk. 

HI  82  „ 192 

D 4 „ 36 

Die  Steuersätze  sollen  bis  zu  40  Mk.  um  je  4 Mk.,  von  da  ab 
bis  96  Mk.  um  je  8 Mk.,  weiter  bis  192  Mk.  um  je  12  Mk.  und  weiter 
bis  zu  d^O  Mk.  um  je  86  Mk.  steigend,  abgestuft  werden.  (§  14.) 
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Der  (rewerbebetrieb  der  juristischen  l^ersonen  und  Vereine 
wu“(  [ wie  derjenige  physischer  Personen  besteuert.  ( § 1 9. j 

Die  Veranlagung  der  Grewerbesteuer  erfolgt  für, jedes  Steuer jahr. 

Für  die  Steuerveranlagung  massgebend  ist  der  Ertrag  des  bei 
Voi  lahme  derselben  abgelaufenen  Jahres,  beziehungsweise  das  Anlage- 
und  Betriebskapital  nach  seinem  mittleren  Stande  im  abgelaufenen 
Jah  'e. 

Besteht  der  (fewerbebetrieb  noch  nicht  ein  Jahr  lang,  so  ist 
der  Ertrag  und  das  Betriebskapital  nach  dem  zur  Zeit  der  Ver- 
anli  gung  vorliegenden  Anhalt  zu  schätzen. 


Während  des  Steuerjahres  eintretende  Aemlerimgen  sind  erst 
bei  der  Besteuerung  für  das  folgende  Jahr  zu  berücksichtigen.  (§  24.) 

Für  den  Betrieb  der  Gastwirtschaft,  der  Schankwirtschaft) 
sow  ie  des  Kleinhandels  mit  Branntwein  oder  Spiritus  ist  jährlich 
eim  besondere  Betriebssteuer  zu  entrichten.  (§  59.) 

Dieser  Steuer  unterliegen  nicht  bloss  die  gewerbesteuerpflichtigen, 
son  lern  auch  diejenigen  Betriebe  der  vorbezeiehneteii  Art,  bei  denen 
wet  er  der  jährliche  Ertrag  150Ü  Mk.,  noch  das  Anlage-  und  Betriebs- 
ka|  ital  8000  Mk.  erreicht  und  die  deshalb  von  der  Gewerbesteuer 
bef  eit  bleiben.  (§  7.) 

Die  Betriebssteuer  beträgt  für  jeden,  welcher  eines  oder 
mel  rere  dieser  Gewerbe,  allein  oder  in  Verbindung  mit  anderem 
Ge’  eerben,  betreibt, 

1.  wenn  er  von  der  Gewerbesteuer  wegen  eines  hinter  der 
Glanze  der  Steuerpflicht  zurttckbleibenden  Ertrages  und  Anlage- 
unc  Betriebskapitals  befreit  ist  (§  7),  10  Mark; 


2.  wenn  er  zur  Gewerbesteuer  veranlao't  ist: 
ii)  in  der  Klasse  IV  lo  Mk. 

b)  „ III  2n  j, 

c)  ,,  j,  II  50  ,, 

D V M I 100  „ 

Die  Steuer  wird  l)ei  allen  Betrieben,  welche  neistia-e  Getränke 
ver  ibfolgen,  für  jede  Betriebsstätte  bi’sonders  erhoben.  (§  00.)  — 

In  der  zur  Ausführung  des  Gesetzes  wegen  Aufhebung  direkter 
Staussteuern  vorn  14.  Juli  1898  erijangeneu  Anweisung  des  Finanz- 


inii  isters  vom  5.  März  1894  zur  VeranlaD:unD'  der  Betriebssteuer  sind 
die  diesbezüglichen  vorstehenden  Bestiinnuuuren  des  Gewerbesteuer- 
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gesetzes  unverändert  geblieben.  Wichtige  Neuerungen  bringt  nur 
der  § 12  des  Gesetzes  wegen  Aufhebung  direkter  Staatssteuern. 

Danach  ist  den  Gemeinden  die  Einführung  besonderer  Betriebs- 
steuern gestattet.  Jedenfalls  aber  müssen  sie  den  nach  der  staat- 
lichen Veranlagung  sich  ergebenden  Betrag  der  Betriebssteuer  er- 
heben und  auf  den  durch  direkte  Steuern  aufzubringenden  Bedarf 
anrechnen,  im  übrigen  aber  an  die  Kreise  zur  Verwendunu’  für 
F". eiszwecke  abführen  (§  18  des  Gesetzes  vom  14.  Juli  1898.) 

Zuschläge  zur  Betriebssteuer,  die  lOOpCt.  übersteigen,  bedürfen 
der  Genehmigung  (§  58  des  Kommunalabg.-Ges.). 


Erstreckt  sich  ein  betriebssteuerpflichtiges  Gewerbe  ülier. 
mehrere  Kreise,  so  ist  nach  § 12  des  Gesetzes  wegen  Aufhebung 
direkter  Staatssteuern  für  jeden  dieser  Kreise  die  Hälfte  der  ge- 
setzlich bestimmten  Steuersätze  zu  entrichten. 


Behufs  Erhebung  der  Betriebssteuer  ist  von  den  Veranlaguno-s- 
behörden  für  ihren  Verwaltungsbezirk  eine  Nach  Weisung  aller  daselbst 
voi-handenen  ständigen  betriebsteuerpflichtigen  Betriebe  nach  einem 
bei, gefügten  Muster  zu  führen  (Betriebssteuer-Nacliweisung).  Diese 
Nachweisung  kann  für  mehrere  Jahre  angelegt  werden;  sie  ist  all- 
jährlich zum  März  zum  Zwecke  der  V^eranlagung  für  das  nächste 
Steuerjahr  nach  Massgabe  der  Zu-  und  Abgänge  je  nach  Bedürfnis 
entweder  nur  zu  berichtigen  und  fortzuführen  oder  neu  aufzustellen. — 


Im  Jahre  1895/90  betrugen  die  Zuschläge  zu  den  staatlich 
veranlagten  Beträgen  der  Gewerbesteuer  125  pCt.,  im  folgenden 
Jahre  150,  diejenigen  der  Betriebssteuer  für  beide  Jahre  50  pCt., 
1897/98  für  die  Gewerbesteuer  UHVq,  für  die  Betriebsteuer 
481/.,  pQ,  jn  Jen  beiden  letzten  Jahren  unserer  Periode  145 
bezw.  45  pCt. 


Die  Gewerbesteuer  - Ver- 
anlagiingsrulle  enthielt  ein- 
schliesslich der  Hausierer 


1 895/90 

8488 

Personen 

1890/97 

1 

8449 

1897/98 

8505 

1 S98/99 

8.859 

1899  00 

8871 

Befreit  von  der  Gewerbesteuer  waren, 
weil  wedei;der  jährl.  Ertrag  1500  Mk., 
noch  das  Anlage-  und  Betriebs-Kapital 
3000  Mk.  erreichte  (§  7 d.  Ges.) 

2348  Personen 


3068 

3541 


- i: 
t 
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ln  das  Verzeichnis  dev  in 
Halle  befindlichen , aber 
ausserhalb  veraidagten  Ge- 
Av  erbebetriebe  sind  Ge- 
werbetreibende aiiftrenoin  - 
men  av erden : 


Die  Betriebssteuer  - Nach  - 
Weisung  enthielt  besteuerte 

Bersonen  : 


1895/96 

90 

Personen 

1896’97 

35 

V 

1897  98 

93 

1898/99 

141 

n 

1899/00 

114 

7Ö8 

758 

7 i i 
801. 


Ilarüber,  wie  sich  die  besteuerten  Persom  n anl'  die  4 Klassen 
de  ■ Gewerbesteuer  verteilen  und  mit  ^welchen  Beträgen  sic  zur 
St  nier  herangezogen  sind,  fehlen  mir  die  Angaben.  Nur  für  das 
Ja  ir  189Ö  9(i  stehen  mir  die  Zahlen  des  etatsmässigen  Ertrages 
imd  seiner  Yerteilnng  anf  die  einzelnen  Klassen  zur  Verfügung. 
Danach  sollten  cinkommen 

ans  der  Gewerbestener-Klasse  I 

II 


r 


jj 


III 

IV 


Betriebssteuer 


71515  Mk. 
28245 
59(395 
49210 
14913 


5) 

M 

J) 


Zns.  220578  : 


fe  'ner:  überwiesene  Teilbeträge  der  anf 


die  ausAvärts  veranlagten  Gewerbe- 
betriebe veranlagten  Gewerbesteuer 

S665  Mk., 

so  dass  die  Soll-Einnahme 

229243  Mk. 

betrug.  Wirklich  kamen  ein 

221998  Mk. 

Es  brachte  die  Gewerbesteuer 

die  Betriebssteuer 

1895  96  207085  Mk. 

14913  Mk. 

1896,97  263459  „ 

20931  „ 

1897  98  264987  „ 

22284  „ 

1898  99  280604  „ 

21798  „ 

1899  00  297841  „ 

22029  „ 

I)ie  Zunahme 
189(3/00: 
Betriebssteuer 
.Ehre  1895  9*5,  wo 


der  Gewerbesteuer  beträgt  in  der  Zeit  von 
34382  Mk.  oder  13,05  pCt.,  die  der 
1098  „ „ 5,24  pCt.;  gegenüber  dem 

der  Zuschlag  nur  125  pCt.  zu  den  staatlich 
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veranlagten  Steuerbeträgen  ausmachte,  brachte  das  .lalir  1899  l'.tOO 
ein  Plus  von  9075(3  Mk.  oder  43,82  pCt.  an  Gewerbestenern, 
7110  Mk.  oder  47,72  pCt.  an  P>etriebssteuern. 

In  Prozenten  der  gesamten  Kommnnalsteuern  ergab 


die  Gewerbesteiier  die  Betriebssteuer 


1895,9(i 

10,65  pCt. 

0,77 

pCt. 

1896  97 

10,79  „ 

0,86 

D 

1897/98 

10,48  „ 

0,88 

75 

1898  99 

10,59  „ 

0,82 

77 

1899/00 

10,44  „ 

0,  ( 1 

77  • 

Es  bleibt  uns 

nun  noch  die  letzte 

lind 

wicht Steuer 

unserer  Periode  zu  besprechen  übrig,  die  kommunale  Einkommen- 
steuer. Sie  wird  seit  der  Einführung  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer in  Preussen  durch  das  Gesetz  vom  24.  Juni  1891  in  Zu- 
schlägen zu  den  staatlich  veranlagten  Beträgen  erhoben,  und  zwar 
betrug  der  Zuschlag  bis  zum  Jahre  1895  96  incl.  100,  seitdem  120  pCt. 

Bis  zum  Jahre  1895  erfolgte  die  Veranlagung  der  Steuer  auf 
Grund  des  Kegulativs  für  die  Gemeinde -Einkommensteuer  in  der 
Stadt  Halle  a.  S.  vom  29.  Februar  1892  und  des  zu  demselben 
erlassenen  Nachtrages  vom  6.  März  189.3. 

Durch  letzteren  werden  vom  1.  April  1893  ab  auch  diejenigen 
Personen,  welchen  gesetzlich  das  Bürgerrecht  zusteht,  soweit  ihr 
Jahreseinkommen  auf  melir  als  660  Mk.  bis  einschliesslich  900  Mk. 
geschätzt  wird,  gemäss  dem  § 74  des  Einkommensteuer  - Gesetzes 
zur  Gemeinde -Einkommensteuer  herangezogen  und  in  besonderen 
Listen  mit  einem  Steuersätze  von  4 Mk.  veranlagt,  vom  Jahre 
1897/98  ab  von  4,80  Mk. 

Am  4.  März  1895  wurde  dieses  Regulativ  durch  ein  neues 
ersetzt,  in  welchem  die  bisherigen  Bestimmungen  zwar  fast  alle 
Aufnahme  fanden,  aber  noch  durch  eine  grosse  Anzahl  von  neuen 
Bestimmungen  ergänzt  worden  sind.  Nur  dieses,  noch  heute  in 
Geltung  befindliche.  Regulativ  soll  hier  seinem  AYortlautc  nach  folgen: 

„Auf  Grund  der  §§  33  bis  52  des  Kommunalabgabengesetzes 
vom  14.  Juli  1893  wird  für  die  Stadtgemeinde  Halle  a.  S.  die  nach- 
stehende Steuer-Ordnung  erlassen: 
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S t e u e r p f 1 i c h t. 

1.  Der  Gemeinde-Einkommensteuer  sind  unterworfen: 

a)  diejenigen  Personen,  welelie  in  der  Gemeinde  einen  Wolm- 

iiaben, 

b)  alle  diejenigen  Personen,  welche  auch  ohne  in  der  Gemeinde 
le  a.  S.  zu  wohnen,  sich  länger  als  drei  Monate  in  derselben 
aalten,  und  zwar  nach  Massgabe  der  Dauer  ihres  Aufenthaltes 
Halle  a.  S.,  zu  a)  und  b)  hinsichtlich  ihres  gesamten,  innerhalb 
. ausserhalb  des  preussischen  Staatsgebietes  gewonnenen  Kin- 
nnens,  soweit  dasselbe  nicht  auf  Grund  ausdrücklicher  Gesetzes- 
timmungeu  von  der  Besteuerung  freizulassen  ist, 

c)  diejenigen  Personen,  welche  in  der  Gemeinde  Halle  a.  S., 
e in  derselben  einen  Wohnsitz  zu  haben,  oder  sich  länger  als 
i Monate  aufzuhalten,  Grundvermögen,  Handels-  oder  gewerbliclie 
agen,  einschliesslich  der  Bergwerke,  haben,  Handel  oder  Gewerbe 
r ausserhalb  einer  Gewerkschaft  Bergbau  betreiben,  oder  als 
ellschafter  an  dem  Unternehmen  einer  Gesellschaft  mit  beschränkter 
timg-  beteiligt  sind  (Forensen),  hinsichtlich  des  ihnen  aus  diesen 
dien  in  der  Gemeinde  Halle  a.  S.  zuf liessenden  Einkommens. 

d)  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
ggewerkschaften,  eingetragene  Genossenschaften,  deren  Gesch.iifts- 
’ieb  über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hinausgeht  (insbesondere 
isuin vereine  mit  offenem  Laden)  und  juristische  Personen  (ius- 
andere  auch  Gemeinden  und  weitere  Kommuualverbände),  welche 
1er  Gemeinde  Halle  a.  S.  Grundvermögen.  Handels-  oder  gewerb- 
e Anlagen,  einschliesslich  der  Bergwerke,  haben,  Handel  nder 
verbe,  einschliesslich  des  Bergbaues,  betreiben  oder  als  Ge.sell- 
after  an  dem  Unternehmen  einer  Gesellschaft  mit  beschränkter 
tung  beteiligt  sind,  hinsichtlich  des  ihnen  aus  diesen  (Quellen  in 

Gemeinde  zutliessenden  Einkommens, 

— Eisenbahn -Aktien-Gesellschaften,  welche  ihr  ünternehmen 
1 Staate  gegen  eine  unmittelbar  an  die  Aktionäre  zu  zahlende 
ite  übertragen  haben,  siml  als  Besitzer  von  Eisenbahnen  nicht 
erachten  — • 

e)  der  Staalstiskus  bezüglich  des  Einkommens  aus  den  von 
1 betriebenen  Eisenbahn-,  Bergbau-  und  sonstigen  gewerblichen 
ernehmungen,  sowie  aus  Domänen  und  Forsten,  gemäss  dH 

8 des  Kommunalabfiraben-Gesetzes. 


108 


2.  Das  Einkommen  aus  bebauten  und  unbebauten  Grund- 
stücken,  welche  ganz  oder  zum  Teil  nach  § 24  des  Kommuiial- 
abgabengesetzes  der  Steuer  vom  Grundbesitz  nicht  unterliegen 
unterliegt  insoweit  auch  nicht  der  Gemeinde-Einkommensteuer. 

§ 8.  Ein  die  Steuerpflicht  begründender  Betrieb  von  Handel 
und  Gewerbe,  einschliesslich  des  Bergbaues  der  iin  ^ 1 unter  c.  d 


unil  e bezeichneten  Personen  und  Erwerbsgesellschaflen  wird  nur 
dann  angenommen,  wenn  sich  in  Halle  a.  S.  der  Sitz,  eine  Zweig- 
niederlassung, eine  Betriebs-,  Werk-  oder  Verkaufsstätte  otler  eine 
solche  Agentur  des  Unternehmens  befindet,  welche  ermächtigt  ist, 
Bechtsgeschäfte  im  Namen  und  für  Rechnung  des  Inhabers,  bezw. 
der  ( iesellschaft,  selbständig  abzuschliessen. 

Der  Eisenbahnbetrieb  unterliegt  der  Steuerpflicht  in  Halle  a.S., 
wenn  sich  hier  der  Sitz  der  Verwaltung  (bezw.  einer  Staatsbahn- 
verwaltungsbehörde), eine  Station,  oder  eine  für  sich  bestehende 
Betriebs-  oder  Werkstätte,  oder  eine  sonstige  gewerbliche  Anlage 
befindet. 

Das  Einkommen  aus  dem  nicht  mit  eigenem  Betriebe  ve!- 
bundenen  Besitze  von  Handels-  und  gewerblichen  Anlagen,  ein- 
schliesslich der  Bergwerke,  unt€*rliegt  der  Besteuerung  in  Halle  a.  S., 
wenn  hier  das  Einkommen  aus  dem  Betriebe  steuerpflichtig  ist. 

^ 4.  Die  ( Jemeinde-Einkommensteuer  wird  in  der  Form  von 
Zuschlägen  zur  Staats-Einkommensteuer  nach  § 80  und  § 88  des 
Kommunalabu’aben-Gesetzes  erhoben. 

Die  Steuerpflicht  beginnt  jedoch  erst  mit  einem  Einkommen 
von  mehr  als  420  Mk. 

Der  allgemeine  Erlass  der  beiden  untersten  Steuerstufen,  die 
Einkommen  von  mehr  als  420  bis  000  Mk.  und  von  mehr  als 
000  bis  einschliesslich  900  Mk.  uintässeml,  oder  der  untersten  Steuer- 
stufe allein,  bleibt  gemäss  2,8  des  Kommunalabgabengesetzes  Vor- 
behalten.*} 

sj  ö.  Von  der  Gemeinde- Einkommensteuer  siml  diejenigen 
befreit,  welche  im  Wege  der  öffentlichen  Armenpflege  eine  fort- 
laufende Unterstützung  erhalten,  sofern  ihr  sonstiges  Jahreseinkommen 
den  Betrag  von  900  Mk.  nicht  übersteigt  (§  74  des  Einkommen- 
steuer-tJesetzes  vom  24.  .Juni  1891). 


) Nur  ilie  unterste  Su  ucr.Ätiitc  ist  that>ächlich  steuerfrei  gelassen  worden. 
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Im  übrigen  kommt  hinsichtlich  der  Befreiung  von  der  Genieinde- 
Ein  kommensteuer  § 40  des  Kommunalabgaben-Gesetzes  in  Anwendung. 
(Mi  g'lieder  des  Kgi.  Hauses,  Gesandte  etc.) 

§ 6.  Die  Heranziehung  der  unmittelbaren  und  mittelbaren 
yta  itsbeamten,  der  Beamten  des  Kgl.  Hofes,  der  Geistlichen,  Kirchen- 
diejier  und  Elementarschullehrer,  sowie  der  Wittwen  und  Waisen 
die;  er  Personen  zur  Gemeinde-Einkommensteuer  geschieht  bis  auf 
wei  eres  nach  den  Bestimmungen  der  Verordnung,  betreffend  die 
Hei  anziehung  der  Staatsdiener  zu  den  Kommunalauflagen  in  den 
neu  erworbenen  Landesteilen  vom  23.  September  1867,  mit  der 
Ma:  sgabe,  dass  das  notwendige  Domizil  ausser  Berücksichtigung 
blei  :)t. 

Hinsichtlich  der  Heranzieliung  der  Militärpersonen  zu  den  auf 
das  Einkommen  gelegten  Gemeindeabgaben  bewendet  es  bei  den 
besehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  (Gesetz  vom  11.  Juli  1822, 
Vei  Ordnung  vom  23.  September  1867,  Gesetz  vom  20.  Juni  1886 
um  Gesetz  vom  22.  April  1802). 

Die  Mitglieder  der  Gendarmerie  gelten  als  Militärpersoneii. 

Reichsbeamte  und  deren  Hinterbliebene  werden  bezüglich  ihrer 
Hei  .inziehung  zur  Gemeinde -Einkommensteuer  wie  preussische 
Staatsbeamte  und  deren  Hinterbliebene  behandelt  (Heichsbeamten- 
ges  “tz  vom  31.  März  1873,  § 10). 

§ 7.  Derjenige  Teil  des  Gesamteinkommens  der  im  § 1 unter 
a ind  b bezeichneten  Abgabepflichtigen,  welcher  in  anderen 
pre  issischeu  Gemeinden  aus  Grumlvermügen,  Handels-  oder  gewerb- 
lich m Anlagen,  einschliesslich  der  Bergwerke,  aus  Handels-  und 
Ge\  ■ei'bebetrieb,  einschliesslich  des  Bergbaues,  sowie  aus  der  Be- 
teili  jung  an  dem  Unternehmen  einer  Gesellschaft  mit  beschränkter 
Hai  ung  gewonnen  wird,  ist  in  Gemässheit  des  § 49  des  Kommunal- 
Abrabengesetzes  von  der  Gemeinde-Einkommensteuer  freizulasseii, 
und  zwar  in  der  Weise,  dass  das  Gesamteinkommen  des  Steuer- 
plli(  htigen  eingeschätzt  und  der  so  ermittelte  Steuerbetrag  dem 
Ver  lältnis  des  ausser  Berechnung  zu  lassenden  Einkommens  zu  dem 
Ges  unteinkommen  entsprechend  herabgesetzt  wird. 

In  jedem  Falle  ist  jedoch,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen 
des  § 0 dieser  Steuerordnung,  ein  volles  Vierteil  des  Gesamt- 
einl  ommens  nach  Massgabe  des  § 49  Abs.  2 des  Kommuiialabgaben- 
gesi’tzes  der  hiesigen  Gemeinde-Einkommensteuer  unterworfen. 
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^ 8.  Auf  solche  in  § 1 unter  a und  b bezeichnete  Personen,  welche 
wegen  mehrfachen  Wohnsitzes  oder  den  Zeitraum  von  drei  Monaten 
übersteigenden  Aufenthalts  auch  in  anderen  preussischeu  Gemeinden  zu 
-Gemeinde-Einkommensteuern  verpllichtet  sind,  finden  die  Vorschriften 
des  50  des  Kommunalabgabengesetzes  mit  der  Massgabe  An- 
wendung, dass  auch  bei  ihnen  mindestens  ein  Vierteil  tles  Gesamt- 
einkommens mit  den  in  § 49  Abs.  2 dieses  Gesetzes  getroffenen 
Einschränkungen  für  die  Gemeinde  Halle  a.  Ö.  in  Anspruch  ge- 
nommen wird. 


8 9.  Ist  das  der  Staats-Einkommensteuer  unterliegende  Gesamt- 
Einkommen  eines  Steuerllichtigen  nach  seinen  Teilen  in  Halle  a.  S. 
und  anderen  preussischen  Gemeinden  steuerpllichtig,  und  übersteigt 
das  in  diesen  Gemeinden  steuerpflichtige  Einkommen  im  ganzen  den 
Hüclistbetrag  derjenigen  Steuerstufe,  in  welche  der  Steuerpfliclitige 
bei  der  Veranlagung  zur  Staats-Einkommensteuer  eingeschätzt  worden 
ist.  so  findet  eine  verhältnismässige  Herabsetzung  der  einzelnen 
Einkommensteile  nach  Vorschrift  der  §§51,  71  — 74  des  Kommunal- 
abnabengesetzes  statt.  Verschiedene  Quellen  von  Einkommen  des 
Steuerpflichtigen  (einer  physischen  oder  nicht  physischen  Person)  in 
einer  Gemeinde  sind  für  die  Besteuerung  in  dieser  Gemeinde  als  ein 
Ganzes  zu  behandeln. 

§ 10.  In  den  Fällen  der  §§  7 — 9 sind  l)ehufs  Ermittlung  des 
geineindeeinkommensteue’rpllichtigen  Einkommens  die  selbständigen 
Gutsbezirke  den  Gemeinden  gleichzuachten. 

§ 11.  Soweit  sich  die  Gemeinde-Einkommensteuer  der  Staat.s- 
steui-r  lediglich  anschliessl,  gelten  für  den  Zeitpunkt  des  Beginns 
der  Steuerpflicht  die  für  die  Staatseinkonunensteuer  bestehenden 
Voj'>chriften. 


Im  übrigen  beginnt  die  Steuerpflicht: 

1.  für  diejenigen  Personen,  welche  in  der  Stadtgemeiude 
Halle  a.  S.  ihren  Wohnsitz  haben  (§  la),  mit  dem  ersten  Tage  des 
nächsten  Monats,  nachdem  sie  zu  einem  steuerpflichtigen  jährlichen 
Einkommen  gelangt  sind, 

2.  für  solche  Personen,  welche  sich  in  Halle  a.  S.  nur  auf- 
halten (§  Ib),  mit  dem  ersten  Tage  des  nächsten  Monats  nach  Ab- 
lauf ihres  dreimonatlichen  hiesigen  Aufenthaltes,  jedoch  mit  der 
iMassgabe,  dass  die  Steuer  seit  dem  ersten  Tage  des  nach  erfolgter 


10() 


.ifenthaltsnahme  begonnenen  Monats  nach  xu  entrichten  ist.  falls 
i bteuerpllicht  inlolge  des  Ablaufs  der  Aufenthaltsfrist  oder  dei‘ 
iheren  Begründung  eines  Wohnsitzes  eingetreten  ist, 

d.  tür  alle  übrigen  (Temeinde-Einkoiuinensteuerpllichtiu'en 
aysische  wie  nichtphysische  Personen  [ij  Ic  — ej),  mit  dem  ersten 
ge  des  nächsten  Monats  nach  Eintritt  des  ihre  Steuerpflicht 
uründenden  Verhältnisses.  Hinsichtlich  der  neu  errichteten 
aieugesellschaften  und  amleren  gewerblichen  Unternehmimuen 
1 zu  4 und  ö des  Einkommensteuergesetz(js)  erfolgt  die  Ver- 
lagung  von  Beginn  des  Monats  ab,  der  auf  den  Zeitraum 
gt,  für  welchen  ein,  das  Vorhandensein  von  Eeherschüssen  er- 
bender, Abschluss  vorliegt  (Art.  27  zu -3  der  Ausführungsanweisuiu>‘ 
m 5.  August  1891  zum  Einkommensteuergesetz). 

§ 12.  Steuerpflichtige  (ij  1 a und  b),  welche  im  Laufe  des 
‘uerjahres  hier  anziehen,  sind  verpflichtet,  sich  binnen  14  Tauen 
m Magistrat  persönlich  oder  schriftlich  anzu  melden  uiul  uleich- 
tig  über  ihre  erfolgte  Veranlagung  zur  Staats-Einkommensteuer 
szuweisen,  insofern  sie  nicht  inzwischen  eine  Steuerbenachrichtio-uno- 

vT*  O 

m Magistrat  erhalten,  oder  ihrer  Meldepflicht  bei  (lein  (ienieiiide- 
rstand  gemäss  ^ 61  des  Einkommensteuerg£*setzes  bereits  ander- 
itig  genügt  haben.  Dieselbe  Verpflichtung  liegt  auch  den  in 
1 c und  d bezeichneten  juristischen  Personen,  Gesellschaften, 
rensen  bezw.  den  diesen  gleichgestellten  Personen  ob. 

Die  ünterlassung  der  Meldung  oder  Anzeige  zieht  eine  Geld- 
ate his  zu  20  Mk.  nach  sich,  unbescluulet  d(‘r  Verpflichtunu-,  die 
zogene  Steuer  für  die  Zeit,  in  welcher  der  Steuerpflichtiue  zur 
gebühr  freigeblieben  ist,  nachzuzahlen  (§§  82,  88—86  des  Kommunal- 
rabengesetzes ). 

§ 13.  Soweit  sich  die  Gemeinde-Einkommensteuer  der  Staats- 
aer  lediglich  anschliessl,  gelten  für  den  Zeitpunkt  des  Erlöschens 
Steuer[)tlicht  die  für  die  Staatseinkommensteuer  hestehemlen 
[■Schriften. 

Im  übrigen  erlischt  die  Steuer[dlicht: 

1.  durch  (len  Tod  des  Steuerpflichtigen  mit  dem  Ablaufe  de.s- 
igen  Monats,  in  welchem  der  Tod  erfolgt  ist; 

2.  durch  das  Aufgeben  des  Wohnsitzes,  Sitzes  oder  des 
tenthaltes  mit  dem  Ablaufe  desjenigen  Monats,  in  welchem  der 
dmsitz,  Sitz  oder  Aufenthalt  thatsächlich  aulgegeben  worden  ist, 
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sofern  nicht  eine  Steuerpfliclit  durch  Einkommen  aus  Grundbesitz 
oder  Gewerbebetrieb  in  Halle  a.  S.  noch  begründet  bleibt;  ist  bis  zu 
diesem  Zeitpunkte  der  Gemeindebehörde  von  der  Veränderung  keine 

Anzeige  erstattet  worden,  so  erlischt  die  Steuerpflicht  erst  mit  dem 
Ablauf  des  folgenden  Monats; 

3.  durch  die  Veräusserung  des  Grundvermögens  bezw.  die 
Einstellung  des  die  Steuerpflicht  bedingenden  13etriebes  von  Handel 
oder  Gewerb(\  einschliesslich  des  Bergbaues  (§  33  Xo.  2 und  § 35  des 
Kommunalabgabengesetzes),  mit  dem  Ablauf  des  Monats,  in  welchem 
<lie  Veräussei-ung  bezw.  die  Einstellung  des  Betriebes  erfolgt  ist.  — 


( 


Veranlagung. 

§ 14.  Die  Veranlagung  der  (Gemeinde-Einkommensteuer  erfoliit, 

soweit  die  letztere  sich  lediglich  der  Staatssteuer  anschliesst,  durcli 
den  Magistrat,  im  übrigen  durch  den  Steuerausselmss. 

Der  Steuerausschuss  besteht  aus  einem  vom  Magistratsdirigenteu 
bestimmten  Mitgliede  des  Magistrats  als  Vorsitzenden,  das  in 
Belünderungsfällen  von  einem  anderen  gleichfalls  vom  Magistrats- 
dirigenten bestimmten  Mitgliede  des  Magistrats  vertreten  wird,  und 
9 von  der  Stadtverordneten- Versammlung  unter  möglichster  Berück- 
sichtigung der  verschiedenen  Arten  des  Einkommens  auf  6 Jidire 
gewählten  Phnwolmern,  welche  das  25.  Lebensjahr  vollendet  haben 
und  sich  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befinden.  Bezüglich 
der  Geschäftsordnung  des  Steueraiisschusses  finden  die  Vorschriften 
§§  einschliesslich  54  des  h.-inkommensteuergesetzes  vom 

24.  Juni  1891  sinngemässe  Anwendung. 

§ 15.  Soweit  der  Steuerausschuss  nicht  auf  anderem  Wege 
zur  Kenntnis  der  für  die  Besteuerung  massgebenden  Besteuerungs- 
merkmale gelangt,  ist  er  ermächtigt,  von  dem  Steuerpflichtigen 
hierüber  binnen  einer  angemessenen  Frist  Auskunft  zu  erfordern. 
Die  Aufforderung  erfolgt  in  jedem  einzelnen  Falle  durch  eine  dem 
Steuer})flichtigen  zuzustellende  Zuschrift.  Die  Verpflichtung  zur 
Auskunftserteilung  erstreckt  sich  nur  auf  die  Beantwortung  der  bei 
der  Aufforderung  gestellten  Fragen  über  bestimmte  Thatsachen. 
Soweit  es  sich  um  Schätzungen  handelt,  ist  der  Steuerpflichtige 
eine  Erklärung  abzugeben  berechtigt  aber  nicht  verpflichtet.  Wird 
die  erteilte  Auskunft  beanstandet,  so  werden  dem  Steuerpflichtigen 
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der  \'^eranl:igunti'  die  Grründe  der  Beanstandung  mit  dein 
■imstcllcn  mitgeteilt,  liierüber  binnen  einer  angemessenen  Zeit 
weitere  Erklärung  abzugeben. 

Die  in  Vorstehendem  wegen  der  Steuerpfliehtigen  getroffenen 
immungen  finden  auf  Bevollmächtigte  und  gesetzliche  ^ ertreter 
Steuerpflichtigen  entsprechende  Anwcmdung. 

;;  16.  Wer  die  nach  $ lö  erforderte  Auskunft  zu  erteilen 
rlässt,  wird  mit  CTeldstrafe  bis  zur  Iliihe  von  30  Mk.,  in 
ässheit  des  § S2  des  Kommunalabgabengeselzes,  bestraft. 

17.  Diejenigen  physischen  Personen,  welche  der  Staats- 
ammensteuer  in  Halle  a.  S.  nicht  unterliegen,  oder  bei  denen 
ein  Teil  ihres  CTe>amteinkommens  der  Gemeinth?-Einkoinmensteuer 
rworfen  ist,  w'erden  von  dem  Steuerausschuss  nach  Massgabe 
Bestimmungen  der  §§  6—9  dieser  Steuerordnung  und  der 
ö,  3(i  Absatz  2,  47— ö2  des  Kommunalabgabengesetzes  nach 
für  die  Veranlagung  zur  Staatseinkonunensteuer  geltenden  Vor- 
iften  besonders  eingeschätzt. 

Der  Steuerausschuss  ist  in  solchen  Fällen,  unbeschadet  der 
immungen  des  9 dieser  Steuerordnung  an  die  der  Einschätzung 
rTesamteinkommens  zur  Staatseinkommensteuer  zu  Grunde  ge- 
‘U  Schätzunii^en  der  einzelnen  Bestandteil«*  desselben  nicht 
indem 


§ 18.  Die  Einschätzung  der  juristischen  Personen  und  Gesell- 
scluften  f§  1 d und  e|  erfolgt,  soweit  deren  Einkommen  nicht  auch 
der  Staatseinkommensteuer  unterliegt,  alljährlich  nach  den  für  die 
Stai  ts-Einkommensteuer  geltenden  Grundsätzen  und  Xormalsteuer- 
sätz  *n  unter  entsprechender  Beachtung  der  ^ orschriften  der  §§  .lö, 
36,  47 — 52  des  Kommuualabgabengesetzes.  B(*i  der  Besteuerung 
der  Aktieniresellschaften  u.  s.  w.  ist  das  ermittelte  Einkommen  ohne 
den  in  § 16  des  Einkommensteuergesetzes  gestatteten  Abzug  von 
3Y2P^’f*  Aktienkapitals  zu  Grunde  zu  legen. 

^ 19.  Die  Ermittelung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  der 
Pri\  at-Eisenbahn-Unternehmungen,  der  Staats-  und  für  Rechnung 
des  Staats  verwalteten  Eisenbahnen,  der  fiskalischen  Domänen  und 
For  teil  geschieht  in  Gemässheit  der  44 — 46  des  Kominunal- 
abgi  ibengesetzes. 

§ 20.  Sofern  ein  Gewerbe,  eine  Bergbau-  oder  Eisenbahn- 
unt(  rnehmimu'  sich  über  mehrere  preussische  Gemeinden  ausser 
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Halle  a.  S.  erstreckt,  kommen  die  Vorschriften  der  §§  47  und  48 
des  K«)inmunalabgabengesetzes  zur  Anwendung. 

Zum  Zw(‘cke  der  Verteilung  des  der  Gemeinde-Einkommen- 
steuer unterliegenden  Einkommens  aus  einer  solchen  gewerblichen 
Unternehmung  hat  der  Unternehmer  bezw.  Gesellschaftsvorstand 
spätestens  bis  zum  15.  Februar  jeden  Jahres  einen  Verteilung>plan, 
welcher  im  dreijährigen  Durchschnitt  bei  Versicherungs-,  Bank-  und 
Kreditgeschäften  die  erzielten  Brutto-Einnahmen,  in  allen  übrigen 
Fällen  die  erwachsenen  Ausgaben  an  Gehältern  und  Löhnen  und 
und  deren  Verteilung  auf  di(*  abgabeberechtigen  Gemeinden  enthalten 
muss,  dem  Steuerausschuss  mitzuteilen.  Demselben  sind  die  fle- 
schäftsberichte,  Jahresabschlüsse,  sowie  die  darauf  bezüglichen  l>e- 
schlüsse  der  Generalversammlungen  für  die  in  Betracht  kommenden 
Wirtschaftsjahre  beizufügen. 

Eine  öffentliche  Aufforderung,  der  vorgedachten  ^ erpflichtung 
zu  genügen,  wird  alljährlich  mindestens  4 ochen  vor  dem  in  Abs.  2 
für  die  Einreichung  des  Verteilungsplanes  vorgeschriebenen  Zeit- 
punktes seitens  des  Magistrats  erlassen.  Unternehmer  bezw.  (iesell- 
schaftsvorstände,  welche  dieser  Verpflichtung  nachziikommen  unter- 
lassen, unterliegen  einer  Ordnungsstrafe  bis  zur  Höhe  von  30  Mk. 
(§  82  dos  Kommunalabgabengeset/os). 

^ 21.  Die  Hohe  des  als  Genieinde-Eiiikoiimieiisteuer  zu  er- 
hebenden  Zuschlages  zur  Staats-Einkommensteuer  ist  für  jedes 
Rechnungsjahr  durch  Gemeindebeschhiss  festzustellen  und  durch 
den  Magistrat  in  ortsüblicher  Weise  zu  veröffentlichen. 

§ 22.  Das  Ergebnis  seiner  Veranlagung  wird  jedem  Steuer- 
pflichtigen durch  eine  besondere,  zugleich  eine  Belehrung  über  das 
Rechtsmittel  des  Einspruches  enthaltende,  verschlossene  Zuschrift 

bekannt  gemacht. 


/ 


Steuererhebung. 

ij  23.  Die  veranlagte  Steuer  wird  in  vierteljährlichen  Beträgen 
am  15ten  des  zweiten  Monats  eines  jeden  Vierteljahres  fällig. 

Es  steht  dem  Steuerpflichtigen  frei,  die  ihm  auferlegte  Steuer 
auf  mehrere  Vierteljahre  bis  zum  ganzen  Jahresbetrage  im  ^ oraiis 
zu  entrichten. 

Die  Steuer  ist  der  städtischen  Steuerkasse  einzuzahlen,  doch 
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bloil  t 6h  dem  Beschlüsse  der  städtischen  Behörden  Vorbehalten,  die 
Erh(  bung  derselben  durch  Steuererheber  einzuführen. 

Der  Magistrat  ist  ermächtigt,  die  Einkommensteuer-Rückstände 
von  r*ersonen,  welche  mit  einem  Einkommen  von  w eniger  als  900  Mk. 
zur  aemeinde-Einkommensteuer  veranlagt  sind  und  nach  dem  Gut- 
acht ‘11  der  zuständigen  Armen -Bezirks -Kommission  zu  arm  sind, 
um  die  Steuer  zahlen  zu  können,  ohne  vorangegangene  Zwangs- 
volU  treckuno;  niederzuschlao-en. 
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Rechtsmittel. 

2-1.  Die  auf  Grund  der  Einlegung  von  Reiditsmitteln  erfolgte 
hung  oder  Ermässignng  der  v'eranlagten  Staats-Einkommensteuer 
die  entsprechende  Abänderung  des  Gemeindezuschlages  nach 
Es  bedarf  keines  besonderen  Antrages,  wcmn  die  v^eranlagte 
s-Einkommensteuer  für  die  Berechnung  der  liiesigcn  Gemcinde- 
ommensteuer  die  Grundlage  bildet. 

In  allen  übrigen  J ällen  steht  dem  Abgabepflichtigen  gegen 

\ eranlagimg  zur  Gemeinde  - Einkommensteuer  der  Einspruch 

“u  einer  rist  von  -1  M ochen  nach  Empfang  der  Veranlagungs- 

dirichtigung  zu.  Der  Einspruch  ist  bei  dem  Magistrat  schriftlich 

zu  I rotokoll  anzubringen.  Gegen  den  vom  Magistrate  über 

Einspruch  erlassenen  Beschluss  steht  dem  Pflichtigen  binnen 

mit  dem  ersten  läge  nach  erfolgter  Zustellung  beginnenden 

von  zwei  ochen  die  Klage  im  Vcrwaltungsstreitverfahren  offen. 

Ist  ausser  Halle  a.  S.  noch  eine  zweite  oder  weitere  Gemeinde 

bei  echti^t,  so  kann  der  Steuerpflichtige  statt  des  Einspruchs 

Antrag  auf  A erteilung  des  gemcindesteuerpflichtigen  Ein- 

lens  unter  die  beteiligten  Gemeinden  zum  Zweck  der  Besteueruno- 
— ^ 
§ 71  des  Konimiinalabg’abeDgesetzes  stellen. 

Die  Zahlung  der  veranlagten  Steuer  wird  durch  Einlc^nmo- 

Rechtsmitteln  nicht  aufgehalten. 


Ve-änderung  der  veranlagten  Steuer  im  Laufe  des  Steuerjahres. 

S 2i).  Hat  eine  A’^eränderiing  der  veranlagten  Staatseinkommen- 
steiur  infolge  Vermehrung  oder  A'erminderung  des  Einkommens 
innei  Halb  des  Steuerjahres  (§§  57  und  58  des  Einkommensteuer- 
gesetces)  stattgefunden,  so  erfährt  auch  die  Gemeinde-Einkommen- 
steuer eine  entsprecliende  Veränderung. 
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Veränderungen  der  Staats  - Einkommensteuer  auf  Grund  der 
vj§  57,  58  a.  a.  ().  haben  auf  die  Gemeinde-Einkommensteuer,  soweit 
die  Veranlagung  zu  derselben  sich  an  die  Staatssteuer  lediglich 
anschliesst,  unmittelbare  Wirkung.  Im  übrigen  unterliegt  die  Ver- 
änderung der  Steuer  dem  Beschlüsse  des  Steuerausschusses,  gegen 
den  die  im  § 24  bczeichneten  Rechtsmittel  eingelegt  werden  können. — 

ln  dem  letzten  Jahre  der  alten  Veranlagungsart,  1891  92, 
betrug  die  Zahl  der  Censiten  29  219,  im  Jahre  1892  9H,  wo  die 
Veranlagung  ganz  derjenigen  zur  Staats-Einkommensteuer  entsprach, 
15  540,  im  folgenden  Jahre,  wo  auch  die  Einkommen  von 
O(i0-  900  Mk.  der  Steuer  unterworfen  waren,  24  lf>0  und  im  letzten 
Jahre  dieser  Periode  30  885. 

Gegenüber  dem  Schlussjahre  der  zweiten  Steuerj)criode  hat 
■die  Zahl  der  Censiten  1899/1900  nur  um  1600  Personen,  d.  i.  um 
5,70  pCt.  zugenommen,  gegenüber  dem  Jahre  1893  94  um  6095 
bezw.  27,67  j)Ct. 

Das  Jahr  1892  93  nimmt  eine  Ausnahmestellung  ein.  Durch 
die  Veranlagung  auch  der  Einkommen  von  600 — 900  Mk.  wurden 
im  Jahre  1893/94:  8909  Censiten,  d.  s.  30,14  pCt.  aller  Censiten 
mehr  zur  Steuer  herangezogen  als  im  Jahre  1892/93.  Die  starke 
Abnahme  der  Censiten  seit  der  neuen  Veranlagungsart  erklärt  sich 
daraus,  dass  auch  die  zu  einem  niedrigeren  blinkommen  als  900  Mk. 
veranlagten  Censiten  niitgerechnet  wurden,  obwohl  sie  steuerfrei 
waren.  Im  Jahre  1891  92  betrug  die  Zahl  dieser  Censiten  15  644. 
(las  waren  53,5  pCt.  der  sämtlichen  veranlagten  Censiten.  Zur 
allgemeinen  Einkommensteuer  wurden  diese  Censiten  gar  nicht 
mehr  veranlagt. 

Das  Steuer -Soll  betrug  im  Schlussjahre  der  zweiten  Periode, 
1891  92,nur  861747  Mk.  brutto,  1892/93:  1149400  Mk.,  im  folgenden 
Jahre,  wo  auch  die  Einkommen  von  060  bis  900  Mk.  der  Steuer 
unterlagen,  1178674  Mk.  und  im  Jalire  1899  1900:  1519832,40  Mk. 
Gegenüber  dem  Schlussjahre  der  zweiten  Sleuerperiode  hat  sich  da> 
Soll  im  Jahre  1899/1900  um  058085,40  Mk.  brutto  vermehrt,  das 
sind  70,37  i>Ct.,  gegenüber  dem  Jahre  1893/94  um  341  158,40  Mk. 
oder  29,08  j)Ct.  Durch  die  Veranlagung  der  Censiten  mit  einem 
Einkommen  von  600— 900  Mk.  vermehrte  sich  das  Steuer-Soll  im 
Jahie  1893,94  gegenüber  dem  Vorjahre  um  35  636  Mk.  oder  3,10  pCt. 
di‘S  gesamten  Steuer-Solls.  — 
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Während  die  Zahl  der  veranlagten  Censiten  in  unserer  dritten 
erperiode  gegenüber  derjenigen  der  zweiten  infolge  der  ver- 
rten  Kechnnngsweise  zurücUgegangen  ist,  zeigt  das  veranlagte 
er-Soll  eine  recht  beträchtliclie  Zunahme,  die  von  Jahr  zu  Jalu- 


Das  Gesaintsteuer-Soll  der  Censiten  mit  mehr  als  3000  Mk., 
•it  es  sich  um  j)hvsische  Personen  handelt,  betrug 
1S92;93:  S2Ö  582  Mk.,  1899/00:  1 055  252  Mk. 

Das  Gesamtsteuer-Soll  der  }>hvsischen  l’ersouen  mit  mehr  als 
—3000  i\Jk.  Einkommen  belief  sich  im  Jahn 
1892,93  auf  190408  Mk.,  1899/00  auf  287  91SMk.  und 
Gesamtsteuer-Soll  der  physischen  Personen  mit  einem  Ein- 
,nen  von  mehr  als  660  bis  900  Mk.  betrug 

1892  93:  — Mk.,  1899/00:  36  i66,40  Mk. 

Die  zur  Steuer  veranlagten  nichtphysischen  Personen  setzten 
folgendermassen  zusammen : 

1892/93  1899/00 

ktiengesellschaften  und  Kom- 

luanditgesellschafteQ  auf  Aktien  15  15 

lit  einem  Steuer-Soll  von  129120  Mk.  115240  Mk. 


I 2 ktiengesellschaften  und  Kom- 
luanditgesellschafteQ  auf  Aktien 
mit  einem  Steuer-Soll  von 


15 

129120  Mk. 


1666  Mk. 


3260  Mk. 


10960  Mk. 


436  Mk. 
21  Censiten 
129  896  Mk. 


ergwerkschaften  4 2 

it  einem  Steuer-Soll  von  2624  Mk.  3260  Mk. 

onsumvereine  mit  offenem  Laden  2 2 

it  einem  Steuer-Soll  von  1666  Mk.  10960  Mk. 

ingetrageue  Genossenschaften  mit 

beschränkter  Plaftpflicht  — 2 

it  einem  Steuer-Soll  von  — 436  Mk. 

Sa.:  21  Censiten  21  Censiten 

mit  133410  Mk.  129  896  Mk. 

Das  Steuer-Soll  der  nichtphysischen  Personen  hat  sich  im 
i 1899/00  gegenüber  dem  Anfangsjahre  unserer  Periode  um 
- Mk.  oder  2,63  pCt.  vermindert,  während  die  Zahl  der  Censiten, 
i auch  in  anderer  Verteilung,  die  gleiche  geblieben  ist. 
Forensen  und  juristische  Personen  waren  im  Jahre  1892,93 
1899; 00  444  veranlagt.  Das  bedeutet  eine  Zunahme  um 

1 pCt.;  gegenüber  1891-92,  dem  letzten  Jahre  der  zweiten 
u'periode,  wo  182  Forensen  und  juristische  Personen  veranlagt 
n,  beträgt  die  Zunahme  1899,  00  143,09  }>Ct. 
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Was  die  gesetzmässig  zulässigen  Steuererinässigungen  bezw. 
-bcfreiungen  anbfürilft,  so  waren  im  Jahre  1892  93  auf  Grund  des 
i;  ] 8,  des  sogenannten  Kinderparagraphen  des  Einkoininensteuer- 
gesetzes,  1156,  1899/00;  2185  Censiten,  auf  Grund  des  § 19,  d.  h. 
wegen  die  Leistungsfähigkeit  beschränkender,  wirtschaftlicher  \’er- 
liältnisse  im  erstgenannten  .Jahre  7,  im  letzten  der  Periode  35  frei- 
gestellt.  Die  Anwendung  des  § 18  auf  die  mit  einem  Jahres- 
einkommen von  mehr  als  900  bis  3000  Mk.  veranlagten  Personen 
eruab  bei  3367  Steuerpflichtigen  im  Jahre  1892  93  einen  Ausfall 
von  17014  Mk.  oder  9 pCt.  des  Veranlagungssolls,  im  -Jahre  1899/OU 
bei  4816  Steuerpllichtigen  einen  Ausfall  von  25  272  Mk.  oder  9,7  pCt. 
des  Veranlagungssolls.  Das  Minus  infolge  Anwendung  des  19  des 
Gesetzes  bei  den  mit  mehr  als  900  bis  incl.  9500  Mk.  .Jahrt's- 
einkonimen  veranlagten  Personen  betrug  im  Jahre  1892/93  3635  Mk. 
oder  0,9  pCt.  des  Veranlagungssolls ; für  das  Jahr  1899  (10  fehlen 
niir  die  Angaben. 


Die  Arten  des  Einkommens,  welches  bei  der  \’eranlagung  der 
mit  mehr  als  3000  Mk.  veranlagten  physischen  Personen  zu  Grunde 
gelegt  ist,  setzen  sich  folgendermassen  zusammen. 


• *4-.  ^ 

Verhältnis  zum 
Gesanit-Einkoinmen 

1892  93 

1839  00 

1832,93 

1 899  ( lO 

Aus  Kapitalvermögen 

10134  727  Mk. 

11249  921  Mk. 

32,61  pCt. 

28,41  pCt 

„ Gebäuden 

3842  313  „ 

4 34.)  .5 1 1 ,, 

12,23  „ 

10,98  „ 

„ Liegenschaften 

•535  327  ,, 

S5  300  „ 

IJl  „ 

0,22  „ 

, Pachtungen 

21513  „ 

4S8  7S!)  „ 

0,07  „ 

1,23  „ 

„ Handel  u.  Gewerbe 
5,  gewinnbringender 

10  024  400  „ 

13370  115  „ 

33,39  „ 

35,30  „ 

Beschäftigung 

0042  987  „ 

9447.543  „ 

19,33  „ 

23,.s6  „ 

3 1 2tJI  'J33  Mk.  3'J  .533  911  Mk. 


ln  Abzug  sind  gebracht  Schuldzinsen,  Renten,  dauernde  Lasten, 
Lebensversicherungsprämien,  Beiträge  zur  Kranken- etc.  Versicherung 
im  Gesamt-Betrage  von 


1892/93:  3431792  Mk. 


1899  00;  42171  396  Mk.. 


sodass  als  Netto-Einkommen  verbleiben 

4892  93:  27830141  Mk.,  1899,00:  35322515  Mk. 


Das  Gesamt-Brutto-Einkommen  der  mit  mehr  als  3000  Mk.  ver- 
anlagten [)hysischen  Personen  hat  im  Jahre  1899/00  gegenüber  dem 
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ZU!  enoiunien.  Davon  entfallen 

Ka[)italvermög’eii 

Gebäuden 

Liegenschaften 

Pachtungen 


11  97ri  Mk.  oder  :2().b''>  pl't. 
Kinkoinmeii  aus 
3.P.8  pCt. 

1 d • 1 

1.44  .. 

1,4!' 


Arfangsjahre  unserer  Steuerperiode  um 

auf  die 


Handel  und  Gewerbe  10, 72 

Gewinnbring.  Heschäftigungen  10, S9 

Das  Gesamt-Xetto-Einkoimnen  der  mit  mehr  als  3000  Mk.  vor- 
an agten  })hysischen  Personen  ist  innerhalb  unserer  Periode  um 
74.12  374  Mk.  oder  20,92  pCt.  gewachsen.  Auf  jede  dieser  Personen 
ka  nen  im  Durchschnitt  an  Netto-Kinkonnnen 


1S92/93:  9925,10  Mk. 

1899,00:  9502,90  .. 

Lias  steuerpflichtige  Einkommen  dei‘  nichtphysischen  Personen 


setzte  sich,  wie  fol 

gt,  zusammen: 

lS!(2/fD 

Auf  1 Censiten  00 

Auf  1 Censiten 

a)^  .ktiei)f):esellschat'ten 

entfallen 

entfallen 

i Kommanditcreselb 

s 'haften  auf  Aktien 

32Shl42Mk. 

21927üj;9Mk.  2932  713  Mk 

Kir)r>14,20Mk. 

b)  I ergwerkschaften 

(<<43  .4 

19443,27)  „ 92.411  ,, 

4(i2.44..4o  „ 

cil  onsumvereine  mit 

t Pfenem  Laden 

oO  4 1 < ,, 

24238,40  „ 2S1245  „ 

140027,40  „ 

d ) 1 iingetr.  Genossen- 

s ‘haft  m.  1),  H. 

— 

— 14184  „ 

7 492,—  ,. 

Sa. : 

3417:992  Mk. 

3321  ()()3  Mk. 

Das  steuer|)flichtige  Einkommen  der  nichtphysischen  Personen 
zeigt  im  letzten  Jahre  der  dritten  Periode  gegenüber  dem  Anfangs- 
jal  re  1892  93  einen  Rückgang  um  95  729  Mk.  oder  2,80  pCt.  — 

Das  Gesamtergebnis  der  Veranlagung  veranschaulicht  unsere 
Ta  Delle  IX.  Da  im  Jahre  1892/93  die  Einkommen  unter  900  Mk. 
de  ‘ Steuer  nicht  unterworfen  waren,  eignen  sich  die  Veranlagungs- 
re;  ultate  dieses  Jahres  schlecht  zur  Vergleichung.  Aus  dem  Grunde 
ha  je  ich  in  der  Tabelle  auch  die  Veranlagungsergebnisse  tles  Jahres 
1893/94  berücksichtigt  und  werde  ich  dieselben  allein  zum  Ver- 
gläche  mit  den  Resultaten  des  Jahres  1899/00  heranziehen. 

Wie  in  der  vorigen  Steuerperiode,  verschiebt  sich  auch  in  dieser 
da  i Prozentverhältnis  der  Censiten  zu  Gunsten  derjenigen  mit  einem 
mittleren  und  besseren  Einkommen.  Im  Jahre  1899'00  wurden 

t 

5.:  8 pCt.  aller  Censiten  weniger  als  im  Jahre  1893  94  von  den 
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physischen  Personen  mit  einem  geringeren  Einkommen  als  9oOMk. 
gestellt.  Dagegen  entfällt  auf  die  physischen  Personen  mit  mittlerem 
Einkommen  von  900  bis  3000  Mk.  gegenüber  dem  Jahre  1893  !4 
ein  Plus  von  4,69  pCt.  und  auf  diejenigen  mit  besserem  Einkommen 
ein  Zuwachs  um  0,(52  pCt.;  während  derselben  Zeit  hat  der  Prozentsatz 
zu  LTigunsten  der  nichtphysischen  Personen  um  0,02  abgenommen. 

Die  Steuerbeti’äge  zeigen  indessen  eine  anders  geartete  Ent- 
wicklung. Hier  wurden  durch  die  Einkommen  unter  9(M(  Mk.  im 
Jahre  1899  (U):  ((,06  pCt.  mehr  als  1893,94  aufgebracht;  ebenso 
zeigen  die  mittleren  Einkommen  ein  Plus  von  2,((1  und  die  bes.seren 
ein  solches  von  0,05  pCt.:  dagegen  hal)eu  die  SteueiJ»eträge  der 
nichtphysischen  Personen  nach  der  Veranlagung  ein  Minus  von 
2,12  pCt.  aufzuweisen. 

Absolut  haben  sowohl  tlie  Censiten,  als  auch  die  8teuerbeträge 
aller  Steuerklassen  eine  Zunahme  aufzuweisen,  mit  Ausnahme  dei' 
Censitenzahl  der  nichtphysischen  Pensonen,  welche  konstant  ge- 
blieben ist. 

Es  beträgt  der  Zuwachs  in  der  Periode  1893  00.  wie  schon 

* t 

anuvgeben.  6tll)5  an  Censiten  und  84115S,4U  Mk.  an  Steuer-Soll. — 

k eber  die  wirkliclien  Pn’träG'nisse  der  konununalen  Eiukoninn^n- 
Steuer  giebt  Tabelle  X Aufschluss. 

Sie  zeigt  ausserdem,  in  welchem  Verhältnis  die  Einkommen- 
steuer zu  den  gesamten  Kommunalsteuern  steht  und  giebt  an,  wieviel 
an  Einkommensteuern  auf  den  Kopf  der  Beviülkerung,  bezw.  der 
einzelnen  Censiten  entfallen. 

Durch  die  neue  A^eranlagungsart  hat  sich  das  Plrträgnis  der 
kommunalen  Einkommensteuer  ganz  bedeutend  gesteigert.  Im 
Jahre  l892/9.'5  betrug  das  Plus  gegenüber  dem  Vorjahre,  in  welchem 
noch  die  alte  Veranlagungsweise  in  Geltung  war,  258118  IMk.  und 
im  folgenden  Jahre,  wo  auch  die  Einkommen  von  660—900  Mk.  zur 
Steuer  herangezogen  wurden,  sogar  277  607  Mk.,  das  sind  36,34  pCt. 
A om  Jahre  1896/97  an  wurde  der  Zuschlag  zu  den  staatlich 
veranlagten  Beträgen  von  100  auf  120  pCt.  und  im  Jahre  1897  98 
der  Steuersatz  für  die  zu  einem  Einkommen  von  unter  900  Mk. 
veranlagten  Personen  von  4 auf  4,80  Mk,  erhöht.  Die  Wirkungen 
dieser  Massregeln  äussern  sich  in  unseren  Zahlen.  Es  gingen 
nämlich  im  Jahre  1896/97:  305116  Mk.  oder  28,05  pCt.  mehr  ein 
als  im  Vorjahre,  während  der  Mehrertrag  von  1897/98  gegenüber 
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(I  ni  Jalm>  1806/97:  60382  Mk.  oder  4,33  pC't.  betrug.  Aueii  die 
Ij  elastiing  proKopf  der  Bevölkerung  stieg  in  diesen  Jaliren  entsprechend. 

Die  Gesaratzunahme  des  Einkoniniensteuer-Erträgnisses  in  der 
d itten  Periode  beläuft  sich  auf  671  690  Mk.,  das  sind  05,73  pCt. 

Das  hohe  Prozentverhältnis  der  Einkonunensteuer  zu  den 
g«  samten  Kommunalsteuern  erklärt  sich  im  allgemeinen  aus  den 
hohen  Erträgen,  welche  diese  Steuer  infolge  der  Ncuveranlagung 
bl  achte.  Im  einzelnen  fällt  der  Unterschied  zwischen  den  Jahren 
l'<92  93  und  1893/94  auf.  Die  Erklärung  für  denselben  beruht 
ai  f den  Mindererträgiiissen  einiger  Steuerarten  im  Jahre  1892  93, 
w e z.  B.  der  Grund-  und  Mietssteucr,  der  Hundesteuer  und 
bl  sonders  der  ßiersteuer.  Im  übrigen  zeigt  die  Entwicklung  einen 


normalen  Verlauf. 

Was  die  Censiten  anbetrifft,  so  ist  ihre  exceptionell  geringe 
Zahl  im  Jahre  1892  93,  wie  schon  mehrfach  erwähnt,  durch  die 
F 'eilassung  der  Einkommen  bis  zu  900  Mk.  zu  erklären,  die  im 
Verhältnis  zu  den  nächstfolgenden  Jahren  hohe  Zahl  des  Jahres 
l.'>93/94  durch  die  bei  der  Neuveranlagung  zu  hoch  eingeschätzte 
Z;  hl  von  Pei'sonen,  welche  im  Laufe  des  Jahres  wieder  von  der 
Sieuer  befreit  worden  sind.  Die  Zahl  der  einkommensteuerpflichtigeu 
B Tsonen  ist  dann  aber  in  der  Folgezeit  rasch  gestiegen,  im 
Verhältnis  stärker  als  die  Bevölkerung.  Im  Jahre  1899/1900  waren 
71  82  Personen,  d.  s.  34,85  pCt.  mehr  Censiten  zur  Einkommen- 
st  Hier  veranlagt  als  im  Jahre  1891/95.  Im  grossen  und  ganzen  ist 
al  er  die  Zahl  der  Censiten  im  Verhältnis  zu  der  Gesamtbevölkeruiur 
ei  le  geringe,  was  elic  Thatsache,  dass  Halle  eine  überwiegend  ariiK* 
B 'VÖlkerung  hat,  nur  bestätigt. 

Der  Betrag  an  Einkommensteuern  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
sowohl,  wie  der  Censiten,  hat  sich  gegen  Ende  dieser  Steuerperiode 
in  Vergleich  zu  dem  der  vorigen  um  ungefähr  das  Doppelte  ver- 
vu’mehrt.  Innerhalb  der  Periode  1893/1900  ist  der  Betrag  pro 
K >pf  der  Censiten  um  11,78,  pro  Kopf  der  Bevölkerung  um 
3,  >0  pCt.  gestiegen. 


I 
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N achdem  ^\•ir  die  Entwicklung  des  kommunalen  Abgabenwe>ens 
in  Halle  seit  dem  Anfang  der  fünfziger  Jahre  des  XIX.  Jahr- 
hunderts bis  zum  Schlüsse  desselben  im  einzelnen  genau  verfolüt 
haben,  liegt  es  uns  nun  noch  ob,  die  für  die  einzelnen  Steuerperioden 
gewonnenen  Resultate  kurz  zusammenzufassen  und  einander  znni 
Vergleiche  gegenüberzustellen.  Diesem  Zwecke  soll  unsere  Tabelle  XI 
dienen.  Sie  zeigt  in  ihrer  ersten  Abteilung  das  Gesamterträgnis 
an  Gemeindesteuern  und  den  Anteil  der  Verbrauchssteuern  an 
denselben,  sowie  das  Verhältnis  dieser  Steuerbeträge  zur  Einwohner- 
zahl für  je  drei  Jahre  jeder  Steuerpei’iode.  In  Abteilung  2 und  3 
findet  sieh  eine  Spezialisierung  der  Gesamterträgnisse  au  Gemeinde- 
steuern nach  den  einzelnen  Steuerarten,  und  Abteilung  4 zeigt  das 
Prozentverhältnis  der  Hauptsteuergruppen  zu  dem  Gesamtsteuer- 
Erträgnis. 

In  der  ersten  Steuerperiode  sj)ielen  neben  der  Einkommen- 
steuer, welche  in  allen  drei  Perioden  das  grösste  Erträgnis  von 
allen  Steuerarten  aufweist,  die  Verbrauchssteuern  eine  grosse  Rolle. 
Die  städtischen  Einnahmen  aus  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
vermehrten  sich  innerlialb  der  ersten  Steuerperiode  um  116  252  Mk. 
oder  94,1>5  ]>Ct.  und  die  Belastung  pro  Kopf  um  1,2  pCt.  Wenn 
trotzdem  das  Prozent  Verhältnis  der  Verbrauchssteuern  zu  den 
gesamten  Gemeindesteuei'n  innerhalb  dieser  Zeit  eine  starke  Ab- 
nahme zeigt,  so  finden  wir  den  Grund  dafür  einmal  in  der  l86s 
erfolgten  Einführung  (“iner  Gebäudesteuer,  durch  welche  in  diesem 
Jahre  fast  12  pCt  der  gesamten  Gemeindesteuern  aufgebracht 
wurden  und  ferner  in  dem  starken  Zuwachse  des  Einkommensteuer- 
Erträgnisses  gegenüber  dem  ersten  Jahre  dieser  Steuerperiode, 
welcher  1868  schon  63,57  und  1874  sogar  202,54  pCt,  betrug. 
Die  einzige  Aufwandsteuer  dieser  Periode,  die  Hundesteuer,  und 
noch  mehr  das  Bürgerrechtsgeld,  sind  ihren  Erträgnissen  nach  von 
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<;a  iz  untergeordneter  Bedeutung.  Nur  iin  Jalm  1857  wurden  durch 
da  > Einzugs-,  das  Hausstandsgeld  und  die  Hausstandsergänzungs- 
st(  uer,  drei  Abgaben,  welche  nur  wenige  Jahre  bestanden  haben 
un  1 an  deren  Stelle  dann  später  wieder  das  Bürgerrechtsgeld 
ge  reten  ist,  10804  Mk.  oder  rund  4 pCt.  aller  Koniniunalsteuern 
au  gebracht. 

Die  zweite  Steuerperiode  weist  im  Vergleiche  zur  ersten  ganz 
be  leutende  Veränderungen  im  Steuerwesen  auf.  Während  die  seit 
18  ST  erhobene  Wanderlagersteuer  ganz  ohne  Bedeutung  bleibt, 
stngert  die  neue  Grundsteuer,  welcher  die  städtische  Gebäudesteuer 
ha  weichen  müssen,  den  Prozentsatz  der  Ertragssteuern.  Gegenüber 
de  11  letzten  Jahre  der  Steuei’periode  I zeigen  nämlich  die  Einnahmen 
au;  Ertragssteuern  im  Jahre  1801  92  einen  Zuwachs  von  1S2  pCt. 
uni  im  Verhältnis  zu  den  Gesamteinnahmen  einen  solchen  von 
o,!'0  pCt.  Weit  beeleutender  aber  ist  derselbe  bei  den  Aufwand- 
stt  uern  der  zweiten  Periode.  Der  Ertrag  der  Hundesteuer  hat  sich 
an  Schlüsse  derselben  gegenüber  dem  Jahre  1874  fast  verdojijielt, 
vo:  allem  aber  warf  die  1875  eingeführte  Mietssteuer  ein  s<> 
be  leutendes  Erträgnis  ab,  dass  im  letzten  Jahre  der  Steuerperiode  II 
durch  die  Aufwandsteuern  fast  30  pCt.  aller  Einnahmen  aus 
Kl  mununalsteuern  gedeckt  worden  sind,  während  im  Jahre  1874  nur 
1 })Ct.  derselben  durch  die  Aufwandsteueru  aufgebracht  wurde, 
bnien  sehr  beträchtlichen  Rückgang  zeigen  dagegen  die  Einnahmen 
aus  Verbrauchssteuern.  Durch  die  ßiersteucr  wurden  1891/92: 
01, 35  pCt.  weniger  aufgebracht,  als  durch  die  Mahl-  und  Schlacht- 
st<  uer  des  Jahres  1874,  und  ebenso  kamen  1891/92  durch  die 
V ‘ibrauchssteuern  26,18  pCt.  weniger  von  den  gesamten  Kommunal- 
st« uern  ein,  als  im  Jahre  1874.  Während  das  Erträgnis  der 
Ei  ikommensteuer  infolge  der  veränderten  Veranlagung  im  ersten 
Ja  ire  der  Steuerperiode  II  gegenüber  1874  einen  beträchtlichen 
Ri  ckgang  aufweist,  hebt  sich  dasselbe  jedoch  bald,  und  zeigt 
das  Jahr  1891/92  gegenüber  dem  Schlussjahre  der  ersten  Periode 
eil  Plus  von  353  855  Mk.  oder  86,32  pCt.  Im  Verhältnis  zu  den 
Gl  samteinnahnien  ausKonnnunalsteuern  zeigt  dagegen  die  Einkommen- 
st(  uer  1891/92  gegenüber  1874  ein  Minus  von  6,60  pCt.,  was  in 
de  n starken  Anwachsen  der  Ertrags-  und  Aufwandsteuern  seine 
Eiklärung  findet.  Durch  das  Bürgerrechtsgeld  wurden  1891/92: 
0,  8 ])Ct.  mehr  an  Gemeindesteuern  aufgebracht  als  im  Jahre  1874. 
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1.892/93,  das  Anfangsjahr  der  dritten  Steuerperiode,  zeigt  im 
grossen  und  ganzen  noch  eine  Aehnlichkeit  mit  dem  Vorjahre. 
Zwar  weist  die  Mietssteuer  gegenüber  1891/92  ein  Minus  von 
10,98  pCt.  auf,  wodurch  das  Prozentverhältnis  der  Gemeindesteuern 
zu  Ungunsten  der  Aufwandsteuern  verschoben  wird;  auch  die 
Ertrags-,  die  Verbrauchs-  und  die  „sonstigen“  Steuern  zeigen  im 
Vexiiältnis  zu  den  Gesamteinnahmen  aus  Kommuual-Abgaben  einen 
kleinen  Rückgang  gegenüber  dem  letzten  Jahre  der  Steuerperiode  II, 
aber  im  allgemeinen  weisen  die  absoluten  Zahlen  der  Erträgnisse 
dieser  Steuern  darauf  hin,  dass  keine  grundsätzlichen  Veränderungen 
in  der  Veranlagungsweise  etc.  gegenüber  dem  Vorjahre  stattgefunden 
haben.  Ein  ganz  bedeutendes  Plus  dagegen  zeigt  die  Einkommen- 


steuer, welche  seit  diesem  Jahre  in  Gestalt  von  Zuschlägen  zur 
staatlichen  allgemeinen  Einkommensteuer  erhoben  wird;  der  Unter- 
schied gegen  das  Vorjahr  beträgt  258  118  Mk.  oder  33,79  pCt. 
Dementsprechend  und  infolge  des  Rückganges  des  Mietssteuer- 
Krträgnisses  zeigt  das  Prozentverhältnis  dieser  Steuer  zu  dem 
Gesamtsteuerertrage  gegenüber  dem  Jahre  1891/92  ein  starkes  Plus, 
nämlich  von  9,99  pCt.  — Infolge  des  Inkrafttretens  des  Kommunal- 
abixabenwesetzes  vom  14.  Juli  1893  und  des  Gesetzes  über  die 
Aufhebung  der  direkten  Staatssteuern  von  demselben  Tage  traten 
ganz  wesentliche  Umwälzungen  in  der  letzten  Hälfte  unserer  Steuer- 
p(‘riode  III  ein.  Durch  die  neue  Veranlaguugsart  der  Grundsteuer 
und  die  Einführung  einer  Gewerbe-  xmd  Betriebssteuer  vermehrte 
sich  die  Einnahme  aus  Ertragssteuern  1895/96  gegenüber  dem 
Jahre  1892/93  um  403  599  Mk.  oder  154,06  pCt.,  während  das 
Verhältnis  der  Ertragssteuern  zu  den  Gesamtsteuern  einen  Zuwachs 
von  19,28  pCt.  erfuhr.  Die  Aufwandsteuern  dagegen  zeigen  infolge 
der  Aufhebung  der  städtischen  Mietssteuer  ein  sehr  starkes  Minus, 
welches  die  neu  eingeführten  Lustbarkeitssteuern  und  die  Baupolizei- 
gebühren, sowie  das  infolge  des  neuen  Hundesteuer-Regulativs  um 
das  Doppelte  gestiegene  Erträgnis  der  Hundesteuer  wohl  zu  mildern, 
aber  nicht  auszugleichen  vermochten.  Den  373  201  Mk.  an  Aufwand- 
steuern des  Jahres  1892/93  stehen  1895/96  nur  8(i670  Mk.  gegen- 
über; das  bedeutet  einen  Ausfall  von  76,78  pCt.  Während  1892/93 
durch  die  Aufwandsteuern  21,33  pCt.  aller  Kommunalabgabeu 
gedeckt  wurden,  waren  es  1895/96  nur  4,45,  also  16,88  pCt.  weniger. 
— Auch  das  Prozentverhältnis  der  Verbrauchssteuern  zu  dem 
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u:es  unten  Steuererträo-uisse  zeijrt  trotz  der  absoluten  Zunahme  der 
JlieL’steuer  im  Jahre  1805  96  gegenüber  dem  Jahre  1892,93  einen 
kle  neu  Rückgang  infolge  des  starken  Anwachsens  der  Ertragssteuern. 
An  , demselben  Grunde  zeigt  auch  das  Verhältnis  der  Einkommen- 
Steuer  zu  den  gesamten  Kommunalsteuern  einen  Rückgang  von 
2,4  l pCt.  Im  letzten  Jahre  der  dritten  Steuerperiode  weisen  alle 
Ste  lerarten  mit  Ausnahme  der  Einkommensteuer  im  Verhältnis  zu 
der  i Gesamtsteuer  - Erträgnisse  ein  Minus  gegenüber  dem  Jahre 
1815  96  auf,  und  zwar  die  Ertragssteuern  ein  solches  von  1,14, 
die  Aufwandsteuern  von  0,87  und  die  Verbrauchssteuern  von  1,03  pCt., 
wäl  rend  das  Verhältnis  der  Einkommensteuer  zu  dem  Gesamtsteuer- 
En  ebnis  um  3,43  pCt.  zugenommen  hat.  Absolut  aber  zeigen  in 
die  .ein  Jahre  alle  Steuern  mit  Ausnahme  der  Baupolizeigebühren 
eino  Zunahme.  Gegenüber  dem  Schlussjahre  der  zweiten  Steuer- 
per  ode  haben  die  Ertragssteuern  um  282,24,  die  Einkommensteuer 
um  121,73,  die  Verbrauchssteuern  um  21,58  pCl.  zu-,  die  Aufwand- 
steuern um  77,94  pCt.  abgenommen. 

Das  Erträgnis  der  gesamten  Gemeindesteuern  im  Jahre 
181  0 1900  hat  gegenüber  dem  Erträgnisse 

des  Jahres  1892/93  um  62,96  p('t., 

„ „ 1891/92  „ 80,75  „ 

„ „ 1874  „ 282,68 

„ „ 1857  „ 952,41  „ zugenommen. 

Es  dürfte  nun  auch  von  Wert  und  Interesse  sein,  zu  sehen, 
in  velchem  Verhältnis  die  Einnahmen  aus  Kommunalsteuern  zu  den 
Ge:  amteinnahmender  städtischen  Verwaltung  stehen,  d.h.ein  wie  grosser 
Teil  des  Bedarfes  der  Stadt  Halle  durch  Abgaben  gedeckt  worden  ist. 

Wenn  wir  unsere  Einteilung  nach  den  drei  Steuerperiodeu 
bei  lehalten  und  wie  bisher  in  ihnen  tliejenigen  Jahre  besonders 
l)ei  Icksichtigen.  welche  diese  Perioden  teils  begrenzen,  teils  ein- 
scl)  neidende  Aenderungen  innerhalb  derselben  markieren,  so  ergeben 
sicli  folgende  Resultate: 

Von  den  Einnahmen  tler  etatsmüssigen  V'erwaltung  wurden 
dui  ch  Kommunalabgaben  gedeckt 

Steuerperiode  I.  Steuerperiode  11.  iSteuerperiode  III. 

1857  70  pCt.  1875  55,7  pC't.  1892/93  51,4  pPt. 

1868  67  „ 1887/88  50,8  ,.  1895/96  45 

1874  57,1  „ 1891,92  50,1  ..  1899/00  53.1  „ 
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W'ährend  noch  zu  Beginn  und  in  tler  Mitte  iler  ersten  Steuer- 
periode das  Verhältnis  als  ungünstig  zu  bezeichnen  ist,  zeigt  das 
Schlussjahr  derselben  bereits  eine  wesentliche  Besserung;  tliesellie 
nimmt  im  Laufe  der  zweiten  Steuerperiode  noch  ständig  zu  und 
erreicht  gegeu  die  Mitte  der  dritten  Steuerperiode,  im  Jahre  1895  96, 
ihren  Höhepunkt.  Im  Eudjahre  dieser  Periode  zeigt  sich  dagegen 
wieder  ein  Rückschritt;  doch  ist  auch  hier  das  Verhältnis  noch  als 
normal  zu  bezeichnen.  Im  ganzen  ist  die  Entwicklung  eine  durchaus 
ü’ünstiii’e  '»•ewesen.  — 


l’m  auch  ein  Bild  von  iler  Gesamtsteuerleistum>-  der  Stadt 
Halle  zu  erhalten,  wollen  wir  an  der  Hand  unserer  Tabelle  XH  dii* 
Einnahmen  aus  Kommunalsteuern  mit  denen  aus  Staatssteuern*) 
veigleichen. 

In  der  Steuerperiode  I wurden  in  Halle  folgende  Staatssteueru 
erhoben:  eine  Klassensteuer,  eine  klassifizierte  Einkommensteuer, 
eine  Mahlsteuer,  eine  Schlachtsteuer,  eine  Grundsteuer,  eine  Gewei'bo- 
steuer  und  eine  Gebäudesteuer.  Dem  standen  bis  zum  Jahre  1867 
incl.  an  entsprechend  ergiebigen  Kommunalsteuern  nur  eine  Eiii- 
küinmen-  und  eine  Mahl-  und  Schlachtsteuer  gegenüber.  Daher 
blieben  auch  bis  zu  jener  Zeit  die  Erträgnisse  der  Kommunalsteuern 
hinter  denen  der  Staatssteuern  zurück,  und  wiesen  dieselben  noch 
im  Jahre  1867  ein  Verhältnis  von  82,3  : 100,  und  die  Pro-Kopf-Belastunu 
durch  Gemeinde-  und  Staatssteuern  ein  solches  von  7,30:8,87  auf. 
Die  Einführung  einer  kommunalen  Gebäudesteuer  im  Jahre  l!S68 
änderte  das  Pruzentverliältnis  bereits  um  12,3  zu  Gunsten  dfi 
Koinmuualsteuern,  und  schon  im  Jahre  1869  kamen  auf  100  ])(’t. 


( 


) Es  kommen  hierbei  mir  diejenigen  Staatssteuern  in  Betracht,  welciie 
allein  durch  die  Stadtgeineinde  Halle  aufgebracht  worden  sind;  das  sind,  ab- 
gesehen von  den  in  der  Steuerperiode  1 erhobenen  ]\Iahl-  und  Schlachtsteuern, 
^Yelche  in  direkter  Beziehung  zu  der  Klassensteuer  standen,  nur  die  Einkoinmen- 
und  Ertragssteuern,  während  die  Erträgnisse  aus  staatlichen  bezw.  Reichs- 
Verbrauchssteuern,  wie  z.  B.  der  Zucker-,  Bier-  und  Branntweinsteuer,  sodann 
aus  Stempelabgaben  etc.  in  der  Stadt  Halle  von  denen  aus  den  übrigen,  zum 
Hauptsteueramte  Halle  gehörigen  Ortschaften  nicht  getrennt  aufgeführt  sind. 
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tatssteuern  100,2  pCt.  Gemeindesteuern.  Die  in  unserer  Tabelle 
reirebenen  Zahlen  für  das  Jahr  1871  entsprechen  nur  ung’etähr 

I thatsächlichen  Verhältnissen,  weil  wir  für  das  Eirträgnis  der 
atlichen  iMahl-  und  Schlachtsteuer  infolge  mangelnder  Angaben 
en  Durchschnittsbetrag  einsetzen  mussten.  Soviel  aber  kann  man 
t Sicherheit  aus  ihnen  entnehmen,  dass  die  hohe  Gesamtsteuer- 
itung  pro  Kopf  am  Ende  dei’  Periode  l gegenüber  dem  Jahre  1807 
.iü’lich  in  dem  ausserordentlich  starken  Anwachsen  des  Kommunal- 
uer-Elrträgnisses  ihren  Grund  hat. 

In  der  zweiten  Steuerperiode  1S75/;|1  sind  noch  dieselben 
•ekten  Staatssteuern  wie  in  der  vorigen  in  ( leltung,  dagegen  ist 
• Mahl-  und  Schlachtsteuer  in  PVrtfall  gekommen,  wofür  aller  die 
assensteuer  eine  entsprechend  grössere  Ausdehnung  erlahren  bat. 
■m  stehen  an  bedeutenderen  Kommunalsteuern  eine  Einkommen- 
‘uer,  eine  Grundsteuer,  eine  Mietssteuer,  eine  Hundesteuer  und 
it  1887/88  eine  Biersteuer  gegenüber. 

Während  1881/82  die  ^Mehrbelastung  pro  Ko{)f  durch  Koinmunal- 
*uern  3,34  Mk.  betrug,  stieg  sie  nach  Eänführung  der  Biersteuer 
Jahre  1887  88  schon  auf  4,19  Mk.  und  am  Ende  der  Periode 
01/92  sogar  auf  5,04  Mk.  Das  Erträgnis  der  Kommunalsteuern 
rhielt  sich  zu  dem  der  Staatssteuern  in  demselben  Jahre  wie  rund 
iO:100;  innerhalb  der  ganzen  Periode  II  hat  sich  der  Prozentsatz 

II  6,8  zu  Gunsten  der  Kommunalsteuern  gehoben. 

ln  der  dritten  Steuerperiode  machte  die  Klassen-  und  klassilizierte 
nkommensteuer  der  allgemeinen  Elinkommtmsteuer  Platz:  doch 

.irden  bis  zum  Jahre  1894/95  daneben  die  drei  alten  Ertrags- 
^uern  als  Staatssteuern  erhoben.  Vom  Jahre  189o/96  ab  fielen 
^ fort,  und  kamen  als  Staatssteuern  nur  die  Einkommensteuer  und 
e neu  eingeführte  Ergänzungssteuer  zur  Erhebung.  Im  kommunalen 
bii’abenwesen  änderte  sich  bis  zum  Jahre  1894,95  nichts,  nur 
urden  jetzt  als  Einkommensteuer  Zuschläge  zur  allgemeinen  Staats- 
mkommensteuer  erhoben.  Vom  Jahre  1895/96  ab  liel  die  Miets- 
euer  fort,  seit  1897  !>8  auch  das  Bürgerrechtsgeld;  dagegen  wurde 
e Grundsteuer  erhöht  und  ausserdem  eine  Gewerbe-,  eine  Betriebs-, 
ne  Lustbarkeitssteuer  und  Baupolizeigebühren  neu  eingeführt.  Der 
ebergang  von  der  Klassen-  und  klassifizierten  zur  allgemeinen 
inkommensteuer  erhöhte  die  Elinnahmen  aus  Staatssteuern  so  be- 
mtend,  dass  schon  im  ersten  Jahre  der  neuen  Steuerperiode  die 
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xMehrbelastung  pro  Kopf  durch  Kommunalsteuern  auf  2,19  Mk. 
zurückging,  d.  h.  gegenüber  dem  Vorjahre’ 1891/92  um  43,45  pCt.; 
desgleichen  verschob  sich  das  Prozentverhältnis  der  Komnumal- 
abgaben  zu  den  Staatssteuern  um  34,2  jiCt.  zu  Gunsten  der  letzteren 
gegenüber  dein  Jahre  1891/9"2.  Der  Fortfall  der  lür  den  Staat 
ausser  Hebung*  gesetzten  Ertragssteuern  und  die  Einführung  iler 
üben  «*enannten  Koniinunalsteuern  stellte  indessen  1895/ 9(i  beinahe 
das  alte  Verhältnis  wieder  her,  indem  nämlicdi  in  diesem  Jahre  die 
Melirbelastung  pro  Kopf  durch  Kommunalsteuern  schon  wieder 
4.80  Mk.  iietrug  und  sich  das  Verhältnis  von  Staats-  zu  Kommunal- 
Steuern  wie  100  : 140,4  gestaltete.  Durch  die  Erhöhung  der 
kommunalen  Zuschläge  zu  der  Staats-Einkommensteuer  von  100  aut 
120  pCt.  wuchsen  die  Elrträgnisse  der  Kommunalabgaben  am  Schlüsse 
dieser  Periode  so  bedeutend,  dass  wir  im  Jahre  1899/00  die  Pro- 
Kopf-Belastung  durch  Gemeinde-  und  durch  Staatssteuern  in  einem 
Verhältnis  von  22,02  : 13,40  Mk.  vorfinden,  d.  h.  eine  Mehrbelastung 
von  8,62  Mk.  durch  Kommunalsteuern  zu  konstatieren  haben.  Dem- 
entsprechend zeigt  auch  das  Prozentverhältnis  von  Kommunal-  zu 
Staatssteuern  gegenüber  dem  Jahre  1895/96  auf  seiten  der  Kommuual- 
steuern  ein  Plus  von  23,9  pCt.  — 


f 


Ehe  wir  ein  abschliessendes  Urteil  darüber  fällen,  ob  die  Be- 
lastung der  Elinwoliner  Halles  durch  Steuern  überhaupt  und  durch 
Kommunalsteuern  im  besonderen  eine  zu  hohe  oder  den  Verhält- 
nissen entsprechende  ist,  wollen  wir  sehen,  wie  tlas  kommunale 
Steuerwesen  in  anderen  deutschen  Städten  beschaffen  ist,  um  dadurch 
einen  brauchbaren  Massstab  für  die  Beurteilung  zu  gewinnen. 

EJrst  durch  das  Koinmunal-Abgabengesetz  vom  14.  Juli  1893 
ist  das  Abgabenwesen  der  preussischen  Städte  in  ein  festes,  einheit- 
liches System  gebracht  worden;  dasselbe  trägt  den  herrschenden 
Grundsätzen  im  Steuerwesen  Rechnung  und  ist  beimiht,  die  Bürger, 
entsprechend  den  Vorteilen,  welche  ihnen  durch  kommunale  Ein- 
richtungen erwachsen,  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Stadtverwaltung 
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dl  dem  Masse  ihrer  I^eistungsfiihigkeit  zu  Allgaben  lieranzuzielie.n. 
den  54 — 60  des  genannten  Gesetzes  findim  sich  die  leitenden 

undsätze,  welciie  nach  dein  Willen  der  Heg'ierunü’  der  Konnnunal- 
teiieruno-  zu  (irnnde  liefifen  sollen.  Wir  entnehmen  denseil  »en 
i'endes : 

1.  Von  dein  durch  direkte  Steuern  aufzubringenden  (lesaint- 
uersoll  einer  Gemeinde  ist  zunächst  das  volle  Sollaufkoramen  der 
a bestehenden  besonderen  Bauplatzsteuer,  sowie  das  derGemeinde- 
■se  verbleibende  Sollaufkommen  der  Betriebssteuer  in  Abzug  zu 
ngeii.  Der  verbleibende  Betrag  bildet  den  Steuerbedarf,  welcher 

die  verschiedenen  Steuerarten  zu  verteilen  ist. 

2.  üeber  die  Verteilunu’  des  Steuerbedarfs  auf  die  Gesamtheit 
■ Realsteuern  und  auf  die  Einkommensteuer,  sowie  über  die  Ver- 
ung  des  auf  die  Gesamtheit  der  Realsteuern  entfallenden  Be- 
’fes  auf  die  einzelnen  Arten  der  Realsteuern  hat  die  Gemeinde 
inlichst  vor  dem  Beginne  des  Rechnungsjahres,  spätestens  aber 

zum  Ablaufe  der  ersten  drei  Monate  desselben.  Beschluss 
lassen. 

Die  Beschlussfassung  erstreckt  sich  auf  die  für  die  Gemeiiule 
ssgebende  Rechnunysperiode,  kann  aber  auch  im  Voraus  für 
hrere  Rechnungsperioden  oder  dauernd  bis  auf  anderweitige  Be- 
nmung  festgesetzt  werden. 

Im.  allyemeinen  sind  folgende  leitenden  Grundsätze  festzuhalten: 

a)  Diejenig'u  Aufwendungen,  welche  nacli  ihrem  Wesen  und 
er  Bestimmung  allen  Gemeindeangehörigen  zu  Gute  kommen 
‘r  durch  sie  veranlasst  werden,  sind  vorzugsweise  durch,  die 
iikonim ensteuer  zu  decken;  hierher  gehören  insbesondere  dit> 
stell  für  die  den  Gemeinden  obliegende  Erfüllung  allgemeiner 
atlicher  Zwecke,  wie  die  Aufwendungen  für  das  Volksschul- 
1 Armenwesen,  für  die  ölfentliche  Sicherheit,  fiir  Gesundheits- 
*ye  u.  s.  w.:  ferner  die  allyemeinen  Verwalt unyskosten  der  Ge- 
inden  u.  s.  w. 

b)  Solche  Autwendiingen,  welche  ausschliesslich  oder  in  weit 
n'wieyendera  Masse  dem  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb 
a Vorteil  gereichen,  wie  die  Kosten  von  Ent-  und  Bewässerungs- 
ayen,  für  die  Anleyuny  und  Ihiterhaltuny  der  nur  den  land- 
■tschaftlichen  oder  gewerblichen  Zwecken  dienenden  Wege  u.  s.  w., 
d durch  Realsteuern  aufzubrinyen. 


12Ö 


(*)  Die  iin  allgemeinen  Interesse  gemaclit(‘n  Aufwendungen^ 
aus  denen  zugleich  den  Grundbesitzern  und  Gewerbetreibenden 
b e s o n d e re  V orteile  erwachsen,  sind  je  nach  dem  Masse  der 
Vorteile  auf  die  Realsteuern  und  die  Einkommensteuer  zu  verteilen: 
hierher  gehören  insbesondere  die  Kosten  für  die  I nterlialtung  der 
öffentlichen  Strassen,  für  Wasserleitungen,  Beleuchtungs-  und 
Feuerlöschwesen  u.  s.  w. 

d)  Soweit  eine  Ausgleichung  der  zugewendeten  Vorteile  durch 
Gebühren,  Beiträge  oder  besondere  steuerliche  \ oi'b(*lastung  er- 
füllt, ist  hi(‘rauf  bei  Verteilung  des  Steuerbedarfs  Rücksicht  zu 
nehmen. 

e)  Soweit  sich  für  die  Bemessung  der  Vorteile  und  das  Ma"" 

ihrer  Berücksichtigung  bei  der  Steuerverteilung  ein  sicherer  zahlen- 
mässisfer  Ausdruck  nicht  finden  lässt,  ist  überall  nach  billigem 
Ermessen  zu  verfahren.  Ueberhaujit  ist  durch  zweckmässige 

Behandlung  der  Sache  und  billige  Berücksichtigung  aller  in  Betracht 
kommenden  Verhältnisse  thuulichst  dahin  zu  wirken,  dass  einer 
<lem  Gemeindewuhle  nachteiligen  Bildung  starker  Interessengegensätze 
vorgebeugt  und,  sofern  solcln*  bestehen,  ein  schneller  und  gütlicher 
Ausgleich  erzi(‘lt  wird. 

Im  einzelnen  gelten  für  die  Verteihing  des  Steuerbedarfs  aut 
die  Gesamtheit  der  Realsteuern  und  auf  die  Einkommensteuer  feste, 
i>-esetzliclie  Regeln,  welche,  soweit  das  Gesetz  nicht  Ausnahmen 
gestattet,  zwingender  Natur  sind.  Bei  Anwendung  dieser  Regeln 
wird  von  denn  Gesamtbeträge  der  für  einen  jeden  Gemeindebezirk 
vom  Staate  veranlagten  Realsteuern  (Grund-  und  Gebäudestenei’, 
.Steuer  vom  Betriebe  stehender  Gewerbe,  ausschliesslich  der  Betrieb- 
Steuer)  ansgegaugen  und  ferner  angenommen,  dass  die  Gemeinde- 
(■inkorainenst(‘ner  in  Eorm  von  Zuschlägen  zur  Staatseiukomiuens'teuci 

aufgebracht  wird. 

Nach  dem  Gesamtbeträge  der  Realsteuern  werden  folgende 
<lrei  Abstufungen  gebildet,  innerhalb  deren  sich  das  \ erhältiiis  dei 
zu  erhebenden  Realsteuern  und  Einkommensteuerzuschläge  ver- 
schieden gestaltet: 

1)  Bei  Erhebung  von  Realsteuern  bis  zum  Höchstbetrage  von 
100  pCt.  ist  den  Gemeinden  gestattet,  die  Einkommensteuer  ganz 
frei  zu  lassen  oder  mit  Zuschlägen  zu  belasten,  welche  hinter  dem 
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Prt  zentsatze  der  Reaisteuern  Zurückbleiben,  diesen  aber  nicht 
übt  rschreiteii  dürfen. 

2)  Bei  Erhebung  von  Realsteuern  über  100,  jedoch  höchstens 
iin  Betrage  von  150  pCt.,  müssen  die  Elinkommensteuerzuschläge 
wenigstens  V;j  des  Prozentsatzes  der  Realsteuern  betragen,  können 
abtr  auch  den  vollen  Prozentsatz  der  Realsteuern  erreichen. 

8)  Bei  Erhebung  von  Realsteuern  über  150,  jedoch  höchstens 
im  Betrage  von  200  pCt.,  müssen  die  Einkomraensteuerzuschläge 
gle  chfalls  wenigstens  des  Prozentsatzes  der  Realsteuern  erreichen, 
köi  nen  aber  nicht  nur  in  einer  dem  Prozentsätze  der  Realsteuern 
irlt'  chkommenden  Höhe,  sondern  darüber  hinaus  bis  zu  einer  solchen 
H("he  bemessen  werden,  dass  für  jedes  über  150  pCt.  hinausgehendt> 
Prozent  der  Reaisteuern  die  Einkommensteuerbelastuug,  soweit  sie 
übi  r 150  pCt.  hinausgeht,  um  je  2 pCt.  erhöht  wird. 

Abweichungen  von  diesen  Verteilungsregeln  und  die  Erhebung 
von  Realsteuern  über  200  pCt.  hinaus  erscheinen  als  Ausnahmen, 
we  che  nur  aus  besonderen  Gründen  gestattet  sind  und  der  (xe- 
ueliinigung  bedürfen. 

Bei  der  ETnterverteilung  des  durch  Reaisteuern  aufzubringendmi 
Be  larfes  sind  die  veranlagten  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuern 
in  der  Reo-el  mit  dem  «:leichen  Prozentsätze  heranzuziehen;  die  vom 
Sti  ate  veranlagte  Betriebssteuer  bleibt  hierbei  ausser  Betracht. 

Bei  der  Verteilung  des  Steuerbedarfs  auf  die  Gesamtheit  der 
Re  dsteuern  und  auf  die  Einkommensteuer,  desgleichen  bei  dei' 
Eh  terverteilung  des  durch  Realsteuern  aufzubringenden  Bedarfs  auf 
Gi  Lind-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer,  ist  das  Aufkommen 
besonderer  Gemeindesteuern  vom  Grund-(Haus-)besitz,  vom  Ge- 
werbebetrieb und  vom  Einkommen  bezw.  Auf  wände  je  nach  ihrer 
Ei  irichtung  und  Beschaffenheit  auf  denjenigen  Teil  des  Steuer- 
be  larfs  zu  verrechnen,  welcher  durch  Prozente  der  entsprechenden, 
vo  u Staate  veranlagten  Steuer  aufzubringen  ist.  Hierbei  sind 
M etssteuern  von  gewerblich  benutzten  Räumen  auf  die  Gewerbe- 
stt  uer  zu  verrechnen,  Betriebs-  und  Bauplatzsteuern  dagegen  ausser 
Bttracht  zu  lassen.  — 

In  welcher  Weise  diese  Bestimmungen  des  Komnumalabgaben- 
ge  ietzes  auf  das  Gemeindesteuerw'esen  der  Stadt  Halle  Anwendung 
ge  unden  und  eingewirkt  haben,  ist  oben  gezeigt  worden. 
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Um  eine  richtige  Beurteilung  der  gewonnenen  Resultate  zu 
ermöglichen,  wollen  wir  dieselben  mit  denjenigen  anderer  preussischer 
Städte  vergleichen,  welchem  Zw'ecke  unsere  Tabelle  XIII  dienen  soll.'- ) 

Die  erste  Rubrik  giebt  für  2:!  preussische  Städte  mittlerer 
Grösse  die  kommunalen  Zuschläge  zu  den  staatlich  veranlagten 
Einkommen-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuern  an,  wie  sie,  den  oben 
citii-rten  Bestimmungen  des  Kommunalabgabengesetzes  gemäss,  für 
das  Jahr  1807  98  erhoben  worden  sind.  Darnach  gestalten  sieh 
die  Steuerverhältnisse  in  der  Stadt  Halle  im  Vergleiche  zu  den 
übri»'en  Städten  nicht  ungünstig.  Denn  während  dieselbe  ihrer 
Einwohnerzahl  nach  (cf.  Rubrik  2)  die  zehnte  Stelle  einnimmt,  folgt 
ihi'  Prozentsatz  an  Gesamtzuschlägen  erst  an  dreizehnter  Stelle. 
Von  den  nach  Halle  folgenden  .Städten  haben  nur  zwei  mit  einer 
grösseren  Einwohnerzahl,  nämlich  Magdeburg  und  Aachen,  einen 
geringeren  Prozentsatz  an  Kommunalzuschlägen  aufzuweisen,  während 
(huregcn  kleinere  Städte  als  Halle,  wie  namentlich  Essen,  wo 
allerdings  wohl  besondere  Umstände  mitsprechen,  sodann  Duisburg, 
Bochum  und  München-Gladbach  erheblich  höhere  Prozente  erheben. 
Dass  die  kommunalen  Steuerverhältuisse  in  Halle  als  durchaus 
angemessen,  ja  sogar  als  günstig  bezeichnet  werden  können,  zeigt 
noch  mehr  die  Rubrik  8 unserer  Tabelle,  welche  die  Steuerleistung 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  an  Gemeinde  und  Staat  für  das  gleiche 
Jahr  und  dieselben  Städte  angiebt.  Nur  eine  Stadt  mit  einer 
grösseren  Einwohnerzahl,  Danzig,  erhebt  pro  Kopf  weniger  Gemeinde- 
.Vbgaben  als  Halle;  dagegen  zeigen  die  Städte  Wiesbaden,  Cassel, 
Essen,  Potsdam  und  Posen  bei  einer  geringeren  Einwohnerzahl  eine 
z.  ausserordentlich  stärkere  Belastung  pro  Kopf  durch  Kommunal- 
steuern. Die  im  Verhältnis  zu  den  anderen  Städten  ziemlich  starke 
Steuerleistung  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  Halle’s  an  den  .Staat 
bringt  die  Stadt  bei  der  Gesamtsteuerleistuug  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung gegenüber  den  Städten  Barmen,  Kiel,  Königsberg  und 
Posen  wieder  in  eine  ungünstigere  Position.  Dagegen  beweist  die 
letzte  Rubrik  unserer  Tabelle,  dass  die  kommunale  Steuerlielastimg 
der  Einwohner  Halle’s  im  Vergleich  zu  derjenigen  in  anderen  Städten 
eine  keineswegs  übertriebene  und  drückende  ist.  Unter  den  2.» 


Nach  einer  Zusaninienstelhuig  des  stati"tischen  Bureaus  der  Stadt 
^lairdcburiT. 


aut; 'efülirten  Städten  ainunt  Halle  mit  seinem  Verhältnis  von 
Konmimal-  zu  Staatssteuern,  das  sich  aut'  170:100  beläuft,  erst 
die  ueuDzehnte  Stelle  ein. 

Schliesslich  wollen  wir  noch  das  kommunale  Steuerwesen 
Halle’s  mit  dem  der  bedeutendsten  deutschen  Gressstädte  vergleichen 
und  dabei  namentlich  auch  nichtpreussische  Städte  berücksichtigen. 
Wii  legen  unseren  Betrachtungen  die  bei  Würzburger,  Gemeinde- 
stei  ern  in  Neefe’s  Jahrbuch  deutscher  Städte,  1900  sich  findenden 
Tal  eilen  zu  Grunde  in  einer  für  unsere  Zwecke  geeigneten 
I bn  Gestaltung. 

Die  erste  Abteilung  unserer  Tabelle  XIV  enthält  tlie  Gesamt- 
erti  io’nisse  aus  Gemeindesteuern  unter  besonder*  r Berücksichtiuimg 
<ler  Verbrauchssteuern  in  absoluten  Zahlen  auf  1 Kinwohner  berechnet 
für  1"2  deutsche  Gressstädte  ausser  Halle.  Der  Grosse  der  Erträgnisse 
nac  1 nimmt  Halle  unter  diesen  Städten  die  elfte  Stelle  ein,  nur 
Ivai  Isruhe  und  Metz  haben  ein  noch  g’eringeres  Erträgnis  auf- 
zuv  eisen.  Doch  beim  Vergleiche  so  heterogener  Grössen  sind  di*‘ 
abs  »luten  Zahlen  von  geringerem  Werte  als  Relativzahlen,  weshalb 
wir  vornehmlich  auf  diese  unser  Augenmerk  richten  wollen,  ln 
der  Beziehung  können  wir  der  ersten  Abteilung  unserer  Tabelle 
das  Faktum  entnehmen,  dass  die  Belastung  pro  Kopf  durch 
Koi  anumalsteuern  in  Halle  auch  im  Verhältnis  zu  den  Grossstäilten 
Del  tschlands  eine  nicht  zu  hohe  ist.  Denn  von  den  12  aufgeführten 
•Stä  Iten  haben  nur  Aletz,  XT'irnberg  und  Karlsruhe  einen  geringeren 
l’rtj -Kopf-Betrag  aufzuweisen.  Was  die  Belastung  durch  Verbrauchs- 
stei  ern  anbetrifft,  so  kommt  Halle,  abgesehen  von  Frankfurt  und 
Leipzig,  in  welchen  Städten  derartige  Steuern  überhau[)t  nicht  er- 
holen werden,  sowohl  in  dem  absoluten  Erträgnis  als  auch  in  der 
Bel  istung  {»ro  Kopf  an  letzter  Stelle.  Die  zweite  und  dritte  Ab- 
teil mg  unserer  Tabelle  zeigt,  wie  sich  in  den  Städten  das  Gesamt- 
orti  ägnis  an  Steuern  auf  die  einzelnen  Arten  derselben  verteilt.  Fm 
die  Bedeutung  der  betreffenden  Steuergruppe  für  das  gesamte 
Ko.  nmunalsteuerwesen  der  einzelnen  Stadt  zu  zeigen,  entspi'icht  die 
Reinenfolge  der  Städte  der  Grösse  des  Erträgnisses,  welches  dieselben 
aus  den  der  betreffenden  Gruj)pe  zugehörigen  Steuerarten  ziehen. 
Die  Abteilung  IV  unserer  Tabelle  zeigt  endlich  das  Prozentverhältnis 
iler  Hauptsteuergruppen  zu  dem  gesamten  Erträgnis  an  Kommuual- 
steiiern  in  den  einzelnen  Städten.  Darnach  ze'nit  das  Konimunal- 
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steuerwesen  Halle's  die  grösste  Aelmlichkeit  mit  dem  von  Berlin 
und  Leipzig;  nur  spielen  in  letzteren  Städten  die  Verbrauchssteuern 
eine  noch  geringere  Rolle  als  in  Halle.  Ferner  besteht  eine  Aehn- 
lichkeit  zwischen  Halle  und  Köln,  nur  wird  in  letzterer  Stadt  ein 
grösserer  Prozentsatz  durch  Aufwand-  und  Verkehrssteuern  gedeckt; 
dasselbe  ist  in  Frankfurt  a.  M.  der  Fall,  doch  ist  hier  das  Verhältnis 
bei  den  Ertrags-  und  Einkommensteuern  noch  ungünstiger  als  in 
Köln,  weil  in  Frankfurt  gar  keine  Verbrauchssteuern  erhoben  werden, 
ln  Breslau  dagegen  spielen  dieselben  eine  so  grosse  Rolle,  dass  sich 
infolge  dessen  das  Prozentverhältnis  der  Ertrags-  und  Einkommen- 
steuern gegenüber  Halle  noch  ungünstiger  gestaltet,  als  in  den 
bisher  genannten  Städten.  Die  i'ibrigen  hier  noch  in  Betracht 
kommenden,  vorwiegend  süddeutschen,  Städte  unterscheiden  sich 
durch  die  prinzipiell  bedeutendere  Stellung,  welche  die  Verbrauchs- 
steuern in  dem  gesamten  Komnmnalsteuer-System  einnebmen,  nicht 
nur  von  Halle,  sondern  von  allen  preussischen  Städten.  Am  stärksten 
gelangt  dieses  Prinzäp  in  den  elsässischen  Städten  zum  Ausdruck, 
wo  fast  90  pCt.  der  Kommunalsteuern  durch  Verbrauchssteuern 
aui'gebracht  werden. 

Welchem  Systeme  an  und  für  sich  für  die  Kommunalbesteuerung 
der  Vorzug  zu  geben  ist,  wird  sich  nicht  leicht  entscheiden  lassen. 
Dass  sich  gewisse  Steuern  auf  Verbrauchsgegenstände,  wie  z.  B. 
Wild  und  Geflügel,  Getränke  etc.,  deren  Konsum  auf  ein  steuer- 
kräftiges  Einkommen  schliessen  lässt,  sehr  zur  kommunalen  Be- 
Steuerung  eignen,  ist  sicher.  Wo  also  gerade  die  Verschieilenheit 

CT  ' *— 

im  Einkommen  durch  keine  geeigaiete  Staatssteuer  getroffen  wird, 
zu  welcher  sich  Kommunalzuschläge  empfehlen  Hessen,  wird  das 
stärkere  Heranziehen  von  Verbrauchs-  und  Auiwandsteuern  am 
Platze  sein;  wo  aber,  wie  in  Preussen,  seit  Einführung  der  allge- 
meinen Einkommensteuer  ein  allgemein  als  gut  und  gerecht  an- 
erkanntes staatliches  Steuersystem  herrscht,  wird  es  nur  natürlich 
sein,  wenn  die  Kommunen  dieses  als  Grundlage  auch  für  ihr  Steuer- 
wesen nehmen  und  daneben  durch  nicht  zu  hohe  Ertragssteuern 
das  fundierte  Einkommen  aus  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb 
besonders  belasten,  während  der  Rest  des  Bedarfes  durch  Aufwand-, 
Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern  gedeckt  wird. 

Wenn  wir  bei  der  Besprechung  des  kommunalen  Steuerwesens 
in  Halle  in  den  ersten  Dezennien  der  zweiten  Hälfte  des  XIX.  Jahr- 


lii  nderts  inanclieiiei  aiiszusetzeii  hatten  und  das  ganze  lieirscliende 
St  Hiersvstein  als  nicht  immer  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit 
entsprechend  und  den  Verhältnissen  angepasst  bezeichnen  mussten, 
so  können  Avir  das  zur  Zeit  herrschende  System  an  und  ihr  sich 
sovvohl,  als  auch  im  Vergleiche  zu  dem  anderer  [>reussischer  und 
deutscher  Städte  als  durchaus  geeignet  bezeichnen.  Auch  die  noch 
et  va  A’orhandenen  Ijilcken  auf  dem  Gebiete  des  kommunalen  Steuer- 
AV'sens  ist  man  auszufiUlen  bemüht,  Avie  die  in  aller  jüngster  Zeit 
ei'  olgte  Kinführung  einer  Warenhaus-  und  Umsatzsteuer  in  Halle 
bf  weist. 
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T a r i f 

zur  Einschätzung  der  Klassen-  und  klassifizierten 

Tabelle  I a. 

Binkoinmensteuer. 

Simplum. 

A. 

Klassensteuer. 

Rthlr. ; Sgr.  Rfg. 

1. 

Von  140  Rthlr.  bis  einschliesslich  220  Rlhlr.  . . 

2 . G 

2^ 

. über  220  ,,  ,, 

j» 

300  „ 

• • 

1 

3. 

i r 1500 

350  ,, 

• • 

10  ' 

4. 

350  ,,  jj 

400 

• • 

1 12  ' 0 

5. 

' „ 400  „ 

> » 

450  „ 

• • 

1 15 

Ü. 

,,  450  ,, 

• 1 

500 

t • 

1 20 

7. 

„ 500 

n 

550 

• # 

j 25 

8 

•J  ')50  yj  jy 

000  ,, 

• • 

i 1 

j 

0. 

„ 000  ,,  ,, 

»1 

700  „ 

• • 

1 ■> 

10. 

~oo  „ „ 

800 

• • 

1 10  i 

11. 

soo  „ 

000  „ 

« • 

1 20 

]2. 

„ OOO 

1000 

• • 

o 1 

l 

^ B.  Klassifizierte  Einkommensteuer. 

j 

]. 

Geber  1000  Rthlr. 

his  einschlie 

^slich  1200  Rthlr,  . 

' 2 15 

2. 

„ 1200  „ 

1400 

>.  * 

1 0 

3. 

1400 

'1  IT 

1000 

TT 

3 15 

4. 

„ 1000 

T? 

1800 

TT  • 

: 4 I 

ö. 

, 1800 

T»  T> 

2000 

TT 

4 15 

1 { 

<). 

' 2000  „ 

?•  ” 

2400 

TT 

5 ! 

< . 

, „ 2400  „ 

' » V 

2800 

TT  • 

i 0 

8. 

„ 2800  „ 

j.  1> 

3200 

TT 

0. 

„ 3200  „ 

T<  TT 

3000 

T* 

8 

10. 

3000  „ 

?T  TT 

4000 

TT  * 

0 

11. 

4000  „ 

?T  T’ 

4800 

TT 

10 

12. 

4800  „ 

TT  TT 

5600 

TT  • 

12 

i:!. 

,,  5000  „ 

TT  T7 

6400 

TT 

14 

14. 

„ 0400  „ 

1 T' 

7200 

TT 

10 

15. 

7200 

» T’ 

8400 

TT 

18 

IG. 

„ 8400  „ 

TT  *T 

0600 

TT 

21 

17. 

„ 0000  ,, 

T»  TT 

10800 

TT  • 

24 

18. 

„ 10800  „ 

TT  TT 

1 2000 

TT 

27 

10. 

„ 1200O  „ 

TT  TT 

14000 

TT 

30 

l'O. 

„ 14000  „ 

TT  TT 

lOOOO 

TT 

35  1 

f 

21. 

„ 10000  „ 

TT  TT 

ISOOO 

TT  • 

40  : 

22. 

„ 18000  „ 

TT  TT 

20000 

*1 

45 

23. 

„ 20000 

TT  TT 

24000 

TT 

50  : 

24. 

„ 24000  „ 

TT  T* 

28000 

TT 

00 

2ü. 

„ 28000  „ 

T TT 

32000 

TT 

70 

2G. 

„ 32000 

TT  TJ 

30000 

TT 

80 

1 

1 

Simpluin, 

Rthlr. 

Sgr. 

pfg. 

’7.  ii  Debe] 

■ 30000  Rthlr.  bis  einschliesslich  40000  Rthlr. 

90  ; 

!S, 

jj 

40000  „ 

J7 

55 

4S0O0 

» i 

uxi  : 

!i». 

4S000  „ 

5 7 

55 

5G000 

’ j 

120 

!0. 

5G000  „ 

55 

55 

6S000 

1 

5 1 

: 140 

;i. 

>> 

OSOOO  „ 

55 

55 

80000 

5 j 

170 

!2. 

n 

80000  „ 

55 

55 

1 00000 

5 

1 20) 

:3. 

jj 

IGXJOOO  „ 

55 

55 

120000 

• 

2.50 

i4.  ' 

120000  „ 

55 

55 

140000 

55 

‘ 300 

55 

140000  „ 

55 

55 

1 00040 

55 

350 

JJ 

KiOOOO  „ 

55 

55 

180000 

5 

400 

i7.  ^ 

n 

180000  „ 

5 5 

55 

2(  )0000 

450 

JS. 

)) 

200000  „ 

55 

55 

2200  »0 

55 

.400 

]<). ' 

j) 

220000 

55 

55 

240000 

55 

.1.40 

10. 

240000  „ 

55 

55 

200000 

55 

(>00 

lind  so  fort  um  je  20000  Rthlr.  steigend 

um  je  50  Rihir. 

sleigendk  1 

j 

— 

1 

f 

k 

Tabelle  I b. 

' 

Die  Anzahl  der  Pflichtigen-  1 

Steuerbares  Einkommen 

i 

in 

aller  Pflichtigen 

1 

1 

1 

860 

j 1873 

80 

bis  incl.  89 

Thlr. 

• • » 

23,7.'. 

1 23,28 

90 

„ 140 

55 

* • • • • 

• * • 

38,77 

! 34 

1 

5-  ‘ 

17)0 

jj 

340 

55 

• • • 4 * 

• « • 

19,30 

27 

,11 

350 

jj 

„ 400 

55 

4 • • • • 

• • • 

4,20 

rx.'O 

n 

„ 000 

55 

• • • • ■ 

• • • 

7,53 

4 

,'•8 

1000 

)) 

,,  1090 

55 

• • • • • 

• • • 

2,67 

;■] 

S-i  i 

L’fM'H ) 

j> 

„ 2900 

55 

• • # • « 

• % % 

1 0,61 

1 0,89'  ( 

„ 4009 

55 

• • • • • 

• • • 

0,41 

(. 

),69 

5(  lOU 

n 

„ OOOi) 

55 

• • • « • 

0,11 

0,41 

K lOCM  1 

>7 

„ 29999 

55 

• • • 

0,06 

0,04  ^ 

lOOö 

7J 

„ 59999 

55 

• • • • • 

« • • 

),02 

0.02 

(?  i(»00 

„ 90099 

55 

• ♦ • • • 

• • • 

),03 

0,04  \ 1 

5 7 

Über  lO'JOOO 

55 

• • ♦ • • 

— 

0,02 

i 

Tabelle  II 


1 

Jahr 

Der  wirklich  aufge- 
kominene  Steuer- 
betrag der  städt. 
Einkommensteuer 

Der  Steuerbetrag 
in®/,,  der  gesamten 
Komnninal- 
steuern 

Die  An- 
zahl der 
veranlagt. 
Censiten 

1 

Es  entfällt: 

j 

pro  Kopf 
der 

Censiten 

Es  entfällt  i 

MM  ' . 1-^  i 

^ ^ c W ^ 

o o — O c ' 

< <ri  ■ < 1 

£:  Ä ö-  £:  w 1 

^Ort  ^ o 
2 rr  er  2 

C 2.' 

“■  ^ ^ 

d?  2 — ? 

V-  ^ 

M ^ ^ 

1 

Mk. 

n / 
/ü 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

0 

0 

1857  1 

134512,97 

7)0, — 

1 

18.48  i 
1849  ' 

141847,44 

180639,15 

49,54 

54,73 

U,8U 

3,62 

1860  : 

1 45302,28 

50,11 

I 

1 

i 

1 

1861 

152878,17 

50,10 

1 

3,60 

1862  ; 

158448,26 

51,17 

[ 3,65 

1863  ’ 

1826.42,41 

52,71 

1 

1864 

188139,83 

51,75 

1 

3,99 

1864  ; 

190567,62 

50,69 

4,06 

1866  i 

196156,37 

53,62 

6523 

30,07 

1 

1867 

207426,94 

55,86 

6739 

30,78 

4,08 

13,25 

1868 

221652,20 

50,47 

7551 

29,35 

I4-5 

1869 

231635,29 

44,05 

7420 

31,22 

/ 4, 1 ü 

1870 

304129,39 

49,48 

8405 

36,30 

) 

1871 

336832,01 

51,- 

8577 

39,27 

1 

6,39 

16,29 

1 872 

40.41,45,60 

55,52 

8757 

46,27 

7,21 

1873 

396786,63 

54,57 

10073 

39,39 

( 

1874 

409977,69 

55,01 

13199 

31,06 

Die  Censiten 


Tabelle  III. 


S f'uerbarep 

Einkoimnen 

1 

Steuersatz 

^ Die  Anzahl  der 
Pflichtigen  in  Vü 
aller  Pflichtigen 

1S77)  1^1891/1)2 

1 Die  Summe  der 
^ veranlagt.  Sieuei- 
beträge  <Dr 
1 einzelnen  Stufen 
i inO  0 desGesamt- 
Steuerbetragi‘s 
1 aller  Pflichtigen 

^ 1875  1891  92 

] 10 

bis 

incl 

, 220 

1 

Thlr. 

3 Mk. 

33,34 

20,70 

4,59 

-2,11 

2 !0 

15 

300 

55  1 

b „ 

30,89 

32,83 

8,50 

b,()S 

H )0 

.5 

350 

55 

0,27 

; 11,39 

3,45 

; 3,48 

3 >0 

55 

400 

55 

„ 

5,49 

! 8,19 

3,78 

' 3,33 

4 »0 

>' 

55 

450 

55 

18  „ 

3,00 

3,13 

2,52 

' 1,91 

4 .0 

}• 

55 

500 

55 

24  , 

2,51 

4,41' 

! 2,70 

3.00 

5'  K » 

'5 

550 

’5  ; 

30  „ 

1,7S 

1,02 

: 2,45 

1,(!5 

5.  lO 

n 

55 

ÜOO 

55 

30  „ 

2,14 

! 2,70 

! 3,54 

•_)  -5- 
Of)  i 

U'  lO 

)) 

55 

700 

55 

1 55 

2,24 

1,80 

4,32 

2.57 

7'  H'l 

ff 

•5 

er 

0 

0 

55 

' .. 

i 2,18 

2,14 

4,80 

: 3,49 

S*  M ) 

j' 

900 

51 

00  „ 

1,.32 

0,95 

3,<J4 

1.93 

(c  10 

ff 

55 

] 000 

55 

T2  „ 

' 1,74 

1,85 

5,75 

4 „52 

lU'  '0 

ff 

5 5 

i-Oo 

55 

1 90  „ 

i 2,7)() 

2,(  >4 

40,02 

: 0,22 

1 2'  k3 

f) 

I40(» 

55 

! 108  „ 

! 1,32 

1,31 

(j,55 

1 4,79 

14'  'U 

ff 

55 

1000 

55 

1 010  „ 

0,84 

i ",80  , 

4,S5 

' 3.07 

1 i;.i  1 

51 

5 5 

] S0(  t 

ff 

* 144  „ 

0,47 

0,07 

3,10 

1 3.29 

ISi  u 

ff 

55 

2000 

ff 

' 102  „ 

0,28 

0,01 

i 2,0s 

3.33, 

20' lO 

ff 

5 5 

2400 

'f 

1 180  „ 

( ),45 

0,55 

3,72 

' 3,3b 

24'  0 

ff 

55 

2800 

ff 

210  „ 

0,20 

0,41 

2,52 

1 3,9S 

L^S^  0 

ff 

'5 

3200 

ff 

5^-'2  „ 

0,25 

0,34  j 

2, Sb 

2,95 

02'  ‘U 

ff 

55 

3U00 

55 

288  „ 

0,15 

0,27 

1,93 

2,(il 

30'  '0 

ff 

•5 

40(JO 

55 

324  „ 

0,11 

o,2;j  i 

1,70 

2,52 

40«  0 

ff 

15 

4800 

55 

300  „ 

0,11 

0,19  1 

1 ,89 

2,30 

48(  0 

♦ 5 

55 

5000 

’5 

i 432  „ 1 

0,08  1 

0,10  i 

1,04  ' 

2,41 

"jO(  0 

55 

55 

0400 

ff 

! 904  „ 1 

0,04  i 

0,12 

1,03 

2,10 

04(  Ö 

ff 

55 

72C0 

ff 

1 ">70  „ ' 

0,03  1 

0,00  I 

0,84  1 

1,14 

72(0 

ff 

55 

8400 

ff 

, 04N  „ . 

0,03  j 

0,12  i 

O575  , 

2,70 

S4<  0 

ff 

55 

9000 

ff 

~öo  „ ! 

0,01  i 

0,07 

0,22 

1,07 

H'J(  0 

»5 

55 

lOSCO 

ff 

804  „ 1 

0,01 

0,04  ' 

0,25 

1,10 

1U8(  0 

55 

55 

12(400 

55  i 

1 972  „ 

— 

0,03 

— 

1,13 

]2(:k  0 

55 

55 

14000 

1 

n 

; 1080  „ 

0,01 

0,02  1 

0,31  1 

0,SS 

140(  0 

55 

55 

10000 

ff 

1200  „ 

i 

0,02 

— 

0,*  3 

100(0 

5' 

55 

18000 

55  i, 

1440  „ , 

— 

0,01 

— 

0,b7 

ISO'  0 

55 

55 

20000 

55 

1020  „ , 

— 

0,01 

1 

0.37 

2UU(  0 

55 

55 

24000 

55  t 

1800  „ i 

0,01 

0,01 

0,52  ! 

0,42 

24(m  u 

1 • 

55 

28000 

1 , 

ff 

2100  „ i 

1 

0,0]  j 

— 

0,50 

1 


Tabelle  V 


V iran- 
lag Lings- 
jihr 

Die  Gesamt- 
zahl der  zur 
Grundsteuer 
veranlagten 
Grundstücke 

daruntei 

besteuert 

r waren: 

grund- 

steuerfrei 

Die  Gesamt- 
zahl der  ver- 
mieteten 
Wohnungen 
und  Ge- 
schäftsräume 

voll  besteuert 

k’on  wai 

2. 

oo  ^ 

2 S 
§ S 

CD 

1 

'en : 

ganz 

befreit 

IS  3 

1 

2762 

2704 

58 

18  (j 

2936 

2914 

22 

18  7 

3005 

2966 

39 

14677 

13159 

735 

7S3 

18 -8/79  i 

3151 

3051 

lOO 

15067 

13333 

814 

92o 

18 '9/80  1 

3307 

320() 

101 

15876 

14199 

743 

934 

]8:«,81  ; 

3311 

3207 

104 

16149 

14242 

844 

1063 

18:;  1/82  i 

3339 

3223 

116 

16781 

15078 

606 

1097 

1802/83  1 

3456 

3339 

117 

17289 

15107 

795 

1327 

lS:3/84  i 

3506 

3387 

119 

17607 

14685 

1487 

1435 

1814/85  1 

3576 

3444 

132 

17931 

14891 

1501 

1539 

18)  ;5/8ß 

3721 

3595 

126 

18188 

15099 

1512 

1577 

l»6/87 

3756 

3624 

132 

18431 

15311 

1529 

1591 

1&  7/88  i 

3843 

3711 

132 

20182 

7795 

10778 

160!) 

18)  8/89  j 

4028 

3890 

138 

21636 

8229 

11526 

1881 

18)9/90 

4258 

4128 

130 

22421 

8439 

12067 

1915 

18!  0/91  I 

4388 

4274 

114 

23458 

8714 

12783 

1961 

18!  1/92 

4520 

4295 

225 

24878 

11317 

11631 

1930 

18!  2/93 

4563 

4351 

212 

25101 

11239 

11805 

2057 

1813/94 

4612 

4400 

212 

25610 

11397 

12289 

1924 

1814/95 

4715 

4520 

195 

25950 

11420 

12550 

1980 

Tabelle  VI. 


Jahr 

j 

1 

' Phträgnis  der 

1 

Grundsteuer 

i 

1 

■ 

Erträgnis  der 
Mietssteuer 

Auf  ein  be- 
steuertes 
Grundstück 
entfielen 

Auf  ein#^  der 
ganz  oder 
teilweise  be- 
steuerten 
Mietswohnun- 
gen entfielen 

1875 

1876 
1877/78 
1878/79 

324454,38  Mk. 
349407,98  „ 
426489,52 
.387548,58  ,, 

187!)/80 

i 124609  Mk. 

249218  Mk. 

38,87  Mk. 

1G,6S  ^Ik. 

1880,81 

1 130503  ,. 

2610)17  „ 

40,69  „ 

17,30  ,, 

1881/82 

I 13*)i(9 

271557  ,, 

42,13  „ 

17,31 

1882/83 

139847  „ 

279692  ,. 

41,88  ., 

17,57  , 

1883, '84 

147529  „ 

295059  „ 

43, 5<)  ,, 

18,24 

1884, '85 

160579  „ 

321158  „ 

46,62  „ 

19,5!»  .. 

1885,86 

172469  „ 

328)56  .. 

47,97  „ 

19,78  „ 

1886, '87  ! 

^ 177346  „ 

342273  „ 

48,94 

20,32  „ 

1887  88  j 

191460  „ 

336322 

51,59  ,, 

18,11 

1888/89 

, 208463  ,. 

355346 

53,59  „ 

17,9!»  „ 

1889 '90 

' 223463  „ 

398423 

54,13  „ 

19,43 

189)1/91  i 

24)  »474  „ 

431119  „ 

56,26 

20,05 

1891/92 

246486  „ 

450039  ,,  i 

.x,39  ,, 

19,61 

18!  »2/93 

261362  „ 

360999  „ 

60,07  ,, 

15,66  .. 

1893  94 

275722  „ 

471235  ! 

62,66  „ 

1!»,89  „ 

18!  »4  95 

28030O  „ 1 

, 

477930  „ 

62,01  i 

i 

19,94  „ 

Tabelle  VII. 


An  Bürcerrechtsgeld  kamen  ein 


1882  83 

5583, — 

Mk.  von 

281 

neu 

in  die 

Bürgerrolle  eingetr.  PJnw. 

! pro  Kopt 
19.87  Mk. 

1883/84 

8110,50 

•} 

380 

21,34 

1884  85 

7520,— 

363 

20,72  „ 

1885/8») 

7077,50 

412 

V 

»• 

?»  11 

17,18  „ 

1886  87 

»3934,— 

485 

7 1 

yy 

14,30  „ 

1887/88 

6812,- 

»5 

466 

V 

• 1 

1 

• 1 11 

14,62  „ 

1888  89 

8371,50 

n r 

605 

»> 

,1 

1 1 

.1 

13,84 

1889  !)0 

8747,— 

??  7' 

614 

5 1 

if  11 

14/24  „ 

1890  91 

10832,75 

n 

675 

1 1 

11  11 

16,05  „ 

1891  92 

11439,50 

682 

1»  V 

yy 

»1  11  1 

Us7* 

& 


Tabelle  VIII. 


Au  t^teuorn  r^ind  zu  e:itrichten: 

I.  Fi  r die  Veranstaltung  einer  Tanzbelustigiing: 

].  wenn  dieselbe  längstens  bis  12  Uhr  nachts  dauert  . . . . 

L.  ,,  ,,  über  12  „ ,,  hinausdauert  . . 

r von  ^Masken  besucht  wird 

bei  freiem  Eintritt  oder  einem  Eintrittsgeld  bis  yn  1 Mk.  . 

von  mehr  als  1 Mk.  bis  zu  2 Mk 

bei  einem  Eintrittsgeld  von  mehr  als  2 Mk.  ...  . . 

II.  tür  die  Veranstaltung  einer  Kunstreitervorstellung: 

1 . wenn  bei  derselben  ein  Eintrittsgeld  von  höchst.  1 Mk.  erhob,  wird 
U „ bis  zu  2 „ 

c.  „ ,,  von  mehr  als  2-  ,, 

H.  Finden  an  einem  Tage  mehrere  Vorstellungen  statt,  so  wird, 

a)  Avenn  dieselben  auf  Jahrmärkten  <Kler  bei  ähnüchen  Gelegen- 
heiten dargeboten  werden,  die  Steuer  nicht  für  die  Vor- 
stellung, sondern  für  den  Tag 

b)  in  allen  anderen  Fällen  für  die  zweite  und  folgenden  Vor- 
stellungen nur  die  Hälfte  der  vorstehenden  Steuersätze  erhoben. 

lil.  Für  die  Veranstaltung  eines  Wettrennens,  Wettruderns  oder 
Wettfahrens  gegen  Eintrittsgeld 

IV.  1.  Für  die  Veranstaltung  einer  Theater- Vorstellung,  bei  welcher 

ein  höheres  Kunstinteresse  obwaltet 

Für  die  gewerbsmässige  Veranstaltung  von  Singspielen,  Gesangs- 
nnd  deklamatoiiächen  Vorträgen,  Schaustellungen  von  Personen 
und  theatralischen  Voi  Stellungen,  ohne  dass  ein  höheres  Interesse 
der  Kunst  oder  Wissenschaft  dabei  obwaltet,  für  die  V'orstellung 
c,  Für  unentgeltliche  Darbietungen  der  unter  2.  genannten 

Leistungen  für  den  Tag 

4.  Für  Vorträge  auf  einem  Klavier,  einem  mechanischen  oder 
(inem  anderen  Musikinstrument  in  Schankwirtschaften  oder 
öffentlichen  Vergnügungslokalen,  für  welche  aus  sitten-  oder 
ordnungspolizeilichen  Gründen  eine  Herabsetzung  der  Polizei- 
stunde von  der  Polizeibehörde  angeordnet  ist,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  diese  Vorträge  vom  Wirt  veranstaltet,  oder  ohne 
dessen  Veranlassung  oder  Erlaubnis  von  Gästen  oder  sonstigen 
Personen  dargeboten  werden,  für  den  Tag 

V.  ¥ ir  Veranstaltung  eines  nicht  unter  IV,  4 fallenden  Konzertes  . 

VI.  .'’ür  das  Halten  eines  Orchestrions  in  iSchankwirtscliaften  oder 

öffentlichen  Vergnügungslokalen,  welche  nicht  unter  IV,  4 fallen, 
tür  jedes  angefangene  Jahresquarta! 


10  3Ik. 

20 


10 

20 


30  „ 
10  „ 


lö 


10 


10 


o 


lö 


r 


f ^ V VII.  Für  Vorstellungen  von  Gymnastikern,  Equilibristen,  Ballet-  und 

Seiltänzern,Taschenspielern,  Zauberkünstlern,  Bauchrednern  u.dgl. 
1.  wenn  dieselben  auf  Jahrmärkten,  Volksfesten  oder  bei  ähnlichen 
vorübergehenden  Gelegenheiten  auf  J^trassen  und  Plätzen  ab- 


gehalten werden,  für  den  Tag 2 Mk. 

2.  in  allen  anderen  Fällen  für  den  Tag ö „ 

VIII.  Für  das  Halten  eines  Hippodroms  für  den  Tag 10 


IX.  Für  das  Halten  von  Karussels,  russischen  Schaukeln  und  ähnlicher 
Veranstaltungen  gegen  haitgelt, 

1.  eines  nur  durch  Menschenhand  bewegten,  für  den  Tag  ...  1 ., 

2.  eines  durch  tierische  Kraft  beAvegten,  für  den  Tag  ....  5 .. 

3.  eines  durch  Motorenkraft  bewegten,  sowie  für  das  Halten  einer 

Rutschbahn,  für  den  Tag 10 

Für  Karu.ssels,  welche  von  einem  Hallenser  Wirte  länger  als  4 Tage 


in  seinem  Lokale  aufgestellt  Averden,  tritt  die  Hälfte  der  Sätze  ein. 

X.  Für  das  entgeltliche  Halten  einer  AVürfelbude,  eines  Glücksrades 

oder  einer  sonstigen  Veranstaltung  zum  Ausspielen  von  Waren, 
für  den  Tag ö 

XI.  Für  das  entgeltliche  Halten  einer  Schiessbude, 

1.  Avährend  eines  dahrmarktes,  eines  Schützenfestes  oder  einer 

ähnlichen  Volksbelustigung,  für  den  Tag T» 

2.  in  jedem  anderen  Falle,  für  den  Monat S 


XII.  Für  öffentliche  Belustigungen  und  »Schausteliungen  anderer, 
vorher  nicht  gedachter  Art,  insbesondere  für  das  Halten  eines 
Marionetten -Theaters,  für  das  Vorzeigen  eines  Panoramas, 
A\’’achsfigurenkabinets,  Museums,  abgerichteter  oder  nicht  ab- 
gerichteter Tiere,  Luftballonsteigen,  Kraftmesser, 

1.  Avenn  das  Entgelt  in  das  Belieben  des  Beschauers,  bezAV.  des 

die  Veranstaltung  benutzenden  Publikums  gestellt  Avird,  für  den  Tag  1 

2.  Avenn  bei  denselben  ein  Eintrittsgeld  von  höchstens  0,20  Mk. 

erhoben  Avird,  für  den  Tag  3 

3.  Avenn  bei  denselben  ein  höheres  Eintrittsgeld  erhoben  Avird, 

für  den  Tag ö 


/ 


V 


Tabelle  X 
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1 

Jahr  1 

1 

1 

Der  wirklich 
aufgekomm. 
Steiierbetrag 
der  städt. 
h^inkonimen- 
steuer 

bß  ^ 
cS  , cs 
u G - 

ü 

u 3 F 
£ § 

^ -2 

y-)  CD 

fe.s  i 

cc 

r. 

Die 

Anzahl 

der  veran- 

* 

lagten 

Censiten 

Es  ent- 
fielen pro 
Kopf  der 
Censiten 

Es  ent- 
fielen pro 
Kopf  der 
Bevölke- 
rung 

Die 

Censiten 

in  7ü 
Bevölke- 
rung 

Mk. 

0 ' 

/ 0 

5Ik. 

31  k. 

u 

0 

1892, 93 

i 1021951 

58,40 

15540 

65,76 

9,59 

14,58 

1S93  94 

1041440 

54,04 

24190 

43,05 

9,58 

22,2(1 

1894/95  1 

: 1084079 

G' 

Gt 

O 

X 

22903 

47,33 

9,73 

20,50 

1895/90 

1087706 

.IJjOö 

23901 

45,40 

9,35 

20,0(> 

1890/97 

13928S1' 

57,03 

20349 

52,82 

11,74 

22,20 

1897,98 

1453204 

57,49 

2S098 

51,72 

11,89 

22.99 

1898  99 

1550000 

58,52 

29058 

52,28 

12,30 

23,05 

1S99/190O 

1693647 

59,39 

30885 

54,83 

13,08 

23,85. 

< 

Tabelle  XL 

I.  Gesamtbetrag  der  Gemeindesteuern  überhaupt  und  derVerbrauchssteuern  insbesondere. 


Steuer- 

Gemeindesteuern 

davon  Verbrauchssteuern 

{»eriode 
und  Jahr 

überhaupt  , 

Mk. 

auf  1 Einw. 
Mk. 

überhaupt 

Mk. 

auf  1 Einw. 
Mk. 

I. 

1857  ! 

i 

1 ( 

1 

; 27098U 

1 

! 

7,5*  j 

122427 

3,3" 

186S 

439200  1 

9,0 

158060 

3,7 

1874  ! 

745215  i 

13,0 

238080 

4,5 

II. 

1875 

007479 

10,9 

— 

— 

1SS7/88 

1179(303 

13,5 

85187 

0,97 

1891  92 

1 .)  ( ( i 43 

15,2 

92259 

0,9 

III. 

! 

1892/93 

1750052 

10,4 

! 87012 

! 0,8 

1895  90 

1943973 

! Bi, 7 

90400 

: 0,8 

1.899/00  : 

2851823 

1 22,0 

112107 

0,9 

* Für  die  Jahre  18r>7,  ISdS  und  1874  sind  die  Pro -Kopf -Berechnungen* 
die  1 >nrchschnittszahlen  für  ein  Jahr  der  betreffenden  Volkszählungsporiode.. 


i 


II.  Einnahmen  aus  Ertrags-  und  Einkommensteuern. 


IV.  Die  Einnahmen  setzen  sicn  zusammen  aus 


Ste  ler- 
peri  )de 
und  fahr 

Ertragssteuern 

-- 

jp]inzugs-  und 
Bürgerrechts- 
geld 

i Mk. 

Grund-  und 
Gebäudesteuer 

Mk. 

1 (iewerbesLeuer 
|(incl.dei  Wander- 
i gewerhf*steuer 
und  der  Betriebs- 
Steuer 

Einkommensteuer 

i 

j Mk. 

I i 

185; 

135513 

10804 

ISii^ 

52004 

221652 

2175 

bs7- 

I . 
bs7f 

87557 

40997 S 

1800 

1(12227** 

i 

1 

335525 

1.50(.) 

iss;  88  ' 

191400 

240  : 

54892 1 

6812 

18!)]  92 

240480 

440  1 

703833 

11439 

Ii[.  1 

I 

1 

189-  '93  ' 

201302 

010 

1021951 

5316 

181b“  9(1 

443223 

222348  I 

1087760 

7560 

1891  00 

023547  j 

320270 

1093047 

j 

— 

III.  Einnahmen  aus  Aufwand-  und  Verbrauchssteuern. 


Stei  ler- 

Aufwandsteuern 

Verbrauchssteuern 

l>eri  )de 
und  fahr 

Mietssteuer 

Mk. 

Hunde- 

steuer 

Mk. 

Lustbar- 

keitssteuer 

Mk. 

Baiipolizei- 

gebiihren 

Mk. 

Mahl-  und 
Srhlachtstc-uer 

Mk. 

Biersteuei 

Mk. 

I 

18.57 

2236 

• 

122428 

1868 

4709 

158060 

187-1 

7200 

2,38()80 

11. 

187c 

102227** 

6(JOO 

_■ 

_ 

1887/88 

336322 

10721 

851 87 

1891/92 

450039 

13247 

02259 

11 

1892  /93 

300999 

12202 

87012 

1895  90 

— 

25536 

37722^ 

23412 

90400 

1891  00 

27215 

52859 

22118 

112107 

Für  das  Jahr  1875  ist  das  Erträgnis  der  Grundsteuer  von  dem  der 
Miets  teuer  nicht  getrennt  angegeben,  weshalb  wir  die  Hälfte  des  Gesamtbetrages 
als  G ■und-,  die  andere  Hälfte  als  Mietssteuer  - Erträgnis  in  der  Tabelle  ein- 
geset2 1 haben. 


f 


\ 


I 


I 


f 


Steuer- 
]>eriode 
und  Jahr 

Einkommen- 

steuern 

Ertrags- 

Steuern 

Aufwand- 

steuern 

Verbrauchs- 

steuern 

^onstigf» 

Steuern 

Io 

hi 

0/ 

/rt 

0 

0 

i. 

• 

I 

1857 

W 

— 

0,83 

45,18 

3,99 

1808 

50,47 

11,98 

1,07 

35,90 

0,49 

1874 

55,01 

1 1 ,75 

0,90 

32,03 

0.24 

II. 

1 

1875 

.50,27  ' 

24,31** 

25,20** 

— 

( ».22 

1887  88  , 

40,53 

10,25 

2!),42 

7,22 

0,5s 

1S91/92 

48,41 

1.5,05 

29,37 

5,85 

0,72 

[II. 

1892  93 

58,40 

14,90 

2 1 ,33 

5,01 

0,3) ) 

1895/90 

55,90 

34,24 

4,45 

4,90 

0.39 

1S9!);00 

.59,39  : 

33,10 

3,58 

3,93 

— 

**  Für  (las  .Tahr  1875  ist  das  Erträgnis  der 

Grundsteuer 

v(ni  dem  der 

5Iietssteuer  nicht  getrennt  angegeben,  weshalb  wir  die  Hälfte  des  Gesamtbetrages 
als  Grund-,  die  andere  Hälfte  als  Mietssteuer  - Erträgnis  in  der  Tabelle  ein- 
gesetzt haben. 


Tabelle  XII. 


1 

Steuer- 

periode 

T 

1 Einnahme  aus 
Kommunal- 

pro  Kopf 

Einnahme  aus 
Staats-  und 
Kommunal- 

pro  Kopf 

Verhält  ni.- der 
Kommunal- 
zu  den 

steuern 

1 

steuern 

Staatsstenern 

und  Jahr 

Mk. 

Mk. 

5Ik. 

Mk. 

0 

0 

1. 

IS.^S 

28025)1,25 

7,31 

i 

1 

652780,15 

16,67 

78.1 

1861 

305137,92 

7,20 

710414,37 

16,76 

1 ,3 

1867 

371310,03 

i ,3(J 

822749,31 

10,17 

82.3 

1871 

()6040*  ,18 

12,55 

er.  11)191!)  1,78 

‘ 22,21 

129,S 

11. 

i 

1 

! 

1875  ' 

007479,39 

! 10,!  )2 

1134811,79 

18,57 

I 142,8 

1881  82 

1 82.5914,2!) 

1 1 ,30 

; 140!)194.2‘) 

1 19,38 

141, )i 

1887,88 
1891  92  • 

1179)1)12,95 

1 3,50 

19!)27, 58,70 

1 22,81 

! 145,1 

1 1577743,50 

15,19 

2032051 , - 

1 25,34 

' 149.): 

III. 

1892  93 

1750052, — 

10,42 

' 3266365, — 

30, (>5 

1 1 5,4 

1895  96 

194.3973,— 

10,71 

! 3328457,— 

28,)  )2 

1 40,4 

1899  1900 

2851822,75 

22,02 

j 45S7 1 S(),03 

i 35,42 

164,3 
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Tabelle  XIV. 


I.  Gesamtbetrag  der  Gemeindesteuern  über- 
haupt (nach  den  Rechnungsergebnissen 
von  18i»7  bezw.  1 897,98) 

Davon  Verbrauchs>teuern 

Städte 

Gemeindesteuern 
überhaupt  in  ; auflEinw. 

\ 

Städte 

auf  lEinw. 
Mk. 

1000  Mk. 

Mk. 

1.  Berlin 

51076,9 

29,58 

1.  Strassbiirg 

2.  Frankfurt  a.  M. 

10434,0 

43,63 

2.  Metz 

17,44 

:i.  Breslau 

9849,0 

25,19 

3.  Stuttgart 

6,87 

4.  Dresden 

9805,2 

27,48 

4.  Breslau 

5,5() 

5.  München 

9158,0 

21,71 

5.  München 

5,56 

iu  Leipzig 

8946,3 

21,84 

6.  Nürnberg 

5,50 

7.  Köln 

8243,2 

24,71 

7.  Dresden 

5,38 

s.  Stuttgart 

5155,7 

31,41 

8.  Karlsruhe 

4,02 

U.  Strassburg 

3855,2 

9.  Köln 

1,0s 

10.  Nürnberg 

3274,8 

18,98 

10.  Halle  a.  S. 

0,93 

11.  Halle  a.  S. 

2527,6 

20,68 

11.  Berlin 

1 0,45 

12.  Karlsruhe 

1 1440,2 

16,66 

12.  Frankfurt  a.  M. 

; 0,0 1 

1;;.  Metz 

1162,9 

19,39 

13.  Leipzig 

0,00 

n.  Kiniiahuieu  dt;r  Oenieindeii  aus  L-rtrags-  und  Kinkoiuiueu&teueui  in  1000  Mk. 
(nach  den  Rechnungsergebnissen  von  189  • bezw.  1897/98). 


— - — ■ 

Ertragssteuern 

j 

Gewerbe-  1 

Städte 

Grund-  und 

Steuer  oncl.  | 
der  Wander- 

Steuer  von 
Ivohn-  und 

Gebäude-  ^ 

gow.  u.  d. 

Berufs-  j 

Steuer 

Betriebs- 

einkommen 

Steuer 

. 

1.  Berlin 

16808,4 

7236,5 

1 

2.  Frankfurt  a.  M. 

2195,8 

956, () 

3.  Leipzig 

1587,4 

— 

l 

1 

4.  Breslau 

2088,5 

945,6 

5.  Köln 

2104,7  ^ 

1061,3 

tl.  Dresden  ' 

715,4  ! 

— 

7,  München 

2144,4 

! 1427,9 

636,7  1 

8.  Stuttgart 

1505,4 

. 1393,3 

130,7  i 

1 

0.  Halle  a.  ö. 

Ci 

X 

X 

X 

287,4 

- 1 

1').  Nürnberg 

710,7 

i 667,7 

226,7 

11.  Karlsruhe 

298,4 

190,4 

— 

12.  Strassburg 

173,8 

194,7 

13.  Metz 

38,9 

50,1 

Kapital- 


391,5 


467,6 

228;2 


Allgem.  £. 

Ein  M 
, -: 

kommen*  ^ 
Steuer  ! g 

I ^ 


< 

c 


>1 


23Uö8,fi 
5G08,1 
G479,7 
4090,9 
3814,1 

5141,7  I 248,4 

_ j 152,3 
1453,3 


313,7 


II  . Einnahmen  der  Gemeinden  aus  Aufwand-,  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern 
in  1000  iVIk.  (nach  den  Rechnungsergebnissen  von  1897  bezw.  1S97;98).. 


1 

Städte 

Aufwandsteuern 

V’erkehrssteuern  ! 

1 

Ver- 

Miets- 

steuer 

1 

HunUe- 

steuer 

Vergnü-  | 

gnngs-  ^ 
steuern 

Sonstige 

Steuern 

Vom 

Grund-  ; 
besitz- 
wechsel 

1 

Pflaster- 

zoll 

braucbs- 
s teile  rn 

1 Dresden  | 

1 

9i,h  ! 

102,3 

2,8  ' 

1584,4  ! 

t 

1918,2 

2 Strassburg 

73,(1 

29,5  1 

34,.5 

4,4  i 

— 

;3444,7 

3 München 

— 

103,4 

38,5 

i 

1061,7 

2343,7 

1 Berlin 

o,s 

482,0 

' 

1 

1 

1816,4 

1 

774,2 

r>  Breslau 

— 

63.1 

86,9 

— 

401,3 

— 

2172,7 

(i  Stuttgart  ' 

1 

62,3 

' 

— 

393,2 

— 

1127,0 

7 Frankfurt  a.  M. 

124,4 

i 

1 25,1 

873,2 

— 

— 

8 Köln 

1 371,2 

96,6 

118,4 

I 

' 688,5 

— 

359,2 

9 Nürnberg 

29,5 

0,7 

— 

! 

150,4 

949,0 

10  Metz 

j 12,8 

11,5 

2,8 

2,3 

— 

— 

1044,5 

11  Leipzig 

; 

11.3.0 

101,1 

: 

1 (3()3,2 

— 

12  Karlsruhe 

1 

17,9 

— 

! 

! 

21,8 

347,4 

IS.  Halle  a.  S. 

— 

25,0 

39,7 

24,6 

1 — 

— 

113.4 

\ Nach  den  Rcchnungsergebnissen  von  1897  bezw.  1897  98  betrugen  in 

die  f^innahnieii  aus: 


Städte 

Plrtrags-  und 
Einkommen- 
steuern 

Aufwand- 
u.  Verkehrs- 
steuern i 

i 

Verbrauchs- 

steuern 

Sonstige 

Steuern 

1 Berlin 

93,98 

4, .51 1 

1,.52 

— 

2 Frankfurt  a.  M. 

84,82 

13,36 

— 

1,82 

3 Breslau 

72,34 

5,00 

22,06 

— 

4 Dresden 

62.27 

18,17 

19,50 

5 München 

60,5 1 

13,14 

25, .59 

0,70 

C Leipzig 

90,17 

9,82 

— 

0,01 

7 Köln 

84,68 

10,96 

4,35 

0,01 

8.  Stuttgart 

69,31 

8,83 

21,S(i 

— 

9 Strassburg 

6.97 

3,6S 

S!t,35 

— 

IC  - Nürnberg 

63,29 

5,70 

28,98 

2,03 

11.  Halle  a.  S. 

91,96 

3,55 

4,49 

- — 

1 . , Karlsruhe 

( 1 ,5  ( 

2,7.5 

24,12 

1,50 

1?.  Metz 

7,05 

2,53 

89,82 

— 

Curriculum  vitae. 


Oseanis  Tetzlaff  natus  suiu  Primislaviae  Jd.  Dec.  anui  1S74 
patre  Guilelino  mercatore,  matre  Julia,  e gente  Suhle.  Fideiii 
confiteor  evangelicam.  Litterarum  elementis  imbutus  gyiima^ium 
Primislaviense,  (juod  tum  auspiciis  viri  doctissimi  Kichardi  Arnoldt 
t'Iorebat,  per  decem  annos  et  meuses  sex  t'reciuentavi,  Maturitatis 
testimonio  instructus  historiae  et  philologiae  germauicae  et  philosojdiiae 
operani  daturus  primo  Halis  tum  Heidelbergae  tum  Jierolini  scholis 
interfui  virorum  illustrissimorum:  Lindner,  Burdach,  Strauch,  Haym, 
Erdmaiinsdörffer,  Braune,  Scheffer-Boichor.st,  Schmidt,  Delbrück, 
Schmoller,  Stumpf.  Deinde  vero  Halis  et  Erlangiae  summo  Studio 
rebus  politicis  at(jue  philosophicis  incubui  et  per  quatuor  semestria 
spatia  scholarum  vel  exercitationum  vel  seminariorum  sodalis  fui 
doctissimorum  virorum:  Conrad,  Loeuing,  Friedberg,  Riehl,  b.,heberg, 
Falckenberg,  Neuburg.  His  viris  onmibus  optime  de  me  meriti.^, 
imprimis  Carolo  Theodore  Eheberg,  tjui  comiter  consilio  et  opera 
me  adjuvabat,  gratias  ago  quam  maximas. 


r 


